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Wiedereingliederungsmanagement mit dem bfw –
umfassend, vernetzt, wirkungsorientiert.

Klare Ziele – gute Aussichten
Wiedereingliederung hat Priorität
Einer der wichtigsten Bausteine für eine nach-
haltige Wiedereingliederung ist für ehemalige 
Strafgefangene eine geregelte, bezahlte Arbeit 
nach der Haft. Dass hierfür schulische und be-
rufliche Qualifizierung während der Haft sinnvoll 
sind, steht außer Frage. 

Der Erfolg beruflicher Wiedereingliederung  -
wird aber bereits beim Zugang begründet. 
Welche Potenziale sind vorhanden? Wie las-
sen sich die Möglichkeiten von Bildungs- und 
Beschäftigungsangeboten für die individuelle 
Entwicklung beruflicher Handlungskompe-
tenz nutzen? Wie kommen die Strafgefange-
nen nach der Entlassung möglichst nahtlos in 
Beschäftigung – und bleiben dort?

Know How und Service
Die Herausforderungen an die Akteure im 
Justizvollzug sind komplex. Der Maßnah-
menkatalog ist stetig weiter zu entwickeln 
und die einzelnen Schritte müssen mitei-
nander verknüpft werden. Hier setzen die 
langjährigen Erfahrungen und die Innovati-
onsbereitschaft des bfw an. Wir bieten pas-
sende Dienstleistungen bei Diagnostik, Qua-
lifizierung und für den Übergang – und wo 
erforderlich übernehmen wir auch Aufgaben 
bei der Beantragung von Projektmitteln, der 
finanztechnischen Abwicklung und der Pro-
jektkoordination. 

Reso-KompetenzCenter Nord
Telefon 0 43 21 /97 70-0 | neumuenster@bfw.de
Reso-KompetenzCenter West
Telefon 02 34 /9 26-9510 | zn-reso@bfw.de
Reso-KompetenzCenter Ost
Telefon 0 35 41 /8 70 85 60 | leipzig@bfw.de
Reso-KompetenzCenter Süd
Telefon 0 63 32 /4 86-250 | zweibruecken@bfw.de

Beispielhaft:
In Sachsen demonstriert das bfw seit vielen Jahren die Vernetzung 
von Ausbildung und Integration. In den JVA Bautzen, Chemnitz, 
Görlitz, Leipzig, Torgau, Waldheim und Zeithain sowie in der JSA 
Regis-Breitingen haben Gefangene die Möglichkeit zur modularen 
Ausbildung in 12 anerkannten Berufen oder zum Erwerb anderer 
zertifizierter Abschlüsse, wie zum Beispiel Schweißerpässe oder den 
Europäischen Computerführerschein (ECDL). Nutzt ein Gefangener 
das Angebot zum Erwerb von Teilmodulen aus einem anerkannten 
Ausbildungsberuf, erhält er für jedes mit Prüfung absolvierte Mo-
dul eine Bestätigung der IHK bzw. HWK, die in den Sächsischen 
Qualifizierungspass eingetragen wird und anerkannt ist. So kann 
die während der Haft begonnene Ausbildung nach der Entlassung 
fortgesetzt werden.

Vier Projekte zur „Qualifizierung von Strafgefangenen in Vorberei-
tung auf die beruflich-soziale Integration“ unterstützen darüber 
hinaus die intensive Vorbereitung der Gefangenen nach der Haft 
durch: 

Bewerbungstraining -
Training von Kompetenzen im Umgang mit  -
Behörden
Training von Kompetenzen zur individuellen  -
Integration 
Arbeits- und Ausbildungsplatzsuche. -

Gefördert werden diese Projekte über den Europäischen Sozial-
fond (ESF) und durch die Kofinanzierung des Freistaates Sachsen.



Liebe Leserinnen und Leser,

das alte Jahr endete damit, dass der 
deutsche Strafvollzug vor allem in 

der Bild-Zeitung massiv kritisiert wur-
de: „Unglaublich, wie die Zustände in 
deutschen Gefängnissen sind“. Details 
möchte ich Ihnen ersparen, Nachlesen 
lohnt sich nicht. Anton Bachl, Bundes-
vorsitzender des BSBD, hat sich in einer 
Beschwerde an den Deutschen Pres-
serat gewandt (vgl. S. 16 f. in diesem 
Heft) und die notwendigen Sanktionen 
eingefordert.

Unabhängig von diesem aktuellen 
Vorgang geschieht es immer wie-
der, daß die Zustände im deutschen 
Strafvollzug in den Medien skandali-
siert werden. Teilweise zu Recht, min-
destens ebenso häufig aber auch zu 
Unrecht, mit fehlender Sachkenntnis 
oder mit zweifelhaften Quellen.

FORUM STRAFVOLLZUG hat deshalb 
zum Jahresauftakt den Titel „Schlag-
zeile Strafvollzug“ gewählt. Tatsächlich 
wird in den Medien das Thema Straf-
vollzug weitgehend undifferenziert 
und nur mit Schlagzeilen abgehandelt 
– Schlagzeilen verkürzen, spitzen zu, 
sind Schläge, die durch die nachfol-
genden Zeilen  zugefügt werden sol-
len. 
Die Beiträge von Gerd Koop, Norbert 
Merz, Ulrich Hermansky zeigen die 
unendlichen und unermüdlichen Be-
mühungen, ein realitätsgerechtes und 
faires Bild des Strafvollzugs zu zeich-
nen – teilweise mit beachtlichem Er-
folg  zumindest auf  regionaler Ebene.

Den nur an Skandalen und Schlag-
zeilen interessierten Journalisten wird 
dagegen empfohlen, das Statut der 
Gefangenzeitung „der lichtblick“ der 
JVA Tegel als Beispiel für ethisch kor-
rektes Handeln und faire Bericht- 
erstattung  zu nehmen (S. 17 f.).

Mit Prof. Frieder Dünkel von der 
Universität Greifswald hat FORUM 

STRAFVOLLZUG die Vereinbarung, dass 
er ca. alle 2 bis 3 Jahre bei uns aktuelle 
rechtstatsächliche Befunde zur Lage 
des deutschen Strafvollzugs veröffent-
licht (vgl. Heft 1/ 2007). So auch wieder 
in diesem Heft mit für die Weiterent-
wicklung äußerst wichtigen Befunden. 
Die Feststellungen zum bundesweiten 
Rückgang der Gefangenenzahlen und 
zum sich verändernden Profil der In-
haftierten machen deutlich, vor wel-
cher zentralen Weichenstellung der 
deutsche Strafvollzug steht: Immer 
mehr Behandlungsqualität für immer 
weniger Gefangene – eine Zielset-
zung, die von  erfahrenen Praktikern 
und rationalen Vollzugspolitiker natio-
nal wie international schon seit vielen 
Jahren eingefordert wird. So erwach-
sen aus der Krise der Überbelegung 
neue Chancen – es bleibt zu hoffen, 
dass sich im Kampf um Ressourcen die 
Fachressorts durchsetzen werden.

Frieder Dünkel ist übrigens auch  
ein gutes Beispiel im Sinne der 
ethischen Grundsätze für eine faire 
Berichterstattung, die auch für aner-
kannte Wissenschaftler verpflichtend 
sind. (mehr über ihn finden Sie in  
wikipedia).

Mit diesem Heft starten wir die 
neue Serie „Steckbriefe“ über 

ausländische und deutsche Gefäng-
nisse (die JVA Oldenburg hat sich 
dankenswerter Weise bereit erklärt, 
in Vorlage zu treten, vgl. Seite 55 ). Wir 
wollen so in jedem Heft über 1 bis 2 
Anstalten Grundinformationen zu den 
wichtigsten Daten und Fakten  geben, 
sodass über die Jahre ein breit ange-
legtes Bild – auch im internationalen 
Vergleich – entsteht. Interessierte An- 
stalten mögen sich bitte an die Län-
der-Korrespondenten oder an die Re-
daktion wenden.

Ein letzter Hinweis: Diesem Heft 
liegt das INHALTSVERZEICHNIS 

2009 bei – aufgeteilt in das Stichwort-
verzeichnis, das Autorenverzeichnis, 
Rechtsprechung und Buchbespre-
chungen.
Danke an alle Mitwirkenden, insbe-
sondere an Frau Helga Moriz für die 
präzise Dokumentations-Arbeit.

Die Redaktion wünscht Ihnen 
ein gutes Neues Jahr und eine 

spannende Lektüre – bleiben Sie uns  
gewogen.

Ihr
Bernd Maelicke

  
 
 

 
berndmaelicke@aol.com
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Im November 2009 hat der 
Ministerrat in Österreich 
eine neue Strafvollzugsno-
velle beschlossen

Wesentliche Punkte sind:
Schaffung einer notwendigen  -
Grundlage für Justizwachebeamte 
zur Durchführung von Alkohol- und 

Startschuss für die Neuord-
nung des Kriminologischen 
Dienstes des bayerischen 
Strafvollzugs

Die Staatsministerin der Justiz und für 
Verbraucherschutz Dr. Beate Merk gab 
am 19. Januar 2010 in Erlangen den 
Startschuss für die Neuordnung des 
Kriminologischen Dienstes des baye-
rischen Strafvollzugs. 

Die Arbeitsgruppe „Kriminologischer 
Dienst im bayerischen Justizvollzug“ 
hat seit mehr als 18 Jahren mit hoher 
Fachkompetenz Forschungsprojekte 
ausgewertet sowie Behandlungskon-
zepte im Strafvollzug begleitet. Die 
hier gemachten Erfahrungen waren 
so überzeugend, dass nunmehr die 
Entscheidung gefällt wurde, das Er-
fahrungswissen zu bündeln und eine 
zentrale wissenschaftliche Forschungs-
einrichtung für den gesamten baye-
rischen Vollzug einzurichten. Eine Kern-
aufgabe dieser Forschungsstelle wird 
in der intensiven wissenschaftlichen 
Begleitung der Behandlung von Straf-
tätern in der Sozialtherapie sowohl im 
Erwachsenen – als auch im Jugendvoll-
zug liegen. Behandlungsprogramme 
sollen systematisch akkreditiert und 
wissenschaftlich unterstützt werden, 
um so die Behandlung von Strafgefan-
genen in den bayerischen Justizvoll-
zugsanstalten weiter zu optimieren. Der 
Kriminologische Dienst wird natürlich 
auch über den Bereich der Sozialthera-
pie hinaus Forschungsergebnisse und 
aktuelles kriminologisches Fachwissen 
sichten, erfassen und auswerten sowie 
für die Vollzugspraxis nutzbar machen. 
Er wird u.a. Forschungsvorhaben anre-
gen und externe Forschungsvorhaben 
im Justizvollzug prüfen, unterstützen, 
koordinieren und betreuen; er wird 
ferner bei der Neukonzeption und der 
Fortentwicklung vollzuglicher Maßnah-
men sowie bei der Aus- und Fortbildung 
mitwirken

Der Kriminologische Dienst als zentrale 
Forschungseinrichtung für den gesam-
ten bayerischen Vollzug ist einzigar-
tig in seiner Art und stößt bereits jetzt 
auf ein nachhaltiges Interesse in der  
Wissenschaft. 

Die Forschungsstelle wurde nunmehr  
in unmittelbarer Nähe zur Justizvoll-
zugsanstalt Erlangen eingerichtet. 
Dieser Standort wurde insbesondere 
gewählt, weil die Justizvollzugsanstalt 
Erlangen über jahrzehntelange Erfah-
rungen im Bereich der Sozialtherapie 
und überdies über sehr gute und enge 
Kontakte zu der Universität Erlangen 
und zu anderen Wissenschaftlern  
verfügt. 

Dr. Beate Merk: „Dies ist wichtig: Denn 
auch die Kontaktpflege, der Austausch 
und die Zusammenarbeit mit den ver-
schiedensten Forschungseinrichtungen 
gehört zu den Aufgaben des Krimino-
logischen Dienstes.“ 

Die Leitung des Kriminologischen 
Dienstes übernimmt Herr Diplompsy-
chologe Dr. Endres. 
Herr Dr. Endres war mehrere Jahre im 
Psychologischen Institut der Universität 
Bonn wissenschaftlich tätig. Er quali-
fiziert sich überdies aufgrund seiner 
bisherigen Tätigkeit als Abteilungs- 
leiter in der Justizvollzugsanstalt Eb-
rach für diese Aufgabe. Das Forschungs-
zentrum verfügt über eine weitere 
Psychologenstelle sowie über eine  
Assistentenstelle.“

horst.krae@stmjv.bayern.de

Drogentests in Gefängnissen.
Einführung eines stufenweisen   -
Systems der verbesserten Kontrolle 
beim gelockerten Vollzug.
Verständigung von Opfern, die Ge- -
walt- oder Sexualdelikten ausgesetzt 
waren, vom ersten unbegleiteten 
Verlassen und der Entlassung eines 
Strafgefangenen. Die Verständigung 
erfolgt durch die Justizanstalt auf 
Antrag des Opfers. Bisher war nur bei 
der Aufhebung der Untersuchungs-
haft die Opferverständigung vor-
gesehen.
Strafverschärfungen bei unerlaubter  -
Kontaktaufnahme oder Einschmug-
geln von verbotenen Gegenständen 
in die Justizanstalten wie Mobiltele-
fone, verbotene Substanzen u.Ä.
Anpassung des Paketempfanges für  -
Insassen an die geänderten Vollzugs-
bedingungen
Recht auf baulich abgetrennte WC  -
Anlagen in Hafträumen, in welchen 
mehr als ein Insasse dauerhaft unter-
gebracht ist.
Geänderte Auswirkungen des Auf- -
enthaltsverbotes auf den Strafvoll-
zug: Bei Aufhebung des Aufenthalts-
verbotes durch die Fremdenpolizei 
soll künftig die Strafe als vollzogen 
gelten und die Tilgungsfrist begin-
nen. Ein neuerlicher Vollzug kommt 
daher auch bei Wiedereinreise nicht 
in Betracht.
Erweiterung der Ermittlungsmöglich- -
keiten zur Fahndung von flüchtigen 
Insassen. Neben der Nachrichten-
überwachung der optischen/aku-
stischen Überwachung soll nach 
Einholung eines richterlichen Be-
schlusses auch die Sicherstellung und 
Beschlagnahme von Gegenständen, 
die Identitätsfeststellung und Ob-
servation sowie die Durchsuchung 
von Orten und Personen möglich 
sein, um flüchtige Verurteilte besser 
aufspüren zu können.
Neuregelung der Löschung voll- -
zugsrelevanter Daten von Insassen 
durch Einführung einer generellen 
Löschungsverpflichtung nach 80  
Jahren. Ein Zugriff auf die Vollzugs-
daten soll in bestimmten Fällen nur 
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Jahresprogramm 2010 der 
Führungsakademie für den 
Justizvollzug

Die Führungsakademie unterstützt die 
Führungskräfte im Justizvollzug bei der 
Erfüllung ihrer hohen Anforderungen 
und vielfältigen Aufgaben. Ziel der 
Akademie ist es, Führungspotenziale 
zu entdecken, sinnvoll zu fördern und 
gezielt zu stärken. Im Justizvollzug vor-
handene Ressourcen können so besser 
genutzt, Veränderungsprozesse und 
Innovationen in Gang gesetzt sowie 
systematisch gesteuert werden. 

Folgende Aufgaben stehen im Vorder-
grund:

Organisation von Veranstaltungen  -
zu zukunftorientierten Themen für 
eine effiziente und wirtschaftliche 
Unternehmens- und Organisations-
führung
Unterstützung sowie Beratung  -
bei Projekten und Organisations- 
entwicklung
Konzeption und Durchführung indi- -
vidueller Personalauswahlverfahren 
(Assessment Center) für Führungs-
kräfte
Förderung und Weiterentwicklung  -
von Nachwuchsführungskräften im 
Rahmen von Managementtrainings
Beratung und Coaching von Füh- -
rungskräften in herausfordernden 
Situationen

Informationen über Trends und  -
aktuelle Veränderungsprozesse im 
Justizvollzug im Sinne einer Vernet-
zung und Kommunikation, u. a. die 
Herausgabe des Newsletters
Entwicklung „maßgeschneiderter“  -
organisationsspezifischer Personal-
entwicklungs-Konzepte

Themen sind u. a.:

„ - Projektwerkstatt“ – Projekte pro-
fessionell und erfolgreich managen
Anwesenheits- und Fehlzeiten-  -
management
Bundesweites Forum Sicherungs-  -
verwahrung
Kriminologische Forschung -
„Wer hätte das gedacht“ – Kreativität  -
und Gedächtnistraining
Führungskräftetraining für lang-  -
jährige Führungskräfte
„Führungskräftetraining für alte   -
Hasen“ (1. Teil)
Inhalte, Ziele und Kommunikation im  -
Mentoring-Prozess
Führungskräftetraining für lang-  -
jährige Führungskräfte
„Führungskräftetraining für alte   -
Hasen“ (2. Teil)
„Vollzug in Veränderung“ – Neue  -
Entwicklungen in Technik und  
Gestaltung des Justizvollzuges
„Organisationsentwicklung“ – Neue  -
Ideen und Lernprozesse wirksam  
in den Justizvollzugseinrichtungen 
gestalten (1. Modul)
„Verständnis füreinander – Starkes  -
Team“

Vertrauensvolle Zusammenarbeit  -
zwischen Dienststelle und Per- 
sonalrat

„Machen Sie nicht das Beste, sondern  -
das Richtige!“

Praxisorientiertes Management  -
für Führungskräfte

info@fajv.de – www.fajv.de

DVJJ-Veranstaltungen 
1. Halbjahr 2010

Europäisches Netzwerk für 
Kinder von Inhaftierten

Gefangen im Netz der neuen Medien? 
Internet, Handy, Computerspiele und 
Co. – Chancen und Risiken für junge 
Menschen 
Polizei & Sozialarbeit XV
Schneller – Höher – Weiter: 
Wie schnell geht Sozialpädagogik?  
Beschleunigungsprozesse in der so-
zialen Arbeit managen
27. Praktikertagung Ambulante 
Maßnahmen nach dem Jugend-
recht
Interkulturelle Kompetenz für die  
Arbeit mit straffälligen jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund
Jugendrichter und Jugendstaats- 
anwälte
Hoffnungslose Fälle? 
Kompetenzen für den Umgang mit  
besonders herausfordernden Klienten

www.dvjj.de

Das European Network for Children  
of Imprisone  Parents (EUROCHIPS) ist  
europaweit tätig und arbeitet  im In-
teresse von Kindern, die einen inhaf-
tierten Elternteil haben.
Kinder haben ein Recht darauf, die 
Wahrheit über die Inhaftierung ihres 
Vaters  oder ihrer Mutter zu erfahren. 
Darüber hinaus müssen Kinder in die 
Lage versetzt werden, eine Beziehung 
zu beiden Elternteilen aufrecht erhal-
ten zu können. Dieses Recht haben sie 
durch die United Nations Conventions  
on the Rights oft he Child und die Char-
ta der Grundrechte der Europäischen 
Union.
Das Netzwerk EUROCHIPS sieht es als 
seine Aufgabe an, das Bewusstsein für 
die Situation von Kindern Inhaftierter 
in der Öffentlichkeit, im Justizwesen 
und im Bildungsbereich zu erhöhen. 
Dazu versucht es, Behörden, relevante 

mehr durch einen abgegrenzten Per-
sonenkreis zulässig sein.
Beschränkung der Zulässigkeit von  -
gemeinnützigen Leistungen auf 
neun Monate. Bisher gab es keine 
zeitliche Begrenzung der gemein-
nützigen Leistungen (seit 2008 als 
Substitut für Ersatzfreiheitsstrafen 
möglich).

katharina.swoboda@bmj.gv.at



FS 1/2010  • 5Magazin

Organisationen und im Feld Arbeitende 
zu erreichen.
Hierzu stellt das Netzwerk ein Forum zur 
Verfügung, um Ideen und Beispiele für 
eine „gute Praxis“ austauschen zu kön-
nen. Zudem bietet EUROCHIPS Ausbil-
dungsmöglichkeiten für Fachpersonal  
und ehrenamtlich Tätige an.
Nähere Infos:

contact@eurochips.org
vergl. auch in USA:
The National Resource Center on Child-
ren and Families oft he Incarcerated 
(NRCCFI) at Family and Corrections Net-
work ( FCN )
http://fcnetwork.org/

„Projektwerkstatt – 
Projekte professionell 
und erfolgreich managen“

vom 22. bis 23. 02. 2010 
in Celle

befasst sich mit dem methodischen 
1 x 1 des Projektmanagements und 
setzt damit die Grundlage für eine 
erfolgreiche Projektplanung und 
-durchführung. 
Auf folgende Fragestellungen wird 
nähereingegangen: 

Sind die Ziele und der Auftrag des  -
Projektes klar gefasst?
Sind die Rollen und Aufgaben der  -
Projektakteure vereinbart?
Ist der Projektverlauf in seinen Pha- -
sen und Meilensteinen beschrieben 
und für alle Beteiligten transpa-
rent?
Sind die Beratungen der Projekt- -
gruppe und die Entscheidungen 
mit bergeordneten Steuerungskrei-
sen oder Anstaltsleitungen hinrei-
chend synchronisiert?

Mit welchen Strategien kann ich 
Konflikte lösen?
Ein praxisorientiertes Vorgehen und 
aktives Einbeziehen der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer fördert 
die effiziente und erfolgreiche Um-
setzung des vermittelten Wissens 

von der Theoriein den täglichen Ar-
beitsablauf. In dem Seminar findet 
ein regelmäßiger Wechsel von Er-
fahrungsaustausch, Informations- 
und Trainingssequenzen mit Grup-
penarbeiten, Plenumsdiskussionen, 
Übungen und Feedback statt.
Die Lust an der Projektmanage-
ment-Arbeit soll gestärkt und der 
Frust reduziert werden.
Herr Günter Schroven (Leiter des 
Bildungsinstituts) und Frau Iris 
Werner (Führungsakademie) sind 
Ihre Referenten. 

Anmeldeschluss 
01. Februar 2010 
Die Teilnahmegebühren betragen 
EUR 99,00/Tag einschließlich Mit-
tagessen, exklusiv Übernachtung 
(ca. EUR 70,00). 
Für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des niedersächsischen 
Justizvollzuges gelten gesonderte 
Regelungen: 
kalkulatorische Teilnahmegebüh-
ren (KET) 20,00 pro Tag plus 20,00 
pro Tag für Verpflegung ohne Über-
nachtung oder 80,00 pro Tag für 
Verpflegung mit Übernachtung.
Das Online-Anmeldeformular fin-
den Sie im Internet unter 
http://www.fajv.de/Anmeldung.
Michael Franke Führungsakademie 
im Bildungsinstitut des nieder-
sächsischen Justizvollzuges Fuhse- 
straße, 3029221Celle 
Tel. 0 51 41 / 59 39 - 479
Fax 051 41 / 59 39 - 499 
michael.franke@bi-jv.
niedersachsen.de, www.fajv.de

EGMR-Entscheidung zur 
Sicherungsverwahrung: 
Gewissenhafte Auswertung 
notwendig

Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) hat am 17. De-
zember 2009 ein Urteil über die Ver-

längerung der Sicherungsverwahrung 
von Straftätern verkündet. Der EGMR 
beanstandet, dass der deutsche Ge-
setzgeber die ursprünglich vorgese-
hene Höchstfrist von 10 Jahren auch für 
solche Straftäter aufgehoben hat, die 
ihre Tat schon vor dem Zeitpunkt der 
Gesetzesänderung begangen hatten. 
Der EGMR sieht darin einen Verstoß 
gegen das Rückwirkungsverbot der  
Europäischen Menschenrechtskon-
vention (EMRK).

Das Bundesverfassungsgericht hat 
in seinem Urteil vom 5. Februar 2004 
(2 BvR 2029/01) die Vereinbarkeit der 
Aufhebung der Höchstfrist auch für 
solche „Altfälle“ mit dem Grundgesetz 
bestätigt. Da das Urteil des EGMR nach 
dem Maßstab der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zu einem ande-
ren Ergebnis kommt, bedarf seine Be-
gründung einer ausführlichen Analyse 
und einer sorgfältigen rechtlichen Be- 
wertung. Tragfähige Schlüsse auf mög-
liche Konsequenzen für das deutsche 
System der Sicherungsverwahrung kön-
nen erst nach Abschluss dieser Prüfung 
gezogen werden.

Das Urteil des EGMR ist zunächst nicht 
endgültig und daher nicht unmittel-
bar verbindlich. Die Bundesregie-
rung erwägt, gemäß Art. 43 EMRK die  
Verweisung der Rechtssache an die 
Große Kammer des EGMR zu beantra-
gen. Im Lichte des endgültigen und für 
die Bundesrepublik Deutschland ver-
bindlichen Urteils wird dann entschie-
den, auf welche Weise der festgestellte 
konventionswidrige Zustand beendet 
werden kann.

Eine zentrale Rolle wird auch die Fra-
ge spielen, wie auf rechtsstaatlicher 
Grundlage der notwendige Schutz der 
Bevölkerung vor notorisch gefährlichen 
Straftätern mit dem unbedingten Aus-
nahmecharakter der Sicherungsver-
wahrung sachgerecht zum Ausgleich 
gebracht werden kann.

presse@bmj.bund.de
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Nachträgliche 
Sicherungsverwahrung – 
ein politischer Fehlschlag? 

Eine Studie des Lehrstuhls für Krimino-
logie an der Ruhr-Universität Bochum hat 
jetzt nachgewiesen, dass die populistische 
Forderung nach „Wegschließen für im- 
mer“ zur Folge hat, dass zunehmend 
Menschen unberechtigt auf Dauer in-
haftiert werden. Bei ihnen nehmen 
Gutachter zwar eine erhöhte Gefähr-
lichkeit an; diese ist aber tatsächlich nicht 
vorhanden.

Nach den Ergebnissen der Bochumer 
Kriminologen ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass von den als „besonders gefährlich“ 
eingestuften Gefangenen erneut Straf-
taten begangen werden, wesentlich ge-
ringer, als dies die Öffentlichkeit, aber 
auch die Gutachter glauben. 

Untersucht wurde die Rückfälligkeit 
(also erneute Begehung von Strafta-
ten) von Gefangenen, gegen die nach-
trägliche Sicherungsverwahrung bean- 
tragt worden war, diese von den 
Gerichten aber aus rechtlichen Gründen 

abgelehnt wurde. Ausgewertet haben 
die Bochumer Kriminologen Daten 
über 89 entsprechende Fälle, die ihnen 
von den Justizministerien der Länder 
übermittelt worden waren. Davon war 
in  67 Fällen ein Abgleich mit aktuellen 
Auszügen aus dem Bundeszentralregister 
möglich.  In 62 Fällen wurde darüber 
hinaus Einsicht in Vollstreckungshefte 
bzw. Verfahrensakten gewährt. 

Der Abgleich mit dem Bundes-
zentralregister ergab folgendes Bild 
zur Rückfallhäufigkeit der Entlassenen: 
Bis zum 30.06.2008 waren 23 von 67 
Haftentlassenen erneut rechtskräftig 
verurteilt worden, davon 9 zu Geldstrafen, 
4 zu Freiheitsstrafen mit Bewährung und 
10 zu Freiheitsstrafen ohne Bewährung. 
Auch unter diesen befanden sich 6, die 
wegen eher geringfügiger Diebstahls- 
oder Drogendelikte erneut verurteilt 
worden waren. Lediglich drei Delikte 
waren mit Gewalt gegenüber Personen 
verbunden, erreichten also die Intensität, 
die Voraussetzung für die Anordnung der 
nachträglichen Sicherungsverwahrung 
ist.

Bemerkenswert ist, dass 44 
Haftentlassene, bei denen zumindest 

die Justiz vollzugs anstalten, in der Regel 
aber auch die Staatsanwaltschaft eine 
hohe Gefährlichkeit für erhebliche 
Delikte angenommen hatte, in der 
Zeit seit ihrer Entlassung strafrechtlich 
überhaupt nicht wieder registriert 
worden sind. Bei 28 der bisher nicht 
wieder registrierten 44 Entlassenen war 
von zumindest einem Sachverständigen 
eine hohe Gefährlichkeit prognostiziert 
worden, die sich jedoch (zumindest 
bislang) nicht bestätigte. Daran werde 
deutlich, so die Bochumer Forscher, dass 
es offenbar keine klaren Kriterien für 
die „erhebliche Gefährlichkeit“ gibt, die 
die neue Vorschrift im Strafgesetzbuch  
(§ 66b StGB) fordert. Die Wissenschaftler 
weisen auch darauf hin, dass sich die 
Zahl der in der Sicherungsverwahrung 
Untergebrachten seit 1990 um 140% (von 
182 auf 435) erhöht hat, da die Gerichte 
immer häufiger neben der Verurteilung 
zu einer Freiheitsstrafe zusätzlich 
Sicherungsverwahrung anordnen. Dies 
wird, so der Psychologe und Jurist 
Michael Alex, der die Studie durchgeführt 
hat, mit dazu beitragen, dass die erst 
im Anschluss an die Strafvollstreckung 
angeordnete Sicherungsverwahrung 
zahlenmäßig zwar ein Schattendasein 
führt, für Gefangene und Beschäftigte im 
Strafvollzug aber eine große Belastung 
bedeutet. 

Nach den Angaben von Professor 
Feltes sind allerdings in den kommenden 
Jahren noch einige weitere Rückfälle 
zu erwarten, da erst gut ein Viertel 
der Probanden vor mehr als 3 Jahren 
aus der Haft entlassen worden sind. 
Deshalb soll der Abgleich mit dem 
Bundeszentralregister in drei Jahren 
wiederholt werden. Dennoch ist es 
kriminalpolitisch bedenklich, dass bisher 
die Anordnung der nachträglichen 
Sicherungsverwahrung erst in 7 Fällen 
vom Bundesgerichtshof rechtskräftig 
bestätigt worden. In knapp 100 Fällen 
dagegen wurde sie von Gerichten 
abgelehnt. Professor Feltes: „Die im 
Juli 2004 eingeführte nachträgliche 
Sicherungsverwahrung (§ 66b StGB) 
ist rechtsstaatlich äußerst fragwürdig, 
weil dadurch in das ursprüngliche 
Urteil eingegriffen wird. Nun droht die 
Regelung aber auch unter tatsächlichen 
und kriminalpolitischen Gesichtspunkten 
zu einem „Flop“ zu werden“. 

Weitere Auskünfte auch unter der 
Tel. Nr.: 0234/32-25244 (Michael Alex)
Professor Dr. jur. Thomas Feltes M.A.

Tab. 1: Strafhöhe bei erneuter Verurteilung (n = 67)
Erneute Verurteilung zu Keine erneute Eintragung 

bis 30.06.2008

Geldstrafe Freiheitsstrafe
m. Bewährung

Freiheitsstrafe
o. Bewährung

9 4 10, davon 
2 zusätzlich SV

44

Tab. 2: Delikte bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe ohne Bewährung und Strafmaß
Delikt Strafmaß Einschätzung der 

Gefährlichkeit 
durch Gutachter

Diebstahl 4 Monate hoch

Diebstahl, BtMG 7 Monate und 2 Wochen Kein Gutachten erstellt

Diebstahl, BtMG 10 Monate Kein Gutachten erstellt

Betrug, BtMG, 

Weisungsverstoß geg. FA

1 Jahr und 4 Monate mittel

Gemeinschaftlicher Raub, 

gef. Körperverletzung

2 Jahre und 2 Monate hoch

Gemeinschaftl. Diebstahl 2 Jahre und 6 Monate hoch

Gewerbsm. Handel BtM 3 Jahre und 6 Monate hoch

Betrug, Einbruchsdiebst., 

Urkundenfälschung

4 Jahre hoch/mittel

Schw. sex. Missbrauch 

von Kindern

7 Jahre und

Sicherungsverwahrung

hoch

Schwere räub. Erpressung

BtMG

11 Jahre und

Sicherungsverwahrung

Kein Gutachten erstellt
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Moraltraining im Vollzug

Training in Schulen und Gefäng-
nissen – Anwendung auch bei der  
Bundeswehr

Moraltraining statt Tischtennis: Das 
Gefängnis Berlin Moabit bietet eine 
ungewöhnliche Freizeitgestaltung an. 
Mehr als 30 Häftlinge in Deutschlands 
größtem Untersuchungsgefängnis 
meldeten sich freiwillig und diskutier-
ten über moralische Fragen wie Folter 
oder Schwarzarbeit. Das Ergebnis der 
damit verbundenen zweijährigen Stu-
die ist verblüffend, wie Trainer Mathias 
Scharlipp berichtet: «Wir sind davon 
ausgegangen, dass der Rückgang der 
moralischen Urteilskraft im Gefängnis 
höchstens aufgehalten werden kann.» 
Ein Test hat jedoch ergeben: Die Urteils-
fähigkeit der Häftlinge kann durch Dis-
kussionen sogar verbessert werden.

Den weltweit ersten Test zum Nach-
messen der moralischen Urteilskraft 
hat der Psychologe Georg Lind von der 
Universität Konstanz erfunden. Der Test 
ist mittlerweile in 30 Sprachen über-
setzt. Es geht um die Frage, in wieweit 
Menschen Argumente nach ihrer mo-
ralischen Qualität bewerten und sich 
nicht nur von ihrer eigenen Meinung 
leiten lassen. Diese Fähigkeit könne 
man trainieren, betont Lind. Mit den 
Trainingsmöglichkeiten beschäftigten 
sich jüngst gut 100 Wissenschaftler 
bei einem Kongress an der Universität 
Konstanz.

Erstaunlicherweise erhalten bei dem Test 
Medizinstudenten eine weit schlechtere 
Diagnose als die Berliner Häftlinge: Ob-
wohl Mediziner wie keine andere Be-
rufsgruppe bei Entscheidungen über 
Leben und Tod mit moralischen Fragen 
konfrontiert werden, geht bei ihnen 
die moralische Urteilsfähigkeit im Lau-
fe des Studiums zurück. Das hat die 
Psychologin Marcia Schillinger von der 
Pädagogischen Hochschule Weingar-
ten in einer Untersuchung unter 1149 
Studenten verschiedener Fächer und 
Länder herausgefunden. Der Grund: 

Gerade im Fach Medizin muss viel ge-
paukt werden. Eigenständiges Denken 
ist weniger gefragt. Doch genau darauf 
kommt es bei der Bewertung mora-
lischer Fragen an.

Für sein Moraltraining hat der 63-jäh-
rige Psychologe Lind die sogenannte 
Konstanzer Dilemmadiskussion entwi-
ckelt, wie sie auch im Gefängnis Moabit 
angeboten wird. Nach dieser Methode 
werden strittige Themen wie Sterbehil-
fe, Folter oder Abtreibung diskutiert. Die 
Teilnehmer lernen zuhören, argumen-
tieren und Argumente zu bewerten. Die 
Methode kam auch schon bei Schülern 
und im Altenheim zum Einsatz.

Nach Foltervorwürfen bei der Bundes-
wehr schulte der Konstanzer Wissen-
schaftler sogar Soldaten der Bundes-
wehr. «Das ist ein sehr intelligentes 
Programm», urteilt Oberstleutnant 
Mathias Wilke, Teilnehmer und Dozent 
am Zentrum für Innere Führung in 
Koblenz. Die Wirkung gehe über den 
theoretischen Moralunterricht hinaus, 
glaubt der Soldat.

«Im Grunde haben alle Menschen in 
allen Kulturen moralische Ideale», er-
klärt Moralforscher Lind. Nur mit der 
Umsetzung hätten manche Menschen 
Probleme. Für den Wissenschaftler ist 
Moral daher keine Einstellungsfrage, 
sondern eine Fähigkeit, die man erler-
nen kann. Während sich die Ideale in 
verschiedenen Kulturen kaum unter-
scheiden, gebe es in der Urteilsfähig-
keit riesige Unterschiede. Die Ursachen 
dafür sieht Lind nicht in politischen 
Systemen, sondern in der Bildung und 
der Qualität des Unterrichts. Auch die 
Religion spiele eine wichtige Rolle.

So offenbarten dem Wissenschaftler 
zufolge Studien in Rumänien, im Iran 
und in Lateinamerika, dass dogma-
tische Religiosität negative Folgen auf 
die moralische Urteilskraft haben kann. 
Die Studienteilnehmer übernahmen 
dort nicht nur die Meinung der Kirche, 
sondern weigerten sich, über kritische 
Themen wie Sterbehilfe überhaupt 

nachzudenken. «Das ist in Deutschland 
bei streng Evangelikalen übrigens nicht 
anders», sagt Lind. Nach Meinung des 
Psychologen verhält es sich mit der 
moralischen Urteilskraft wie mit einem 
gebrochenen Bein: «Wenn man es nicht 
benutzt, werden die Muskeln schlaff.»

Die Uni Ulm zieht aus der Studie bereits 
Konsequenzen: Ab dem Winterseme-
ster sollen dort Medizinstudenten in 
einer Projektgruppe moralische Fragen 
nach der Konstanzer Dilemmadiskussi-
on erörtern. Eingeübt werden kann die 
moralische Urteilsfähigkeit laut Lind 
aber auch durch mehr Eigenverantwor-
tung im Lehrplan, durch Projektarbeit, 
Vereinsarbeit oder beim Ferienjob.

(ddp)

Url zum Artikel: 
http://www.ad-hoc-news.de/schulen-
konstanzer-moralforscher-entwirft-
ersten-moraltest--/de/Regional/Ber-
lin/20398642

Info-Flyer 
FORUM STRAFVOLLZUG

Für FORUM STRAFVOLLZUG 
wurde ein Info-Flyer zur Aus-
lage bei Seminaren, Veran-
staltungen, Kongressen ent-
wickelt.

Interessenten können ihn
kostenlos bestellen:  

Justizvollzugsanstalt Heimsheim
Mittelberg 1, 71296 Heimsheim
Telefon 0 70 33/30 01-410

druckerei-h@
jvaheimsheim.justiz.bwl.de
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Dies ist zwar im Grundsatz richtig, 
doch nicht Praxis, denn Medien und 
Strafvollzug begegnen sich nämlich 
oftmals mit großem Argwohn und 
Misstrauen. Ihr Verhältnis ist nach Mei-
nung des Journalisten und früheren 
Leiters des politischen Ressorts der 
ZEIT, Martin Klingst, geradezu ange-
spannt, denn wenn Medien über den 
Strafvollzug berichten, dann geht es 
meist um Sensationen wie Lücken im 
Sicherheitskonzept, um Ausbrüche von 
Schwerkriminellen, um die Verantwor-
tung des Justizministers, um angeblich 
unverantwortliche Entscheidungen wie 
Freigang oder Hafturlaub, aus dem Straf-
täter nicht mehr zurückkehren oder in 
dem sie neue Straftaten begehen. Oder 
es geht um die Zustände im Knast: um 
Chaos, meuternde Gefangene, Schläge-
reien, Hackordnungen, brutales Perso-
nal oder eben um das genaue Gegenteil, 
den Knast als angebliches Hotel und 
Wellness-Center3. 

Unbestritten ist der Einfluss der 
Medien in unserer Gesellschaft. Man 
kann angesichts des Medienverhaltens 
mancher Politiker sogar die Vermutung 
haben, dass die Medien die eigentliche 
politische Kraft im Lande sind. Sie rufen 
und die Politik und Verwaltung stehen 
bereit. Sie agieren und schon folgen 
Reaktionen. Die Bedeutung und der 
Einfluss der Medien sind so groß, dass 
es in jeder Schaltstelle von Politik und 
Verwaltung Pressesprecher, Presseab-
teilungen oder Öffentlichkeitsreferate 
gibt. Es scheint manchmal so, als drehe 
sich alles nur noch um die Medien. 

Journalisten behaupten gerne, dass 
Medien nur das transportieren, was in 
der Bevölkerung bereits vorhanden ist. 
Gerhard Mackenthun4 (Mitverfasser von 
„Die Panik-Macher“) ist da ganz anderer 
Ansicht. Er bezeichnet diese Aussage 

Einleitung

„Was ist bloß los in Deutschlands Ge-
fängnissen, dass Schwerverbrecher –wie 
jetzt in Aachen – in die Freiheit spazieren 
können, als wären sie nette Jungs auf 
Wandertag“

Diese Schlagzeile über den groß-
en Knastreport in der Bundesausgabe 
der Bild-Zeitung vom 4.12.2009 empört 
die Vollzugswelt, fordert Justizminister, 
Gewerkschaften und Berufsverbände 
zu Protesten heraus und schürt neue 
Vorurteile gegen den Strafvollzug. Da 
kommt das Schwerpunktthema von 
Forum Strafvollzug zum Thema Öffent-
lichkeitsarbeit und Strafvollzug doch 
wie bestellt. 

Der vorliegende Beitrag beschäf-
tigt sich mit dem Thema Strafvollzug 
im Spannungsfeld von Medien und 
Öffentlichkeit. Es soll zudem der Fra-
ge nachgegangen werden, ob durch 
geschickte Öffentlichkeitsarbeit das 
Ansehen und die öffentliche Meinung 
über den Strafvollzug positiv beeinflusst 
werden können. 

Öffentlichkeit, Medien und 
Strafvollzug

Nach Pfannendörfer ist unter Öffentlich-
keitsarbeit die Pflege der Beziehungen 
zwischen einer Organisation und der für 
die Organisation wichtigen Öffentlich-
keit zu verstehen, wobei Öffentlichkeit 
Prozess und Ergebnis ist; es gibt sie 
nur, wenn man sie herstellt1. Öffent-
lichkeitsarbeit ist, so Höflich2, nur dann 
erfolgreich, wenn die Kommunikations-
inhalte der Realität entsprechen, deren 
wichtigsten Grundsätze Wahrhaftigkeit 
und Offenheit sind. Nur so könne Ver-
trauen aufgebaut werden. 

als dickste Lebenslüge des Journalis-
mus und als Schutzbehauptung. Für ihn 
erscheinen Journalisten wie Zwangs-
kranke, die wie durch ein Brennglas 
eine marginale Gefahr als große reale 
Bedrohung wahrnehmen und als erre-
gungsbereite Zyniker mit der Lust am 
Zerstören, auch von Vertrauen, durch 
maßlose Übertreibung“5.  

Only bad news is good news! So 
sieht es fast immer aus in der Nach-
richtenwelt. Dass es z.B. nur ganz selten 
eine gute Nachricht in die Tagesschau 
schafft, begründet Thomas Hinrichs 
(blog.tagesschau.de) mit der beson-
deren Wächterfunktion der Journa-
listen. „Unser Job ist es, auf Missstände 
hinzuweisen, Skandale aufzudecken, 
Probleme anzusprechen. Und da es 
derer so viele gibt, bleibt keine Zeit 
mehr für das Gute in der Welt“6. Hin-
richs hat recht, denn das, was ein Risiko 
oder eine Gefahr oder ein Schaden ist, 
erfahren wir zu erst über die Medien. 
Mackenthun verleitet das zu der These, 
dass das, was ein Risiko bzw. kein Risi-
ko ist, in Deutschland die öffentliche 
Meinung und nicht die Wissenschaft 
bestimmt7.  Ein gutes Beispiel ist dafür 
die Kriminalitätsentwicklung. Obwohl 
wissenschaftlich nachgewiesen ist, 
dass die Kriminalitätsrate sinkt, steigt 
sie eher in der gefühlten Wahrnehmung, 
die wiederum geprägt ist durch die  
Medienberichterstattung.  

Medien sind dafür da, um Schlagzei-
len zu machen, heißt es im Volksmund. 
Schließlich leben sie davon. Natürlich 
sollen die Schlagzeilen ins Auge stechen, 
aufregen, Gefühle wecken – schlicht: sie 
sollen die Leute zum Kauf reizen. Das 
gilt natürlich besonders für Schlagzei-
len über Kriminalgeschichten und über 
Zustände in Gefängnissen8.

Untersuchungen zeigen, dass wir 
Menschen wegen der medialen Nach-
richtenflut immer weniger imstande 
sind, zwischen vermeintlichen, eingebil-
deten und tatsächlichen Gefahren und 
Risiken zu unterscheiden9. Nachrichten 
sollen unsere Gefühle und unsere Äng-

Strafvollzug im Spannungsfeld von Medien 
und Öffentlichkeit
Gerd Koop
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ste ansprechen. Da aber die meisten 
Nachrichten Negativschlagzeilen sind, 
wächst das Gefühl der Angst und der 
Bedrohung. Wenn Millionen Bild-Leser 
den großen Knastreport vom Dezember 
2009 lesen, müssen sie den Glauben an 
die Sicherheit und Zuverlässigkeit des 
Strafvollzuges verlieren. 

Das Bild des Strafvollzuges in der 
Öffentlichkeit wird fast ausschließlich 
durch die Medien transportiert. Sie sind 
die Meinungsmacher. Sie bestimmen 
darüber, was gut oder schlecht ist. Die 
Medien registrieren, wenn jemand von 
einem Hafturlaub nicht zurückkehrt 
oder wenn jemand ausbricht. Wenn 
sie nicht berichten, dann registriert es 
auch niemand, dann hat es keine Fol-
gen, dann ist es, könnte man sagen, 
eigentlich gar nicht passiert. Demnach 
sind die Kunden des Vollzuges in er-
ster Linie die Medien, denn nur was sie 
wissen und sagen ist Wirklichkeit, auch 
wenn es nicht wahr sein sollte10.  

Da nur die veröffentlichte Wahrheit 
Folgen hat, ist der Vollzug, so der Psy-
chologe Werner Greve von der Universi-
tät Hildesheim, wie viele Einrichtungen 
des öffentlichen Lebens in der Gefahr, 
sich zunehmend nicht nach der Öffent-
lichkeit oder der Gesellschaft, sondern 
nach der veröffentlichten Gesellschaft 
zu richten11. Ob also der Vollzug Sicher-
heit produziert oder nicht, hängt vor 
allem von denen ab, die das sehen (oder 
nicht) und kommunizieren (oder nicht). 
Ein Beispiel hierfür sei, so Greve,  der 
Hinschau-Effekt bei einem Ausbruch. 
Natürlich werde über Ausbrüche, vor 
allem über spektakuläre, ausführlich be-
richtet. Natürlich werde über Nicht-Aus-
brüche nicht berichtet, genauso wenig 
wie über den pünktlichen Freigänger 
oder Urlauber, noch über den einfach 
in Haft verbliebenen Gefangenen, denn 
dies wären täglich 70.000 Meldungen 
gegenüber der einen Meldung jährlich 
von einem Ausbruch12.

Öffentlichkeitsarbeit im 
Strafvollzug

Ob und wie Öffentlichkeitsarbeit im 
Strafvollzug praktiziert wird, hängt in 
erster Linie von der Person der Anstalts-
leiterin oder des Anstaltsleiters ab. Sie 
ist das Aushängeschild, das Gesicht je-
der Vollzugseinrichtung. Sie trifft die 
Entscheidung, ob sie selbst oder eine 
beauftragte Person oder Gruppe für 
die Öffentlichkeitsarbeit zuständig ist. 
Abhängig ist eine solche Entscheidung 
meist vom persönlichen Zutrauen oder 
von der Strategie. Es gibt Anstaltslei-
terinnen und Anstaltsleiter, die glau-
ben, nur sie seien befähigt, die Anstalt 
in der Öffentlichkeit zu präsentieren, 
Presseberichte zu schreiben oder in 
den Medien aufzutreten und solche, 
die die Aufgabe lieber delegieren, weil 
sie öffentliche Auftritte scheuen oder 
der Ansicht sind, dass diese Aufgabe 
delegiert werden müsse. 

Beeinflusst wird die Öffentlichkeits-
arbeit, insbesondere die Arbeit mit 
Rundfunk und Fernsehen, durch die 
Übertragung entsprechender Kompe-
tenzen der Aufsichtsbehörde und durch 
den Rückhalt des Fachministeriums und 
der Hausspitze. In Niedersachsen ist 
dies in der AV d. MJ v. 1.8.1994 (Nds. 
Rpfl. S.226) geregelt. Darin heißt es u. 
a.: „Die freie Berichterstattung durch 
die Medien hat konstitutive Bedeutung 
für ein demokratisches Gemeinwesen. 
Für den Bereich der Justiz sichert sie 
die öffentliche Kontrolle staatlichen 
Handelns und kann das Verständnis 
der Bürgerinnen und Bürger für die 
Probleme der Justiz und das Vertrauen 
in die Rechtspflege fördern“13.  

Nach der niedersächsischen Presse-
AV nehmen die Leiterinnen und Lei-
ter der Justizvollzugseinrichtungen 
die Aufgaben von Pressestellen wahr. 
Angelegenheiten von regionaler Be-
deutung, die Vorkommnisse in den 
Anstalten betreffen, werden durch die 
Anstaltsleitungen in der Weise bear-
beitet, dass Mitteilungen über Sach-
verhalte Ereignisse und Tatsachen ohne 

vollzugspolitische oder sonst wertende 
Äußerungen oder Mutmaßungen abge-
geben werden. Für Angelegenheiten 
von überregionaler, grundsätzlicher 
oder vollzugspolitischer Bedeutung 
ist die Pressestelle des Justizministe-
riums zuständig. Schließlich bedürfen 
Besichtigungen durch Journalistinnen 
und Journalisten sowie die Herstel-
lung von Aufnahmen auf Bild- oder 
Tonträgern der Genehmigung des  
Justizministeriums.  

Öffentlichkeitsarbeits-
strategien im Strafvollzug

Öffentlichkeitsarbeit im Strafvollzug 
muss gut geplant werden. Es kommt 
natürlich auf das Thema und auf das Ziel 
an. Eine Krisenintervention muss anders 
angegangen werden als die Planung 
einer Öffentlichkeitsveranstaltung. In 
beiden Fällen bedarf  es aber eines auf 
die Vollzugsbehörde zugeschnittenen 
Konzeptes, in dem die Rahmenbedin-
gungen geklärt sind (rechtliche und po-
litische Vorgaben z.B. durch die Presse-
AV eines Ministeriums), der Festelegung 
von Kompetenzen, Zuständigkeiten 
und Vertretungsregelungen (wer darf 
was wann und wie), einer Checkliste für 
Informationen über die Einrichtung (Da-
ten, Fakten, Zeichnungen, Telefonliste 
des Personals, Pressestelle Ministerium, 
Minister u. a. wichtige Stellen, Personal-
informationen, Hintergründe zur Ein-
richtung), wichtiger Kontaktdaten der 
Medien (Medienliste, Namen von Me-
dienvertretern mit Anschriften, Inter-
netadresse, Telefon- und Handydaten, 
Faxnummern,  Mailanschrift) sowie ei-
ner Sammlung von Pressemitteilungen 
oder Musterentwürfen zu bestimmten 
Themen.  

Kommt es zu eigener Berichterstat-
tung (aktiv) oder zu Medienanfragen 
(Presse, Rundfunk, Fernsehen), sollten 
zunächst stets folgende Fragen geklärt 
werden: Was wollen wir (Botschaft), 
wem (Zielgruppe), warum (Anlass), wie 
(Methode) auf welchem Weg (Medi-
um) und mit welchen Zielen (Wirkung)  
mitteilen14? 

Titel
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Unangemessener Medienbericht-
erstattung geht man am besten aus 
dem Wege, wenn man eine gesunde 
Skepsis gegenüber Interessengruppen 
und sattsam bekannten Krawallmedien 
hat, die einen „über den Tisch ziehen 
wollen“, wenn man Geschick im Um-
gang mit Archiven hat, die inzwischen 
leicht im Internet verfügbar sind und 
wenn man etwas trainiert ist im Stellen 
richtiger Fragen15. 

Martin Klingst von der ZEIT rät, den 
Journalisten die Tore zu öffnen und zu 
zeigen, wie es drinnen zugeht und wel-
chen täglichen Herausforderungen und 
Schwierigkeiten sich der Vollzug stellen 
muss. Hierdurch lässt sich der gegen-
seitige Argwohn allmählich überwin-
den und es entsteht mehr Verständnis 
für den schwierigen Spagat zwischen 
den Sicherheitsbedürfnissen der Allge-
meinheit und den Anforderungen eines 
auf die Resozialisierung verpflichteten 
Strafvollzuges16. 

Umgang mit Medien
im Krisenfall

Bei einem Krisenfall oder bei einem 
Supergau (z. B. Ausbruch, Feuer, Gei-
selnahme, schweres außerordentliche 
Vorkommnis, schwerer Gewaltakt ge-
gen Inhaftierte oder Personal) kommt 
es auf Geschwindigkeit und Gründlich-
keit an. Führung und Steuerung sind 
gefragt, Ruhe und Besonnenheit not-
wendig. Neben den im Krisenfall ein-
zuleitenden und den Führungskräften 
(hoffentlich!) bekannten Maßnahmen 
(z.B. Ministerium informieren, Polizei 
einschalten, ggfls. Hilfskräfte anfor-
dern), rät Mackenthun im Umgang mit 
Medien:

„Reagieren Sie innerhalb von maxi- -
mal 4 Stunden. Die Presse braucht 
Futter, möglichst schnell.
Vermeiden Sie alle Schuldzuwei- -
sungen und Vermutungen über den 
Hergang. Es kann sein, dass sich der 
Ablauf – nachdem sich die Aufregung 
gelegt hat – anders darstellt als zu-
nächst geglaubt.

Seien Sie rund um die Uhr erreich- -
bar. Ein Ansprechpartner muss ab-
gestellt und sofort benannt werden, 
der nichts anderes tut, als mit Medi-
envertretern zu telefonieren.
Ignorieren Sie alles, was „der Mann  -
von der Straße“ von sich gibt. Die 
Presse greift diese Meinungsäuße-
rungen auf und transportiert sie ohne 
Gegenrecherche“17.   

Öffentlichkeitsarbeit in der
Vollzugspraxis am Beispiel
 der JVA Oldenburg 

Als vor gut 10 Jahren der Neubau der 
Justizvollzugsanstalt Oldenburg ein-
geweiht wurde, nahmen ca. 250 Bür-
gerinnen und Bürger, Vertreter von 
Politik, Kirchen, Behörden, Unterneh-
men und Vereinen an einem so ge-
nannten „Probeliegen“ teil. Diese   für 
den deutschen Strafvollzug seinerzeit 
erstmalig durchgeführte Form von 
Öffentlichkeitsarbeit wird inzwischen 
auch bei anderen Neubaumaßnahmen 
eingesetzt. Die JVA Oldenburg verfolgte 
mit der Veranstaltung das Ziel, ausge-
wählten Bürgerinnen und Bürgern und 
Vertretern der Öffentlichkeit die Ziele 
Aufgaben des Vollzuges näher zu brin-
gen, statt Massen von Menschen an 
einen Tag der offenen Tür durch den 
Gefängnisneubau zu schleusen und 
deren Neugier zu befriedigen. Zudem 
erhoffte man sich, dass der ausgewählte 
Personenkreis für eine seriöse Verbrei-
tung ihrer Erfahrungen sorgen würde. 
Erstaunlich war das Medieninteresse 
dieser Veranstaltung. 8 Fernseh- und 
12 Radioteams und ca. 25 regionale 
und überregionale Presseorgane waren 
vertreten. Das Ziel der JVA Oldenburg 
ist erreicht worden. Noch heute wird 
in Oldenburg und der Umgebung vom 
legendären „Probeliegen“ gesprochen. 
Es scheint, als habe die Veranstaltung 
günstige Startbedingungen für das 
neue Gefängnis geschaffen. 

Das „Probeliegen“ war auch der Start 
für eine offensive Öffentlichkeitsarbeits-
strategie der Anstalt. Es sollte nicht nur 
über die JVA in den Medien berichtet 

werden, wenn es zu einer Krise kommt. 
Das Ziel der Öffentlichkeitsarbeit der 
JVA Oldenburg besteht darin, Leitbild 
und Ziele der Anstalt zu transportieren 
und seriöse Einblicke in die Welt hinter 
Gittern zu vermitteln. Durch gezielte 
Veranstaltungen möchte die Anstalt 
Vorurteile und Hemmschwellen ab-
bauen und deutlich machen, dass die 
meisten Inhaftierten nach ihrer Haft 
wieder unsere Nachbarn sein werden. 
Außerdem soll damit der oftmals ver-
zerrten Medienberichterstattung be-
gegnet werden.

Das Prinzip der Öffentlichkeitsarbeit der 
JVA Oldenburg basiert auf 7 Säulen: 

1. Regelmäßige Berichte in der 
lokalen Presse

Die JVA Oldenburg informiert regel-
mäßig die örtliche Presse über Veran-
staltungen, Veränderungen und Ereig-
nisse. Sie wird aktiv tätig, bearbeitet 
aber auch alle Presseanfragen zügig 
und offen. Die örtliche Presse wird zu 
allen wichtigen Veranstaltungen und 
Ereignisse eingeladen und berichtet in 
regelmäßigen Abständen ausführlich 
und ausgewogen. 

2. Durchführung regelmäßiger 
Führungen

Seit 10 Jahren werden regelmäßige Füh-
rungen für Gruppen und wichtige Ein-
zelpersonen durchgeführt. In der Regel 
sind die Führungen im geschlossenen 
Vollzug wochentags von 17–19.30 Uhr. 
Zugelassen werden Gruppen, die einen 
Arbeitsbezug zur JVA haben wie Ko-
operationspartner, Geschäftspartner 
der Arbeitsbetriebe, aber auch Ver-
eine und insbesondere Serviceclubs 
(z.B. Lions, Rotary). Zu einer Führung 
gehören ein Sicherheitscheck, in der 
Regel eine Kostenbeteiligung (4 € für 
Getränke), der Aufruf für eine Spende 
(Kunstprojekt der JVA) sowie ein ca. 
60-minütiger Vortrag mit Diskussion zu 
den Zielen und Aufgaben der JVA Ol-
denburg. Danach erfolgt ein Rundgang 
in vorbereitete Bereiche unter Beach-
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tung des Datenschutzes (Verwaltung, 
Gemeinschaftsräume, Kapelle, Sport-
halle, Sportplatz, Betriebe, besonders 
gesicherter Haftraum, Besuchsbereich, 
Freistundenhof, Station, Haftraum). Im 
Schnitt gibt es 50–60 Führungen pro 
Jahr mit einer Teilnehmerzahl von je-
weils10–50 Personen).    

3. Durchführung von 
Großveranstaltungen

Die JVA Oldenburg nimmt seit 5 Jahren 
am internationalen Filmfest Oldenburg 
teil. Sie ist Spielstätte für Kinobesucher 
und ausgewählte Inhaftierte. Ca. 100 
Personen können jeweils an 3 aufeinan-
der folgenden Tagen 5 Kinofilme (meist 
Weltpremieren) ansehen. Kinobesucher 
kaufen ihre Karten nur in der Kultur-
etage der Stadt gegen Vorlage eines 
gültigen Personalausweises (der kopiert 
der JVA zur Verfügung gestellt wird), 
werden durch den Sicherheitsdienst 
geprüft und müssen sich in der JVA vor 
der Veranstaltung einer gründlichen 
körperlichen Durchsuchung unterzie-
hen. Es werden pro Veranstaltung ca. 
50 Gäste, ca. 30 ausgewählte Inhaftierte 
und ca. 20 Bedienstete bzw. Angehörige 
von Bediensteten und Ehrenamtliche 
eingelassen. Stets eröffnet ein promi-
nenter Gast (Justizminister, Bundes- 
oder Landespolitiker) die Premiere. 
Nach dem Film stehen Regisseure und 
Schauspieler Rede und Antwort und es 
gibt für alle ein gemeinsames Büfett und 
später für die Gäste eine Führung. Diese 
Veranstaltung zieht Medien, Regisseure 
und Schauspieler magisch an. So wa-
ren u.a. die Tatortkommissare Andrea 
Sawatzki und Dominic Raacke, die Sän-
ger Marius Müller-Westernhagen und 
Bela B. und der Hollywoodschauspieler 
Stacey Keach Gast in der JVA. Zu den 
Veranstaltungen kommen 5–20 Medi-
en (Rundfunk, Fernsehen, lokale und 
internationale Presse), die begleitend 
ebenfalls über die JVA berichten (vgl. 
www.filmfest.oldenburg.de). Zwar ist 
der Sicherheits- und Organisationsauf-
wand für die JVA groß, doch der Gewinn 
sind das Image und das Ansehen der 
JVA in der Stadt.      

4. Kunst hinter Gittern

Seit der Inbetriebnahme der neuen An-
stalt im Jahr 2000 stellen Oldenburger 
Künstlerinnen und Künstler jeweils ein 
Jahr lang ihre Kunstobjekte in der Ver-
waltung, der Kapelle, auf den Stationen 
und in der zentralen Verkehrsachse aus. 
Zur Vernissage lädt die JVA ca. 100–200 
Gäste ein. Es gibt ein musikalisch um-
rahmtes Programm mit einer Einfüh-
rung in die Ausstellung. Der Gewinn für 
die Künstler ist der außergewöhnliche 
Ausstellungsort. Zudem erfolgen Füh-
rungen stets durch die Ausstellung und 
es werden Sonderführungen angebo-
ten (www.jva-oldenburg.de) 

5. Tagungszentrum und 
Hospitationsort JVA

Die JVA stellt Unternehmen, Behörden 
und Einrichtungen das Konferenzzen-
trum für Besprechungen zur Verfügung. 
Es wird dafür ein Serviceentgelt erho-
ben. Die Gäste nehmen an der Gefan-
genenverpflegung teil und können 
Tagungstechnik mieten. Zum Veranstal-
tungsende werden ein Vortrag durch 
das Personal der Anstalt sowie eine Füh-
rung angeboten. Banken, die Polizei, die 
Universität, Behörden und zahlreiche 
Unternehmen aus Oldenburg nutzen 
dieses Angebot. Der Aufwand für die 
JVA ist gering, die Wirkung durch den 
Multiplikatoreneffekt ist hoch. Seit ge-
raumer Zeit wird Unternehmen ange-
boten, leitende Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Anstalt hospitieren zu 
lassen. Oldenburgs größte Bank schickt 
seit 2008 im Rahmen des Unterneh-
mensprojekts „Sichtwechsel“ ihre Füh-
rungskräfte für eine Woche in die JVA. 
Im Gegenzug können Führungskräfte 
der JVA sich für ein Unternehmensprak-
tikum bewerben. 

6. Gitternet-TV und
Gefangenenzeitschrift „Tr§tzdem“

Die Öffentlichkeitsarbeit der JVA Ol-
denburg richtet sich aber auch nach 
innen. Die Anstalt betreibt ein gut 
ausgestattetes eigenes Fernsehstudio, 

welches mit der Gefangenenzeitschrift 
„Tr§tzdem“ und der Anstaltsbücherei 
vernetzt ist und von drei Inhaftierten 
geleitet wird. Es gibt zahlreiche Eigen-
produktionen (Hausfilm über Leben 
und Arbeiten in der JVA, Infofilme zu 
den Abläufen in der Anstalt, zur Arbeit 
der Fachdienste, zur Küche, zum Sport, 
zu den Arbeitsbetrieben, zu benachbar-
ten JVAen). Es wird über alle Veranstal-
tungen in der Anstalt berichtet (Sport-
fest, Filmfest, Freizeitmaßnahmen, 
Gottesdienste). Sonntags werden Kino-
filme gezeigt (mehrmals unterbrochen 
durch eigene Werbespots zum Thema 
Sauberkeit, Hygiene und Regeln). Die 
Gefangenenzeitschrift erscheint 3 x 
jährlich. Alle Ausgaben werden auf der 
Homepage der JVA veröffentlicht (www.
jva-oldenburg.de).   

7. Homepage

Zur Selbstverständlichkeit jeder Justiz-
vollzugseinrichtung zählt inzwischen 
eine eigene Homepage. Der Anspruch 
der JVA Oldenburg besteht dahin, auf 
der Homepage nicht nur die Organisa-
tion, sondern auch viele Abläufe vor-
zustellen. Zudem gibt Sonderseiten zu 
Veranstaltungen und Großprojekte. Das 
Gästebuch ist Forum für Diskussionen 
und es gibt Servicehinweise auf der 
Startseite (www.jva-oldenburg.de). 

Das Säulenprinzip zeigt, dass das 
Strategiekonzept zur Öffentlichkeits-
arbeit der JVA Oldenburg aufgegangen 
ist. Die Anstalt hat in der Stadt den Ruf, 
dass hier gute und konsequente Ar-
beit geleistet wird. Durch die Funktion 
des Anstaltsleiters als Vorsitzender des 
kommunalen Präventionsrates kommt 
es zu vielen gemeinsamen Projekten 
mit anderen Organisationen, Unterneh-
men und Einrichtungen. Sportvereine 
aus der Region arbeiten eng mit den 
Sportbeauftragten der JVA zusammen 
und zahlreiche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wirken in sozialen Vereinen 
mit, unterrichten an der Universität oder 
beteiligen sich an ehrenamtlichen Akti-
onen im Umfeld. Hilfreich für das Image 
der Anstalt waren überdies mehre Do-
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kumentarfilme, die von renommierten 
Journalisten in der JVA gedreht18 und 
bundesweit im Fernsehen ausgestrahlt 
wurden. Die JVA Oldenburg fördert 
nur seriöse Fernsehproduktionen und 
Zeitungsreportagen. Als Beispiele für 
eine hervorragende Berichterstattung 
können die Reportagen des früheren 
Leiters des Ressort Politik der ZEIT, Mar-
tin Klingst, der 2006 vier Tage in der 
JVA Oldenburg recherchierte und seine 
Eindrücke in einem ganzseitigen Bericht 
in der ZEIT am 1.6.2006 unter dem Titel 
„Der Hüter der Schlüssel“19, veröffentli-
chte sowie des Leiters des Innenressorts 
der Süddeutschen Zeitung, Dr. Heribert 
Prantl, der im Frühjahr 2009 vier Tage 
lang in der JVA Oldenburg lebte und 
hospitierte und der seine Eindrücke 
in dem Bericht „Die Welt der Zelle als 
Vorstellung“ im SZ Magazin, dokumen-
tierte, genannt werden20.

Zusammenfassung

Der Beitrag sollte verdeutlichen, wie 
wichtig Öffentlichkeitsarbeit und die 
Arbeit mit Medien im Strafvollzug sind. 
Eine offensive und verlässliche Öffent-
lichkeitsarbeit durch die Anstaltsleitung 
und durch das Personal der Anstalt 
wird insbesondere im lokalen Bezug 
durch eine faire Berichterstattung in 
der Presse erwidert. Mackenthuns Kritik 
an der Presse und den Medien ist nur 
die halbe Wahrheit. Die andere liegt in 
der eigenen Gestaltungskraft dieses 
Themas. Dies setzt allerdings fachliche 
Beschäftigung mit dem Thema voraus. 
Daher ist besonders das Anliegen von 
Peter Höflich zu unterstützen, der for-
dert, dass Anstaltsleitungen und die 
mit der Öffentlichkeitsarbeit betrauten 
Bediensteten des Strafvollzuges mög-
lichst unter Mitwirkung von Journa-
listen regelmäßig fachlich geschult 
werden sollten21.
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Ansprache von Justizministerin Elisabeth-Heister Neumann 
zum Auftakt des Rockkonzerts von 
Fury in the Slaughterhouse 2006 in der JVA Oldenburg

Marius Müller-Westernhagen bei der Anstaltsbesichtigung 
umringt von Journalisten

Eintreff en der Stars in der JVA Oldenburg zum Filmfest 2008

v.l., Filmfestchef Torsten Neumann, Justizminister Bernd Busemann, 

Tatortkommissarin Andrea Sawatzki, JVA Chef Gerd Koop

Besuch der SPD Landtagsfraktion in der JVA Oldenburg
unter Leitung von Fraktionschef Siegmar Gabriel im Jahr 2004
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Die zum Konzertsaal umgebaute Turnhalle der JVA Oldenburg 
für ein Musikkonzert für 700 Gäste und Inhaftierte

Der Schauspieler Ken Duken testet den besonders
 gesicherten Haftraum

Bela B. (Die Ärzte)  
beim Besuch in 

einem Haftraum

Begeisterte Inhaftierte schauen dem Rockkonzert von

Fury in the Slaughterhouse zu 

Auch Bedienstete der JVA Oldenburg sind Fans von 

Bela B. (Die Ärzte)

Titel
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„drinnen“? Was machen Angehörige 
und Freunde „draußen“?

 Angeblich fachkundige Beglei-
tung wird angeboten. Man werde 
mit Fingerspitzengefühl vorgehen, 
mit Einfühlungsvermögen - und sich 
selbstverständlich an alle Vorgaben 
des Vollzugs halten. Überhaupt: Der 
Vollzug bekomme ja eine hervorra-
gende Gelegenheit, sich positiv darzu-
stellen. Mit dem plakativen Vorführen 
von Menschen und ihren Schicksalen 
zur nachmittäglichen Trash-Talkshow-
Sendezeit hat das natürlich gar nichts 
zu tun. Wohl auch nicht bei der Anfrage, 
die ich allen Ernstes gestellt bekommen 
habe, ob man nicht mit Gefangenen ein 
Format nach dem Vorbild  von „Bauer 
sucht Frau“ in Angriff nehmen könne. 
Nach „Deutschland sucht den Super-
gefangenen“ hat bisher noch niemand 
gefragt. Muss aber nicht mehr lange 
dauern.

Ist es also noch einfach, das ge-
nerelle mediale Interesse am Thema 
Strafvollzug zu bedienen, beginnen 
die Schwierigkeiten für Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeiter mit der Zielset-
zung. Einzelne Anlässe wie der Tag der 
offenen Tür, das Benefiz-Konzert einer 
Rockband, das Fußball-Turnier oder der 
Promi-Besuch lassen sich relativ unkom-
pliziert redaktionell umsetzen. Ein ver-
tieftes Verständnis für Belange des Straf-
vollzuges zu wecken, kompliziertere 
Zusammenhänge und Hintergründe 
von Behandlung und Betreuung der 
Gefangenen geduldig zu erklären (und 
dafür auf der Medienseite Abnehmer 
zu finden), die wachsende Belastung 
der Bediensteten angesichts einer zu-
nehmend schwierigeren Gefangenen-
Klientel zu erläutern und – last but not 
least – bei journalistischen Anfragen 
die Spreu vom Weizen zu trennen: Wer 
diese Zielsetzung hat, muss nachhal-

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
für den Strafvollzug ist denkbar 

einfach. Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit für den Strafvollzug ist unsagbar 
mühsam. 

Kein Widerspruch in sich, sondern 
meist nur eine Frage des Zeitpunkts. 
Und eine Frage der Zielsetzung. Und des 
Selbstverständnisses der Beteiligten.

Beginnen wir mit dem einfachen 
Part. Medien interessieren sich immer 
für den Strafvollzug. Es gibt also für 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeiter 
grundsätzlich schwierigere Aufgaben, 
als Vollzugsthemen medial zu platzie-
ren. Arbeit im Vollzug, Freizeit im Voll-
zug, Sport im Vollzug, Kultur im Vollzug 
– es vergeht kein Tag, an dem nicht eine 
Lokalzeitung gerne über solche Themen 
berichtet. In Orten, an denen die JVA 
im täglichen Leben eine zentrale Rolle 
spielt, kippt ohnehin – bildlich gespro-
chen – kein Glas Milch um, ohne dass die 
zuständige Lokalredaktion umgehend 
davon erfährt. 

Geradezu skurril einfach wäre es, 
Vollzugs-Themen in den elektronischen 
Medien im Überfluss zu „spielen“. Vor-
zugsweise beim Fernsehen, und dort 
ganz besonders bei den Privatsendern 
(manches öffentlich-rechtliche Sende-
format unterscheidet sich allerdings 
nur noch marginal von denen der 
„Privaten“). Die wachsende Gier nach 
so genannten Reality-Formaten oder 
Doku-Soaps aller Art hat schon grotes-
ke Züge angenommen. Nahezu jede 
Woche landet eine TV-Anfrage bei uns. 
Gefangene auf dem Weg ins Gefängnis, 
im Gefängnis und aus ihm heraus. Jede 
Phase möchte von einem TV-Team do-
kumentiert werden. Reporter wollen 
mit einer kleinen Videokamera einen 
oder mehrere Tage hinter Gittern ver-
bringen. Was macht der Gefangene 

Frisches Grün auf verbrannter Erde
Ulrich Hermanski

tige Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
leisten, die in ruhigeren Zeiten eine 
Vertrauensbasis zu Medienvertretern 
schafft für jene Anlässe, nach denen es 
von einer Minute auf die andere drunter 
und drüber geht. Zeitpunkte, nach de-
nen alles unsagbar mühsam wird.

Nordrhein-Westfalen kann sich dies-
bezüglich nicht über einen Mangel an 
Anschauungsmaterial beklagen. Über-
griffe von Gefangenen untereinander 
mit dem „Foltermord von Siegburg“ 
als negativem Höhepunkt, Übergriffe 
von Gefangenen auf Bedienstete un-
ter anderem mit der brutalen Attacke 
des Serienbankräubers Jan Z. auf zwei 
Beamte in der JVA Bielefeld-Brackwede 
und zu schlechter Letzt der spektakuläre 
Ausbruch zweier Gefangener aus der 
JVA Aachen, vermutlich unter massiver 
krimineller Mithilfe eines Bediensteten. 
Solche Ereignisse schlagen binnen 
weniger Tage medial vieles von dem 
kaputt, was Presse- und Öffentlichkeits-
arbeiter im und für den Vollzug mühsam 
aufgebaut haben.

Das beginnt schon bei der Verwen-
dung der Begriffe „Wärter“, „Wächter“, 
„Schließer“ durch die Medien. Von den 
Redaktionen gerne aufgenommen wird 
aber vor allem die öffentliche Selbst-
zerfleischung eines Berufsstands. Da 
werden umgehend Bedienstete zu 
„Leser-Reportern“ und Dauer-Bloggern. 
Vorzugsweise anonym und aus dem 
Hinterhalt werden Anstaltsleitungen, 
„Mittelbau“ und Kollegen angeschwärzt 
und als mehr oder weniger unfähig 
diskriminiert. Da werden Rechnungen 
beglichen und Frust-Ventile geöffnet. 
Dankbar grüßen die Redaktionen…

Dass dabei auch die politische Füh-
rung kräftig abbekommt, gehört zum 
Geschäft. Viel schlimmer ist der Flur-
schaden in den eigenen Reihen. Das 
wird dann wiederum von manchem 
Standesvertreter beklagt, der sich aber 
eigentlich fragen müsste, ob er nicht 
zuvor eher den Reihen der medialen 
Brandstifter angehört hat.  Solche Ge-
mengelagen machen Presse- und Öf-
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fentlichkeitsarbeit für den Strafvollzug 
enorm schwierig, dann zählt nur noch 
Krisenkommunikation mit all ihren Un-
wägbarkeiten. 

Und wenn die Phase der Krisen-
kommunikation vorbei ist, gedeiht neu 
die Hoffnung auf Normalität und die 
Notwendigkeit, auf verbrannter Erde 
neues Grün zu pflanzen. Das werden 
wir auch im Jahr 2010 wieder schaffen. 
Wer mag, kann uns im Internet bei „Auch 
das ist Strafvollzug: Leben hinter Gittern 
– Meldungen aus den NRW-Justizvoll-
zugsanstalten“ unter http://www.justiz.
nrw.de/Justizvollzug_News/index.php  
dabei zuschauen. 

Ulrich Hermanski
Ass. jur., Pressesprecher des Justizministeriums 
Nordrhein-Westfalen
ulrich.hermanski@jm.nrw.de

An den 
Deutschen 
Presserat

Betr.: Bild vom 04. Dezember 2009
 „Der große Knastreport“ Seite 1 und 9

Sehr geehrte Damen und Herren,

dieser oben bezeichnete Artikel ver-
letzt die Bediensteten im Strafvollzug zu 
tiefst. Er ist beleidigend und menschlich 
entwürdigend. 
 
Mit wenigen Ausnahmen werden die 
Justizvollzugsbediensteten als Wär-
ter bezeichnet, obwohl der Verfasser 
die Berufsbezeichnung genau kennt: 
„Justizvollzugsbeamte (so heißen sie 
richtig)“. Diese abfällige Bezeichnung 
lässt die Gefangenen eher als Tiere oder 
Untermenschen einfachster Struktur 
erscheinen. Ich empfinde eine solche 
Bezeichnung auch als äußerst kontra-
produktiv. Ca. 36 000 Bedienstete im 
Strafvollzug geben sich Tag und Nacht 
Mühe um diesen Menschen soziale Ver-
haltensformen anzulernen, welche ih-
nen die Gesellschaft bis zur Inhaftierung 
nicht anzuerlernen vermochte. Wobei 
der Umgangston in den Justizvollzugs-
anstalten insgesamt und im Allgemei-
nen oft mit weitaus mehr Respekt und 
Rücksichtnahme geschieht als z. B. in 
U-Bahnen, Linienbussen oder in den  
2. Klasse Abteilen unserer Züge. Mit  
der Bezeichnung Wärter werden in der 
unbedarften Öffentlichkeit Klischees 
und Vorurteile geschürt und letztlich 
den Betroffenen dadurch Chancen von 
vorneherein genommen oder zumin-
dest erschwert. Dies kann nicht im Sinne 
der Öffentlichkeit sein. Denn hinter je-
der verhinderten Eingliederung steht 
ein erneutes Opfer. Aus der Sichtweise 
der Steuerzahler könnte in etwa die 
gleiche These aufgestellt werden.

„Bestechung! Luxus! Sex mit Wär-
terinnen! Der große Knast-Report 
– Unglaublich, wie die Zustände in 
deutschen Gefängnissen sind“ 

Mit dieser Überschrift auf Seite 1und 
der gesamten Aufmachung werden 
nicht nur die Bediensteten beleidigt, 
sondern ganz nebenbei die weitaus 
größte Masse der Gefangenen. Durch 
die einleitenden Worte:
„Nach der Flucht zweier Schwerver-
brecher aus der JVA Aachen diskutiert 
Deutschland: Was ist bloß in unseren 
Gefängnissen los?“ Dann wird in den 
folgenden Zeilen der Anschein erweckt, 
als ob auf Seite 9 die große Aufklärung 
über die Verhältnisse bei uns erfolgt. 
„Wie sich Wärterinnen  

Gefangene zum Sex holen“ und „wes-
halb manche Häftlinge ungestört mit 
Drogen handeln“. 

– Nachts holen sich die Wärterinnen 
die Häftlinge zum Sex – stellt eine 
massive Beleidigung des gesamten Ju-
stizvollzugssystems und insbesondere 
der über 8000 tätigen Frauen im Justiz-
vollzug dar. Diese beleidigende Aussage 
steht in fetten, ca. 3,5 cm großen Buch-
staben als Überschrift auf Seite 9. Dies 
ist eine Aussage der Bildzeitung, denn 
sie steht ohne Anführungszeichen dort. 
Sie wirkt besonders auf Frauen umso 
verletzender, da die Behauptung eines 
Interviewpartners, dass seiner Einschät-
zung nach nur jeder Vierte sauber sei, 
nicht in Frage gestellt wird. D. h., die 
Bildzeitung stellt das als Tatsache hin.

Auf dieser Seite ist auch ein tätowierter 
Mann abgebildet, der offenbar seinen 
Namen und sein Bild für diese und wei-
tere diffamierenden Behauptungen 
hergegeben hat.

Mit diesen und weiteren wüsten Be-
hauptungen, die in seiner dunkelsten 
Fantasie entsprungen sein müssen, wer-
den diese dann mit einzelnen Vorfäl-
len als glaubwürdig hingestellt. Zum 
Beispiel: „Ich schätze jeder Vierte ist 
sauber.“ Dies würde bedeuten, dass ca. 
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27 000 von ca. 36 000 Bediensteten ent-
gegen Vorschriften und Gesetzesvor-
gaben handeln und arbeiten würden. 
Bezüglich unserer weiblichen Bedien-
steten würde das bedeuten, dass sich 
über 6000 von ihnen nachts Häftlinge 
zum Sex holen und das jeweils bis zu 
viermal in der Woche. 

Dass jemand solche Behauptungen auf-
stellt, das mag gut sein. Dass aber solche 
ungeheuerlichen Unterstellungen jour-
nalistisch so aufbereitet werden, dass 
diese als glaubwürdig und als normales 
Tagesgeschehen in den Justizvollzugs-
anstalten erscheinen sollen, ist in mei-
nen Augen schlichtweg nur böswillig, 
fernab von aller Realität und weit weg 
von einem auch nur halbwegs normalen 
menschlichen Gedankengut. 

Gedanken eines Rüdiger H. kommen 
vor und es schadet nicht wenn die Be-
völkerung über solche Gedankengänge 
informiert wird. Statt aber zu fragen, 
wie Menschen zu solchen Gedanken 
kommen können, wird von den bei-
den Journalisten und der Zeitung der 
Anschein erweckt, als ob wir durch 
unser weit überwiegendes Verhalten, 
eine zusätzliche Realitätsverfrem-
dung bei den Gefangenen auch noch  
fördern würden.  

Dieser Artikel ist nach meiner Auffas-
sung eine Schande für ihren ganzen 
Berufsstand.

Offenbar blieb es auch bei diesem wü-
sten Einzelbeispiel, denn der Aufruf am 
Ende des Artikels „Wissen Sie mehr zum 
Thema“ usw. usw. brachte wohl wenig 
Verwertbares – für weitere bewusste 
negative Betrachtungsweisen. 

Die Vollzugsbediensteten würden eine 
deutliche Sanktion an die Bildzeitung 
und die beiden Journalisten mit Ge-
nugtuung aufnehmen. 

In der Hoffnung auf eine Antwort und 
Reaktion zeichne ich 
mit freundlichen Grüßen
Anton Bachl

Anlage: 1 Bildzeitung vom 
Freitag, 04. Dezember 2009

Hintergrund: Der BSBD ist die größte 
deutsche gewerkschaftliche Interessen-
vertretung der Strafvollzugsbedienste-
ten. Er vertritt etwa 25.000 Bedienstete 
in allen Bundesländern – Beamte und 
Tarifbeschäftigte – und damit mehr als 
70 Prozent aller im Strafvollzug Beschäf-
tigten. Er ist als eigenständige Berufs-
vertretung unter dem Dach des Deut-
schen Beamtenbundes (dbb) tätig.

Anton Bachl
JVB-Landesvorsitzender
BSBD-Bundesvorsitzender
Rückfragen: 0171 / 74 77 329
Bachl@BSBD.de

Der Lichtblick ist die einzige un-
zensierte Gefangenenzeitung in 

Deutschland. Ihn gibt es inzwischen 
seit 41 Jahren 

 
Mit den Notausgaben ist jetzt 

Schluss. „Hoffentlich“, sagt Redakteur 
Michael Walter (Name geändert). Vier 
Mal erschien die Gefangenenzeitung 
„Lichtblick“ im vergangenen Jahr nur 
in Schwarz-Weiß, weil die eigene Druck-
maschine kaputt war und das Blatt des-
halb in der Anstaltsdruckerei gedruckt 
werden musste. Theoretisch könnte die 
nächste Ausgabe im Februar wieder in 
Farbe erscheinen. Auf der neuen Zwei-
farben-Offsetdruckmaschine, Baujahr 
1991, von Spendengeld erworben. 
Doch noch wird ein Drucker gesucht. 
„Wir warten, dass sich jemand bereit 
erklärt, die Gefangenen wechseln ja 
ständig“, sagt Michael Walter. 

Seit gut 41 Jahren, exakt seit dem 
25. Oktober 1968, wird der Lichtblick in 
der Berliner Justizvollzugsanstalt Tegel 
produziert, mit ihren rund 1 500 Häftlin-
gen Deutschlands größtes Gefängnis. Er 
ist laut Anstalt die einzige unzensierte 
Gefangenenzeitung Deutschlands. 

Drei Redakteure kümmern sich der-
zeit um die Gefangenenzeitung.  Alle 
drei haben studiert, einer ist Sozialpä-
dagoge, einer Kommunikationswirt und 
Michael Walter, 53 Jahre alt, ist Bauin-
genieur von Beruf. Er schreibt seit fünf 
Jahren für das Blatt. Alle drei Redakteure 
haben lange Haftstrafen zu verbüßen 
und schreiben, weil sie diese Tätigkeit 
geistig fordere, wie sie sagen, sie wollen 
im Gefängnisalltag nicht abstumpfen. 

Die Texte für die neue Ausgabe 
sind in Arbeit. Die Serie über die Ge-

Pressefreiheit hinter 
Gittern
Sabine Deckwerth
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schichte des Strafens geht weiter. Wie 
sich Strafe und Gesetz im Laufe der 
Jahrhunderte entwickelt haben, wel-
che Wirkung Knast hat und ob er krank 
macht, haben Redakteure recherchiert. 
Am Ende der Serie wollen sie in die 
Zukunft weisen und Vorschläge unter-
breiten, was sich verbessern könnte im 
Vollzug. Ein Hauptthema der nächsten 
Ausgabe wird die Entscheidung des 
europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte sein, wonach die seit 1998  
geltende Sicherungsverwahrung teil-
weise unrechtmäßig ist. Geplant ist, 
dazu den Leserbrief eines Sicherungs-
verwahrten aus Tegel zu drucken. Es 
wird weiterhin um bauliche Verände-
rungen in Tegel gehen, so um die ge-
plante Schließung der Teilanstalt 1 mit 
ihren viel zu kleinen Zellen. 

In zwei Räumen ist die Redaktion 
untergebracht, mit Computern, Telefon, 
Fax und mit Gardinen vor den vergit-
terten Fenstern. Der Lichtblick ist eine 
professionell gemachte Zeitung und 
zudem ein liebevoll gemachter Mix: 
Grundsatz-Urteile werden abgedruckt 
und kommentiert, damit sie für jeden 
verständlich sind. Soziale Themen wie 
Altern im Knast werden aufgegriffen, 
es gibt Hinweise zu Büchern über den 
Strafvollzug, jede Menge Kontaktan-
zeigen und immer wieder auch Beiträ-
ge über das angeblich schlechte An-
staltsessen, ein Dauerbrenner seit 41 
Jahren. Die Beiträge sind gespickt mit 
witzigen Karikaturen, damit die Häft-
linge sich beim Lesen nicht langweilen. 
Aber der Lichtblick soll nicht nur von 
Gefangenen gelesen werden, sondern 
auch von der Anstaltsleitung, von Be-
amten und Politikern. Ein Spagat. Die 
Texte sind manchmal recht grob, aber 
auffallend sachlich. „Wir bemühen uns, 
nicht unter der Gürtellinie zu schreiben“, 
sagt Michael Walter. 

Mit 5.500 Exemplaren hat der 
Lichtblick die höchste Auflage aller 70 
deutschen Gefangenenzeitungen. Er 
erscheint sechs Mal im Jahr und wird 
kostenlos verschickt – an Gefängnisse, 
an Richter, Anwälte und Politiker. Finan-

ziert wird er mit jährlich 10 .000 Euro von 
der Anstalt, 5. 000 Euro davon erhält die 
Redaktion für Sachausgaben wie Papier, 
für die anderen 5. 000 Euro übernimmt 
die Anstalt den Versand. 

Die Redakteure haben hohe Ansprü-
che. „Wir wollen Missstände offenlegen, 
damit sie abgeschafft werden“, sagt 
Redakteur Walter. Manchmal gelinge 
das auch. Einmal hatten sie über einen 
Häftling berichtet, der unter Schizo-
phrenie litt und nach ihrer Auffassung 
nicht in ein Gefängnis, sondern in den 
Maßregelvollzug gehörte. Walter sagt, 
der Mann sei dann in eine geschlossene 
Klinik verlegt worden. 

„Auch für uns gilt das Presserecht“, 
sagt Redakteur Walter. „Wenn ein Häft-
ling uns etwas erzählt, recherchieren 
wir das nach oder lassen uns Unter-
lagen geben, damit wir alles belegen 
können.“ Und wenn etwas schief laufe, 
dann werde hinterfragt, wie es hätte 
laufen müssen. 

Wenn die Redakteure eine Anfrage 
an die Justizbehörden haben, formu-
lieren sie die schriftlich. „Wir werden 
oft vertröstet, wir haben dann gern et-
was in der Hand, worauf wir uns beru-
fen können.“ Im Grunde aber fällt kein 
schlechtes Wort über die Anstaltslei-
tung. Im Gegenteil. Die habe sich sehr 
darum bemüht, dass der Lichtblick im 
letzten Jahr gedruckt werden konnte, 
sagen sie. Es habe 2009 keinerlei Rei-
bereien gegeben. 

Als Redakteure haben sie eine Son-
derstellung. Sie erhalten die höchste 
Gehaltsstufe hinter Gittern. Sie haben 
mehr Freiheiten als andere, können un-
kontrolliert nach draußen telefonieren, 
um zu recherchieren, sie können sich auf 
dem Anstaltsgelände frei bewegen und 
ungestört mit Gefangenen reden.

Die Anstalt nimmt unbequeme Arti-
kel in Kauf. Weil sie ein Interesse daran 
habe, dass Gefangene ein Forum haben, 
um ihre Meinung zu sagen, wie es aus 
der Anstaltsleitung heißt. Und weil es 
von Vorteil sei, wenn Gefangene mal 

Dampf ablassen könnten. Wenn der 
Lichtblick auf Probleme hinweise, dann 
werde das geprüft, wird versichert. Nur 
bei Verdacht auf eine Straftat schreite 
die Anstalt ein.

Die Redakteure nutzen die Freiheiten 
des Lichtblicks als rechtlich geschütztes 
Organ voll aus. Die Anstaltsleitung be-
kommt die Zeitung erst in die Hand, 
wenn sie gedruckt ist, alle anderen Leser 
ebenfalls. Selbst An- und Fehldrucke 
werden bis zur Auslieferung in einem 
extra Raum verschlossen, damit Artikel 
nicht vorher kursieren und ihnen dann 
jemand hineinredet. Nur einmal in den 
letzten 40 Jahren wurde eine Ausgabe 
eingestampft. Das war im März 2006, 
sie war gerade auf dem Lkw verladen. 
In mehreren Artikeln wurde darin der 
Umgang von Beamten mit Häftlingen 
kritisiert – und das sehr drastisch. Die 
Anstalt sah strafrechtliche Verstöße, 
etwa wegen Beleidigung. „Die Ausgabe 
war tatsächlich grenzwertig“, sagen die 
Lichtblick-Redakteure heute. 

Infos im Internet unter: 
www.lichtblick-zeitung.de

Sabine Deckwerth
Redakteurin der Berliner Zeitung 
Ressort Berlin-Brandenburg
sabine.deckwerth@berliner-zeitung.de
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Öffentlichkeitsarbeit 
aus Sicht eines 
Ehrenamtlichen
Norbert Merz

Vorab, es ist die Sicht eines  
bayerischen Ehrenamtlichen, der 

sich seit über dreißig Jahren im Straf- 
vollzug herumtreibt. 

Öffentlichkeitsarbeit – und 
Ehrenamt, was ist das? 

Öffentlichkeitsarbeit und Ehrenamt sind 
für mich untrennbar verbunden. Hätten 
sich die Justizvollzugsanstalten nicht 
an die Öffentlichkeit gewandt und ihre 
Anliegen formuliert, könnte ich dann 
meine Sichtweise zur Öffentlichkeits-
arbeit vor Ihnen ausbreiten? Erst ein 
Artikel (1977) der sozialtherapeutischen 
Anstalt Erlangen brachte mich selbst 
auf die Idee, mich in diesem Bereich  
zu engagieren.

Ja selbst in einer Zeit, in der es 
vielleicht noch nicht so offensichtlich 
nach „Öffentlichkeitsarbeit“ ausschaute,  
informierten soziale Einrichtungen 
und die Seelsorger ihre Mitglieder in 
der Hoffnung, dass sich Menschen in  
der Gefangenen-Betreuung enga- 
gieren würden. 

Denn war nicht über Jahrzehnte hin-
weg für die Bürgerinnen und Bürger das 
staatliche Zuchthaus mit hohen Mau-
ern, tausend Fragezeichen und dem 
Stoff vieler Mythen verbunden? 

Öffentlichkeitsarbeit – ein 
Wandel in den letzten Jahren! 

Wenn ich die Jahre meiner ehren-
amtlichen Tätigkeit Revue passieren  
lasse, fällt mir vor allem der gewaltige  
Wandel auf.

Beim „Lichtblick“ handelt es sich um 
die älteste, auflagenstärkste, pro-
fessionellste und einzig unzensierte 
Gefangenenzeitung Deutschlands.
Gegründet im Jahr 1968 erscheint 
„der Lichtblick“ seit nunmehr an-
nähernd 42 Jahren in der Regel alle 
zwei Monate mit einer Auflage von 
ca. 5500 Exemplaren in der JVA Te-
gel.

Die Grundlage für die Zusam-
menarbeit zwischen dem Licht-
blick und der JVA Tegel bildet auch 
heute noch das Statut der Redak-
tionsgemeinschaft „der Lichtblick“ 
vom 1.Juni 1976 sowie die vom 
damaligen Anstaltsleiter der JVA 
Tegel Herrn Wilhelm Glaubrecht 
ebenfalls am 1.Juni 1976 erlassene 
Hausverfügung über den Umgang 
mit der Redaktionsgemeinschaft 
„der Lichtblick“.

Auch wenn im Jahre 1976 noch 
keine Rede davon sein konnte, dass 
„der Lichtblick“ einmal über eine 
moderne und leistungsfähige Büro-
ausstattung inklusive Computern, 
Telefon und Faxgerät sowie seit 
15.September 2009 auch über ei-
nen e-Mail Account verfügen wird, 
doch erweisen sich die bereits da-
mals getroffenen Regelungen auch 
heute noch als richtungweisend 
und ihrer Zeit voraus.

Die Anstaltsleitung der JVA Tegel 
hat die Arbeit des Lichtblick stets 
unterstützt und sich  im Bedarfsfall 
auch kritisch mit der Redaktionsge-
meinschaft auseinandergesetzt.

Letztlich ist es den unterschied-
lichen Redaktionsgemeinschaften 
des Lichtblick der vergangenen 41 
Jahre – mit Unterstützung der JVA 
Tegel –  gelungen den Lichtblick zu 
dem zu machen, was er heute noch 
ist, nämlich einem beachteten 
Sprachrohr für Gefangene in Berlin, 
das aber auch über die Berliner Lan-
desgrenzen hinaus Gehör findet.

Lars Hoffmann
Beauftragter für 
Öffentlichkeitsarbeit der JVA Tegel
lars.hoffmann@jvatgl.berlin.de

Auszug aus dem 
Redaktionsstatut von 1976

1.1 
„der lichtblick“  wird als unabhän-
gige und unzensierte Zeitschrift 
ausschließlich von einer aus Gefan-
genen der Strafanstalt Tegel gebil-
deten Redaktionsgemeinschaft he-
rausgegeben.

1.2 
„der lichtblick“ sieht seine Aufgabe 
u.a. in dem Bemühen, die Öffent-
lichkeit mit den vielfältigen Pro-
blemen des Strafvollzugs bekannt 
zu machen und durch konstruktive 
Kritik an der Beseitigung vermeid-
barer Mißstände in sachlichen und 
zwischenmenschlichen Bereichen 
mitzuwirken. Bei der Erfüllung die-
ser Aufgabe hält sich die Redakti-
onsgemeinschaft in Einklang mit 
den Grundsätzen der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung.

1.3 
Form, Inhalt und Gestaltung des 
„des lichtblick“ werden von der Re-
daktionsgemeinschaft bestimmt. 
Die Redaktionsgemeinschaft trägt 
dafür Sorge, daß die jeweiligen 
Themen fair und sachlich abge-
handelt werden. Sie hält Kritik nur 
dann für berechtigt, wenn sie sich 
nur an Fakten hält, nicht auf Einzel-
personen bezogen und nicht in po-
lemisierender Form geübt wird.  
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Öffentlichkeitsarbeit – eine 
Empfehlung an die Ehren-
amtlichen! 

Zu den Öffentlichtlichkeitsarbeitern – 
und das wird häufig unterschätzt – ge-
hören auch die Ehrenamtlichen. Ihre 
Tätigkeit führt nicht nur zur Sensibi-
lität im Familien- und Freundeskreis. 
Ehrenamtliche tragen allein durch das 
bekannt Werden ihrer Arbeit für Ge-
fangene dazu bei, dass das Thema aus 
dem kriminell-abenteuerlichen Dunst-
kreis herausgeführt wird und  - wenn 
auch vielleicht zäh und nicht überall 
gleich – im Bewusstsein der Menschen 
in so etwas wie ein Normalitätsdenken 
mündet. („Aha, wenn der in  den Knast 
geht, kann’s ja so schlimm nicht sein.“). 
Das ist zwar ziemlich unspektakulär, 
aber sicher sehr wirksam. Zumindest 
tragen wir zur Aufweichung von Kli-
scheedenken, das durch Tradition und 
Medien erzeugt wurde, bei. 

Wie war das mit dem Stein, der ins 
Wasser fällt?
 
Öffentlichkeitsarbeit – 
offene Wünsche an die 
Verantwortlichen! 

Noch nie wurde so viel und so oft vom 
und über das Ehrenamt gesprochen. 
Das Angebot, sich irgendwann und 
irgendwo zu beteiligen und mitzuma-
chen, ist groß und vielfältig. Insofern 
besteht auch Konkurrenz unter den 
unterschiedlichen sozialen und carita-
tiven Einrichtungen und Initiativen um 
Helferinnen und Helfer. 

Der Strafvollzug im allgemeinen und 
die Justizvollzugsanstalten im beson-
deren müssen sich dieser wichtigen 
Aufgabe noch mehr stellen und ent-
sprechende Angebote unterbreiten – 
etwa in Bezug auf die anstaltsinternen 
Veranstaltungen, die Aufgaben im Rah-
men der Entlassvorbereitung und die 
Beteiligung bei der Bewährungshilfe, 
etc. Mein größter Wunsch im Bereich 
der Öffentlichkeitsarbeit ist, dass der 
Strafvollzug sich in seiner Öffentlich-

keitsarbeit konsequenter und regelmä-
ßiger artikuliert und um ehrenamtliche 
Beteiligung kämpft. 

Öffentlichkeitsarbeit – eine 
konzertierte Aktion aller!

Dabei gilt aber auch: Alle PR-Arbeit so-
wie Kampagnen oder Werbeauftritte 
sollten aus einem Guss sein. Auch wenn 
die notwendigen Aktionen vor Ort einer 
anderen Zeitscala folgen, sollten der 
Grundtenor und die Absicht einen ge-
wissen Gleichklang erkennen lassen. 

Hier wünsche ich mir keine Gleich-
macherei, keine Unterordnung unter 
ein Zeitraster, keine Einschränkung der 
Kreativität, sondern eine konzertierte 
Aktion, die den Mitteleinsatz, die Me-
dienauftritte (Fernsehen) und ein ge-
wisses Erscheinungsbild und auch die 
Kernaussage beinhaltet. 

So sollte dann auch die regelmä-
ßige Information der Medien und die 
vertrauensvolle Partnerschaft, insbe-
sondere mit der lokalen Presse, zur 
Selbstverständlichkeit gehören. 

Norbert Merz
Ehrenamtlicher Mitarbeiter im Strafvollzug 
seit 1977
Mitbegründer und über zwanzig Jahre 
1. Vorsitzender der Landesarbeitsgemeinschaft 
ehrenamtlicher Mitarbeiter in Strafvollzug Bayern 
e.V. (LAG)
norbert.merz@t-online.de

Ich denke dabei an die Öffnung, als 
die Justizvollzugsanstalten endlich auch 
über ihre ausgezeichneten Leistungen, 
die in den Betrieben erzielt wurden, 
an die Öffentlichkeit mit Hilfe der mo-
dernsten Medien – Presse, Fernsehen, 
CD-ROM, Werbematerial vom Feinsten 
– gingen. Wer hätte je zu denken ge-
wagt, dass die Justiz Messen beschickt. 
Oder hätte einer unter uns vor zwanzig 
Jahren geglaubt, die Justizvollzugsan-
stalten würden im World Wide Web mit 
Luftbildaufnahmen und mit vielen, vie-
len Details in Erscheinung treten?

Diesen Wandel verspürten auch wir, 
die wir uns zur Gewinnung neuer, zu-
sätzlicher Ehrenamtlicher berufen füh-
len. Dieser Wandel begeistert mich ganz 
besonders aufgrund meiner Tätigkeit 
in der Großindustrie. Öffentlichkeits-
arbeit mit oben angedeuteter Vielfalt 
und Breite war in meiner Firma eine 
Selbstverständlichkeit.

Dankeschön-Veranstaltungen der 
Justizvollzugsanstalten mit Bildern 
sind selbstverständlich geworden und 
geben dem Leser der Tagespresse die 
Chance, bei Interesse gezielt mit kom-
petenten Personen  der Justizvollzugs-
anstalten Kontakt aufzunehmen. 

Öffentlichkeitsarbeit – 
als Gegegenpol der 
Horror-Meldungen! 

Eine Zeit, die von Horrormeldungen in 
den Medien geprägt ist, schreit aber 
auch regelrecht nach Berichten, Erklä-
rungen und Klarstellungen. Öffentlich-
keitsarbeit als Gegenpol zum Prinzip 
des „Only bad news are good news“ ist 
für mich verpflichtend. Es muss einfach 
immer wieder ausgesprochen werden, 
dass Ausbildung, dass Therapie, dass eh-
renamtliche Begleitung der Resozialisie-
rung, aber auch der Sicherheit unserer 
Bürger dient. Rückfall verhindern spart 
Steuergelder und gibt Sicherheit!
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Ausbruch, die Selbsttötung, den Mord 
in Haftung nehmen lässt. Der Zeitungs-
bericht, der von solchen Vorkommnis-
sen berichtet, ohne sogleich die Frage 
nach der „Verantwortung“ für die Vor-
kommnisse zu stellen, ist noch nicht 
geschrieben worden. Auch in einer Par-
lamentsdebatte, die sich mit der Flucht 
oder dem Tod eines Strafgefangenen 
beschäftigt, steht die „Verantwortung“ 
des Ministers im einen wie im anderen 
Fall traditionell im Mittelpunkt. Die in 
der Öffentlichkeit verbreitete Ansicht, 
der deutsche Strafvollzug sei eine fast 
ununterbrochene Abfolge ministeriel-
len oder bürokratischen Versagens, bei 
den Vollzugsanstalten handele es sich 
in Wahrheit um  kommode Schlupflö-
cher, die den Gefangenen zur Flucht aus 
einer Welt ermuntern, deren Bewohner 
unter den geschlossenen Augen dö-
sender Wärter bei Gelegenheit Mord 
und Totschlag begehen, ist das fast un-
vermeidliche Ergebnis entsprechender 
Berichterstattung. Wer immer nur von 
der Ausnahme hört, nie von der Regel, 
der wird irgendwann die Ausnahme für 
die Regel halten.

Das Desinteresse der Medien an 
einer angemessenen Darstellung der 
Praxis des deutschen Strafvollzugs ist 
leicht zu erklären. Nichts erfreut sich 
bei ihnen größerer Beliebtheit als die 
ausführliche Darstellung sämtlicher 
Erscheinungsformen der Kriminalität;  
und der  angeklagte Täter, der  durch 
seine Prominenz der Tat oder sich selbst 
durch die Prominenz der Tat öffentliche 
Aufmerksamkeit verschafft, muss sich 
über die leidenschaftliche Erörterung 
seines Privatlebens, über die Inan-
spruchnahme seiner Familie, Freunde 
und Nachbarn für Interviews und als 
Mutmaßungen kostümierte Tatsachen-
behauptungen über seine Tatmotive 
– vom Trauma des Mutterschoßes über 
das Mobbing des Gemüsehändlers in 
der Pubertät bis zum Schlafmittelabu-
sus als Folge eines Fahrradunfalls –  nicht 
wundern.  Ist aber das Urteil gesprochen 
und der Gerechtigkeit in dem von den 
Medien bestimmten und verlangten 
Maße Genüge getan, dann verwandelt 

Der Strafvollzug in Deutschland ist 
eine Erfindung der Medien. Soweit 

die Medien keine Kenntnis von ihm 
nehmen, existiert er für die Deutschen 
nicht; soweit die Deutschen Kenntnis 
von ihm nehmen, beschränkt sie sich 
auf jene Kenntnisse, die die Medien 
ihnen sparsam, aber wohldosiert ver-
mitteln. Entsprechend ist der „Straf-
vollzug“ im Bewusstsein der Mehrheit 
der Bevölkerung ein Synonym für das 
„Versagen der Justiz“.

Denn als Lebenswelt der zu Frei-
heitsstrafen verurteilten Täter tritt der 
Strafvollzug in den Medien nicht in 
Erscheinung, der Alltag in Justizvoll-
zugsanstalten findet im Verborgenen 
statt. Die öffentliche Anteilnahme, das 
Licht der Scheinwerfer und die Fragen 
der Reporter hat sich der Strafvollzug 
erst verdient, wenn er die katastrophale 
Ausnahme von der alltäglichen Regel 
des Vollzugs zu bieten hat, die sich unter 
großen Lettern und in verwackelten 
Bildern auf die Bühne zerren lässt. Ein 
Gefangener, der seine Strafe seit fünf, 
seit zehn, seit 15 Jahren unter den Au-
gen der Wärter und der Anstaltskameras 
verbüßt, darf kein Interesse erwarten,  
sucht er jedoch vorzeitig und ohne 
Entlassungsschein – möglichst spek-
takulär mit Fluchtauto, Geiselnahme 
und Schusswechsel – die Freiheit, hängt 
er eines Morgens tot im Fensterkreuz, 
liegt er verblutet auf dem Boden der 
Zelle, getötet von eigener Hand oder 
von Mithäftlingen ermordet,  erwirbt 
er post mortem für einen Augenblick 
den Anspruch auf die geteilte Neugier 
der Medien.

Deren Neugier ist immer geteilt, nie 
gilt sie ausschließlich dem Schicksal des 
Gefangenen, immer sofort und zumeist 
in noch größerem Maße dem so genann-
ten Verantwortlichen, der sich für den 

sich im selben Augenblick der Ange-
klagte in den verurteilten Strafgefange-
nen, erlischt bei den Medien mit dem 
Interesse an der juristisch abschließend 
beurteilten Tat auch jegliches Interesse 
am gerichteten Täter. Zu dem Entzug 
der Freiheit, zu dem ihn das Gericht ver-
urteilt, tritt der Entzug der öffentlichen 
Aufmerksamkeit. Das ist verständlich. 
So wie die Justiz  kein Urteil über das 
Individuum ( „das Ungeteilte“) spricht, 
sondern ausschließlich über den über-
führten Täter,  hat auch für die Medien 
das Individuum nicht die geringste 
Bedeutung: Bemerkenswert ist und 
bemerkt wird nur ein Geschehen – die 
Tat – eines Einzelnen, das ihn für einen 
Moment der Anonymität entreißt und 
in das Licht der Öffentlichkeit zwingt. 
Verliert er die Funktion als Täter, verliert 
er für die Medien jegliche Funktion und 
wird zur Rückkehr in die Anonymität 
verurteilt. Eine größere Anonymität als 
die  Anonymität der „totalen Instituti-
on“ Strafvollzug ist kaum zu denken. 
Sie ist umfassend, unüberwindlich aber 
ist sie nicht. Wie gesagt: Ein Ausbruch, 
ein spektakulärer Selbstmord oder ein 
brutales Verbrechen, dem ein Strafge-
fangener zum Opfer fällt oder das er 
selber begeht, genügt, um das Interesse 
der Öffentlichkeit zurück zu gewinnen. 
Doch ist der Preis dafür recht hoch. Man-
che Strafgefangene bezahlen dafür mit 
ihrem Leben, Justizminister von Fall zu 
Fall mit ihrem Amt. Nur der Strafvollzug 
hat nichts mehr zu verlieren. Das Urteil 
über ihn ist längst gesprochen. Der Rest 
ist schweigen.

Christian Bommarius
Leitender Redakteur der Berliner Zeitung mit 
Schwerpunkten Innen- und Rechtspolitik
christian.bommarius@berliner-zeitung.de

Strafvollzug? 
Nein danke!
Christian Bommarius



22 • FS 1/2010

Strafvollzug in Deutschland
Aktuelle rechtstatsächliche Befunde
Frieder Dünkel, Bernd Geng, Christine Morgenstern

Forschung und Entwicklung

Der vorliegende Beitrag stellt ei-
nige aktuelle Daten zum Straf-

vollzug in Deutschland hinsichtlich 
der Belegungsentwicklung und Insas-
senstruktur vor. Er knüpft an den Bei-
trag von Dünkel und Geng in FS 2007,  
S. 14 ff. an. Nachdem sich mit der Föde-
ralismusreform die rechtlichen Grund-
lagen auseinander entwickeln haben, 
zeigt die sekundärstatistische Betrach-
tung einzelner Parameter auch un-
terschiedliche rechtstatsächliche Ent- 
wicklungen im Bundesländervergleich. 
Entgegen dem Trend der 1990er Jahre 
zeichnet sich neuerdings ein Rückgang 
der Gefangenenraten ab, der zu einer 
in weiten Bereichen entspannteren 
Belegungssituation geführt hat.

Die Entwicklung von Gefan-
genenzahlen in Deutschland

Betrachtet man zunächst die Gefange-
nenraten im Längsschnittvergleich in 
Deutschland, so kann insgesamt gese-
hen für das Gebiet der alten Bundes-
länder eine relativ stabile Entwicklung 
mit allerdings phasenspezifischen 
Schwankungen festgestellt werden.
Die Gefangenenrate in (West-)Deutsch-
land ist nach der Strafrechtsreform von 
1969, durch die die kurze Freiheitsstra-
fe zugunsten der Geldstrafe wesent-
lich zurückgedrängt wurde, in den 
1970er Jahren bis 1983 stark angestie-
gen und erreichte mit 104 Gefangenen 
pro 100.000 der Wohnbevölkerung ih-
ren Höhepunkt. In den 1980er Jahren 
reduzierte sich die Gefangenenrate 
auf unter 80, teilweise bedingt durch 
rückläufige Kriminalitätszahlen und 
durch den Ausbau von Alternativen, 
insbesondere der Strafaussetzung zur 
Bewährung. Danach ist im Gefolge der 
Wiedervereinigung und der allgemei-
nen gesamtgesellschaftlichen Verän-

derungen, einschließlich Migrations-
problemen, die Gefängnisbelegung 
auf eine Rate von nahezu 100 ange-
stiegen. Seit Ende der 1990er Jahre ist 
die Gesamtbelegung des Strafvollzugs 
allerdings stabil und seit 2005 erneut 
rückläufig. 2009 lag die Gefangenen-
rate für Gesamtdeutschland bei knapp 
90 (vgl. Abb. 1). 

Dabei ist zwischen den alten und 
den neuen Bundesländern zu unter-
scheiden: In Ostdeutschland waren die 
Gefängnisse infolge weit reichender 
Amnestien anfangs der 1990er Jahre 
nahezu leer (vgl. Dünkel 1995), danach 
stieg die Belegung bis 2003/2004 al-
lerdings auf ein dem westdeutschen 
Durchschnitt vergleichbares Niveau 
an (vgl. Abb. 1). Absolut gesehen gab 
es damit in Gesamtdeutschland bis zu 
ca. 81.000 Insassen im Straf- und Un-
tersuchungshaftvollzug. Inzwischen 
(2009) ist die Zahl der Insassen auf 
unter 74.000 zurückgegangen.1 Die 

Gefangenenrate in den neuen Bun-
desländern liegt nun mit 84,7 (2009) 
wieder deutlich unter derjenigen der 
alten Bundesländer mit 90,7. 

Für die Dynamik der Entwicklung 
der Gefangenenraten in Westdeutsch-
land Ende der 1970er, Anfang der 
1980er und erneut Anfang der 1990er 
sowie 2000er Jahre war auch die Un-
tersuchungshaft von Bedeutung (vgl. 
zusammenfassend Morgenstern 2009). 
Anders als die Gesamtzahl der Gefan-
genen, die 2003 einen Höchststand 
erreichte, nahm die Zahl der Untersu-
chungsgefangenen seit 1995 stetig ab. 
Dies gilt für die alten, mehr noch aber 
für die neuen Bundesländer. Ein Grund 
hierfür wird in der Anordnungspraxis 
gegenüber ausländischen Tatverdäch-
tigen gesehen. Dafür spricht, dass mit 
der Änderung der Asylgesetzgebung 
im Jahr 1993 die Zahl von Asylbewer-
bern drastisch abnahm. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass dies auch 
die Zahl der Untersuchungsgefan-
genen reduzierend beeinflusste (vgl. 
schon Dünkel 1994). Die Verurteil-
tenzahlen bei Ausländern erreichten 
ihren Höchststand mit über 205.000 
Verurteilungen im Jahr 1995 (27% al-
ler Verurteilungen) und waren 2007 
auf ca. 166.000 (ca. 22%) abgesunken. 

Abb. 1: Gefangenenraten in Deutschland 1962–2009 
(alte und neue Bundesländer sowie Deutschland insgesamt)
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Gleichwohl ist zu konstatieren, dass 
ihr Anteil bei den Insassen vor allem in 
der Untersuchungshaft ganz erheblich 
über diesen Werten liegt (siehe Tab. 4), 
so dass insbesondere in jüngerer Zeit 
die anhaltende Abnahme der Untersu-
chungsgefangenenzahlen auch durch 
weitere Faktoren erklärt werden muss 
(vgl. Dünkel/Morgenstern 2010).

Die Zahl der übrigen Gefangenen 
setzt sich zusammen aus den Strafge-
fangenen, den Sicherungsverwahrten 
und den von der Statistik als „sonstige 
Gefangene“ zusammengefassten In-
haftierten. Ihre Zahl erreichte 1993 für 
das gesamte Bundesgebiet 3.500 Per-
sonen, 2009 war diese Zahl auf 1.826 
abgesunken (vgl. Abb. 3). Die Statistik 
weist hierbei getrennt nur diejenigen 

aus, die Strafarrest nach Wehrstraf-
recht verbüßen (in der Regel unter 10 
Personen)2 und diejenigen, die in Ab-
schiebungshaft sitzen. Dieser Bereich 
ist insofern interessant, als die Abnah-
me vor allem hier zu finden ist: 1993 
waren zum Stichtag 2.584 Abschiebe-
häftlinge in deutschen Gefängnissen, 
2009 waren es nur noch 701. Diese Ab-
nahme von 1.883 Personen (immerhin 
rund 2,6% bezogen auf die Gesamt-
zahl der Gefangenen 2009!) sollte bei 
der Interpretation der Entwicklung 
nicht außer Betracht gelassen werden. 

Weiterhin zu berücksichtigen sind 
die üblicherweise in den Gefangenen-
raten nicht enthaltenen, im Maßregel-
vollzug der psychiatrischen Anstalten 
und der Entziehungsanstalten ca. 
8.900 in den westdeutschen Bundes-
ländern untergebrachten Straftäter. 
Ihre Zahl hat sich seit 1980 nahezu ver-
dreifacht (vgl. Abb. 4).3 Würde man sie 
– wie in einigen anderen europäischen 
Staaten der Fall4 – zur Inhaftiertenzahl 
hinzurechnen, ergäbe sich für 2008 
eine Gefangenenrate von nahezu 110 
für die alten Bundesländer5 (sie lag 
nach der herkömmlichen Berechnung 
jedoch nur bei 92). 

Im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um Gesetzesverschärfungen bzgl. 
der Sicherungsverwahrung (durch die 
Gesetzesänderungen von 1998, 2002 
und 2004) haben entsprechende Verur-
teilungen und die Gefängnisbelegung 
seit Anfang der 1990er Jahre auch in 
diesem Bereich zugenommen (vgl. 
Tab. 1). So ist die Zahl jährlicher Verur-
teilungen zu Sicherungsverwahrung 
mit 60–80 Fällen pro Jahr im letzten 
Jahrzehnt6 zwar relativ konstant ge-
blieben, jedoch hat sich die stichtags-
bezogene Strafvollzugsbelegung von 
182 im Jahr 1990 auf 448 im Jahr 2008 
und 500 am 31.8.2009 fast verdrei-
facht (vgl. hierzu auch Dünkel 2008). 
Dies liegt u. a. an einer restriktiveren 
Entlassungspraxis, die z. T. durch den 
Wegfall der 10-Jahreshöchstgrenze 
durch die Gesetzesreform von 1998 
bedingt sein dürfte.7

Abb. 2: Untersuchungsgefangene in Deutschland 1970–2009 (absolute Zahlen, alte und 
neue Bundesländer sowie Deutschland insgesamt, differenziert nach Altersgruppen)

Abb. 3: „Sonstige Freiheitsentziehung“ einschließlich Abschiebungshaft 1993–2009 
(absolute Zahlen, Deutschland insgesamt)
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Auch bei den eine lebenslange 
Freiheitsstrafe verbüßenden Strafge-
fangenen wird ein deutlicher Anstieg 
erkennbar: Befanden sich 1977 noch 
lediglich 989 Gefangene im Vollzug 
lebenslanger Freiheitsstrafe, so waren 
es 2008 bereits 1.985 (vgl. Tab. 2). Der 
Anstieg ist nur z. T. auf die seit 1992 
statistisch ausgewiesenen neuen Bun-
desländer zurückzuführen. Ferner ist 
im Gegensatz zur Sicherungsverwah-
rung eine restriktivere Entlassungs-
praxis nicht erkennbar. Der Zuwachs 
beruht vor allem auf den vermehrten 
jährlichen Verurteilungen zu lebens-
langer Freiheitsstrafe (vgl. Dünkel 2010, 
§ 57a Rn. 57 ff.). Die durchschnittlichen 
Verbüßungszeiten der entlassenen 
„Lebenslänglichen“ sind seit den er-
sten statistischen Erhebungen der 
Kriminologischen Zentralstelle im Jahr 
2002 weitgehend konstant geblieben. 
Bezogen auf die 2002–2006 entlas-
senen „Lebenslänglichen“ betrug die 
durchschnittliche Verweildauer 2002 
17,0 Jahre, stieg bis 2005 auf 19,0 Jah-
re an und betrug 2006 erneut 17,0 Jah-
re (vgl. Dessecker 2008, 11 ff., 59). 

Veränderungen der 
Insassenstruktur

Die Strafvollzugspopulation hat sich 
allerdings nicht nur quantitativ, son-

dern auch qualitativ in ihrer alters- 
und deliktsspezifischen Zusammen-
setzung verändert.

Betrachtet man zunächst die De-
liktsstruktur der Strafgefangenen im 
Längsschnittvergleich, so wird deut-
lich, dass der Anteil von Eigentumsde-

linquenten (ohne Gewalt, Diebstahl/
Unterschlagung) beständig gesunken 
ist (von 47,5% 1970 auf 20,5% im Jahr 
2008). Raub und Erpressung sind von 
1970 bis 1990 zwar anteilsmäßig ge-
stiegen (von 8,1% auf 13,8%), seither 
bleibt der Anteil mit 12–14% jedoch 
stabil. Ebenfalls relativ konstant ist 
der Anteil von Sexualdelinquenten, 
die jeweils 6–8% der Vollzugspopu-
lation ausmachen, von Vermögens-
delinquenten (Betrug/Untreue etc., 
jeweils ca. 10–13%), von Tötungsdelin-
quenten (7–8%) und von Straßenver-
kehrsdelinquenten (6–8%; mit einem 
aktuellen Rückgang 2008 auf 4,5%). 
Die wesentlichsten Veränderungen 
betreffen Körperverletzungs- und 
Drogendelikte. Der Anteil von wegen 
Körperverletzungsdelikten Verurteil-
ten ist von weniger als 3% anfangs der 
1970er Jahre auf 11,9% im Jahr 2008 
gestiegen. Der Anteil von Betäubungs-
mitteldelinquenten ist von praktisch 
Null Prozent im Jahr 1970 auf ca. 10% 
im Jahr 1990 und ca. 15% seit 2000 ge-
stiegen. Bedenkt man, dass der Anteil 
in Ostdeutschland allenfalls 3–7% be-

Abb. 4: Im Maßregelvollzug gem. §§ 63, 64 StGB Untergebrachte 1970–2008 
(alte Bundesländer, seit 1995 mit Gesamt-Berlin, absolute Zahlen)

Zu Sicherungsverwahrung 
Verurteilte

Insassen des Strafvollzugs in 
Sicherungsverwahrung*

1960 210 k. A.
1965 213 1.430
1970 110 718
1975 52 337
1980 41 208
1985 39 190
1990 31 182
1995 45 183
2000 60 219
2003 66 306 (306)
2005 75 350 (344)
2006 83 380 (368)
2007 79 427 (411) 
2008 111 448 (425)

2009 k. A. 500 (31.8.2009)  
(d. h. +175% seit 1990)

Tabelle 1: Verurteilte mit Sicherungsverwahrung und Sicherungsverwahrte im 
Strafvollzug in Deutschland

Quellen: Strafverfolgungsstatistik 1960–2006 (alte Bundesländer) bzw. 2007–2008 (Gesamtdeutsch-
land) und Strafvollzugsstatistik 1965–2008 sowie Belegung am 31.8.2009 nach www.destatis.de.
* Angaben jeweils pro Jahr (Anordnungen) bzw. zum 31.3. d. J. (Sicherungsverwahrte; in Klammern    
   Zahlen für das alte Bundesgebiet):
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trägt, so wird verständlich, dass in ei-
nigen westdeutschen Bundesländern 
Anteile von 17–20% erreicht werden 
(z. B. Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, vgl. Abb. 
6). Bedenklich erscheint dabei, dass 
knapp 45% der inhaftierten Drogentä-
ter 2008 nur wegen leichter Verstöße 
gegen das BtMG verurteilt waren (vgl. 
Abb. 5; d. h. Besitz und Handel von 
kleineren Mengen Drogen, § 29 Abs. 1 
BtMG). Offensichtlich bezieht die Dro-
genkontrolle damit Drogenbesitzer 
und -konsumenten aus dem unteren 
Deliktsspektrum verstärkt mit ein.

Zugleich wird allerdings deutlich, 
warum es in Deutschland gelungen 
ist, die Gefangenenraten trotz des 
deutlichen Anstiegs der wegen Kör-
perverletzungs- bzw. Drogendelikten 
Verurteilten und Inhaftierten relativ 
stabil zu halten: Es fand insoweit ein 
Austausch mit Eigentumstätern ohne 
Gewaltausübung statt, deren Anteil 
entsprechend zurückging (vgl. Abb. 5). 
 

Im Bundesländervergleich gibt es 
zwar Besonderheiten, jedoch keine 
völlig andersgeartete Zusammenset-
zung. Die in hohem Maß unterschied-
lichen Anteile von Gefangenen im 
offenen Vollzug (hierzu Abb. 10) oder 
von Vollzugslockerungen bzw. Haftur-
laub (hierzu Dünkel 2009) lassen sich 
jedenfalls nicht dadurch erklären. 

Generell kann man einen deut-
lichen Unterschied zwischen den alten 
und neuen Bundesländern insoweit 
erkennen, als in den neuen Bundes-
ländern die Anteile von Gewalttätern 
erhöht sind, dagegen sind wegen Dro-
gendelikten Verurteilte deutlich unter-
repräsentiert (vgl. Abb. 6). Fasst man 
Tötungs-, Körperverletzungs-, Sexual- 
und Raubdelinquenten zusammen, so 
waren 2008 stichtagsbezogen in Bran-
denburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen etwa die Hälfte der Ge-
fangenen wegen eines Gewalt- oder 
Sexualdelikts inhaftiert. In Bayern, 
Bremen und Hessen lag der entspre-
chende Anteil dagegen unter 40%.

Jenseits dieser statistisch erfass-
baren und nachvollziehbaren Merk-
male berichten Praktiker immer wieder, 
dass sich die Struktur der Gefangenen 
angesichts der weitreichenden „Selek-
tionspraxis“ mit der Verhängung von 
Freiheitsstrafe nur noch als „extrema“ 
bzw. „ultima ratio“ nachteilig verän-
dert habe. Dass die Gewaltbereitschaft 
im Vollzug gestiegen sein dürfte, wird 
mit Blick auf die oben bereits ange-
sprochenen Anteile von Gewalttätern 
plausibel, die je nach Bundesland im 
Erwachsenenvollzug ein Viertel bis zu 
40%, im Jugendstrafvollzug teilweise 
mehr als 60% der Stichtagspopulation 
ausmachen (insbesondere in Berlin, 

Jahr Männer Frauen Insgesamt Alte Bun desländer Neue Bun desländer

1977 945 44 989 989 -

1980 918 38 956 956 -

1985 1.020 42 1.062 1.062 -

1990 1.093 56 1.149 1.149 -

1992a 1.256 51 1.307 1.155 152

1995 1.257 57 1.314 1.165 149

2000 1.536 62 1.598 1.408 190

2005 1.769 95 1.864 1.611 253

2008 1.885 100 1.985 1.699 286

Quelle:  Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Strafvollzug, 1977-2008 (ab 1992 Gesamtdeutschland).

Abb. 5: Strafvollzugspopulation insgesamt nach der Deliktsstruktur 1970–2008 

Tabelle 2: Lebenslange Freiheitsstrafe verbüßende Strafgefangene in Deutschland (jeweils Stichtag 31.3.)



26 • FS 1/2010 Forschung und Entwicklung

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Sachsen-Anhalt, vgl. Dünkel/Mor-
genstern 2010). Hierbei sind die west-
deutschen und ostdeutschen Bundes-
länder insofern zu unterscheiden, als 
beispielsweise der Anteil ausländischer 
Gefangener oder von Gefangenen mit 
einem Migrationshintergrund (sog. 
Russlanddeutsche bzw. Spätaussied-
ler)8 sowie von wegen Drogendelikten 
Verurteilten in den westdeutschen 
Bundesländern weit höher liegt als in 
Ostdeutschland. Umgekehrt ist der 

Anteil von (jungen) Gewalttätern in 
Ostdeutschland z. T. deutlich größer 
als in den alten Bundesländern (vgl. zu 
letzterem Abb. 6).

Eine weitere „qualitative“ Verände-
rung der Insassenstruktur wird bzgl. der 
Altersstruktur erkennbar (vgl. Tab. 3). 
So hat sich vor allem der Anteil älterer 
Gefangener von mindestens 60 Jah-
ren seit 1980 etwa verdreifacht und 
macht inzwischen 3,1% der Gefan-
genen aus (vgl. hierzu auch Krüger/

Schollbach 2009). Auch bei den 40-
50- und 50-60-Jährigen sind deutliche 
Zuwachsraten zu verzeichnen. Der An-
teil 50-60-Jähriger hat sich von 4,4% 
auf 8,4% nahezu verdoppelt. Bei den 
jüngeren Altersgruppen sind die An-
teile demgegenüber rückläufig, was 
zum Teil durch den demographischen 
Wandel in der Bevölkerung bedingt 
ist. Es gibt jedoch seit Mitte der 1990er 
Jahre einen auch pro 100.000 der Al-
tersgruppen zu beobachtenden Be-
legungsrückgang (siehe Abb. 9). Die 
Zunahme älterer Gefangener hängt 
u. a. mit längeren Verbüßungszeiten 
angesichts der vermehrt wegen 
schwererer Gewaltdelikte verurteilten 
Insassen zusammen (vgl. Tab. 1 und 2 
bzgl. der Sicherungsverwahrung und 
der lebenslangen Freiheitsstrafe). Die 
altersmäßige Zusammensetzung der 
Strafvollzugspopulation variiert auch 
im Bundesländervergleich. In den ost-
deutschen Bundesländern sind jün-
gere Gefangene (bis zu 25 Jahre) deut-
lich über- und dafür über 40-Jährige 
entsprechend unterrepräsentiert. Die-
se Verteilung war in den 1990er Jahren 
bis 2005 noch ausgeprägter und spie-
gelt die damals besonders erhöhten 
Jugendstrafgefangenenraten in den 
neuen Bundesländern wider (vgl. Dün-
kel/Morgenstern 2010 und Abb. 9).

Abb. 6: Deliktsstruktur im Strafvollzug im Bundesländervergleich 2008 
(Erwachsenen- und Jugendstrafvollzug insgesamt)

Alter 1980 1990 2000 2008

(n =) (%) (n =) (%) (n =) (%) (n =) (%)

14 bis < 18 J. 760 1,8 310 0,8 911 1,5 663 1,1

18 bis < 21 J. 3.730 8,8 2.003 5,1 3.850 6,3 3.378 5,5

21 bis < 25 J. 7.561 17,9 5.891 15,1 8.166 13,4 7.821 12,6

25 bis < 30 J. 8.946 21,2 9.411 24,1 11.901 19,6 12.321 19,9

30 bis < 40 J. 15.443 36,6 12.321 31,4 20.361 33,5 18.040 29,1

40 bis < 50 J. 6.723 15,9 6.191 15,8 10.211 16,8 12.598 20,4

50 bis < 60 J. 1.840 4,4 2.487 6,3 4.116 6,8 5.189 8,4

60 J. u. mehr 409 1,0 564 1,4 1.282 2,1 1.890 3,1

Insgesamt. 42.235 100 39.178 100 60.798 100 61.900 100

Tabelle 3: Veränderung der Altersstruktur der Strafgefangenen und Sicherungsverwahrten in Deutschland (1980 und 1990: 
alte Bundesländer; ab 2000 Gesamtdeutschland, Stichtag: 31.3.)

Quelle: Berechnet nach Strafvollzugsstatistik 1980–2008.
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Kaum Veränderungen haben sich 
hinsichtlich des Familienstands erge-
ben, der als Indikator für vorhandene 
soziale Bindungen gewertet werden 
kann. Bezogen auf die Gefangenen am 
31.3.2008 waren nur 19% der männ-
lichen und 26% der weiblichen Inhaf-
tierten verheiratet (insgesamt 19%, 
vgl. Dünkel/Morgenstern 2010). Fast 
zwei Drittel der Männer und die Hälf-
te der Frauen waren ledig, 15% bzw. 
23% geschieden. Diese Zahlen deuten 
einerseits die besonderen Probleme 
des Frauenvollzugs an (vgl. hierzu Zo-
londek 2007; Funk 2009), andererseits 
die generelle Problematik fehlender 
tragfähiger sozialer Bindungen nach 
außen und damit zusammenhängend 
von Schwierigkeiten der Wiederein-
gliederung. 

Der Anteil von Ausländern im 
deutschen Strafvollzug schließlich hat 
sich in den letzten Jahrzehnten erheb-
lich verändert, s. o. Dabei ist zunächst 
auf eine Besonderheit der Datenla-
ge hinzuweisen: Keine der offiziellen 
Statistiken lässt eine Berechnung des 
Gesamtausländeranteils zu, weil die 
Staatsangehörigkeit für die Unter-
suchungsgefangenen nicht erfasst 
wird. Zurückgegriffen werden kann 
diesbezüglich lediglich auf die Anga-
ben des Bundes im Rahmen der Er-
hebungen des Europarates (SPACE I). 
Danach lag der Ausländeranteil am 
31.3.2007 in Bezug auf die Gesamtzahl 
der Gefangenen bei ca. 26% und bzgl. 
der Untersuchungsgefangenen bei 
rund 42% (vgl. Aebi/Delgrande 2009). 

Bei den Strafgefangenen bzw. den 
Sicherungsverwahrten ist der Aus-
länderanteil seit 1980 von 7,2% im 
Erwachsenen- und 6,0% im Jugend-
strafvollzug auf 24,2% bzw. 18,8% im 
Jahr 2005 gestiegen. Im Jugendstraf-
vollzug lag er Mitte der 1990er Jah-
re sogar zeitweilig über 30% (1995: 
31,5%, vgl. Dünkel/Gensing/Morgen-
stern 2007, S. 350). Im Jahr 2008 ist ein 
leichter Rückgang der ausländischen 
Gefangenen im Erwachsenenvollzug 
auf 22,2% erkennbar, während im 
Jugendvollzug der Anteil bei 19,6% 
etwa gleich blieb (Gesamtwert für 
den Strafvollzug: 21,8%). Interessan-
terweise sind die Ausländeranteile bei 
den jüngeren Altersgruppen in beiden 
Vollzugsformen nach wie vor überhöht 
(z. B. bei 14–18-jährigen Jugendstraf-
gefangenen: 28,1%). Die verbesserten 
Möglichkeiten der Einbürgerung aus-
ländischer Mitbürger seit 1999 haben 
in Bezug auf den Strafvollzug offen-
bar wenig verändert. Zudem werden 
die in den 1990er Jahren vor allem im 
Jugendstrafvollzug als besondere Pro-
blemgruppe wahrnehmbaren Spät-
aussiedler bzw. Russlanddeutschen, 
die amtlich als Deutsche zählen, nicht 
erfasst. Der Anteil von Inhaftierten mit 
einem Migrationshintergrund ist dem-
gemäß erheblich größer. Verschiedene 
Forschungen haben gezeigt, dass ins-
besondere jüngere ausländische Bür-
ger oder Migranten ein höheres Inhaf-
tierungsrisiko aufweisen und ggf. auch 
häufiger zu Jugend-/Freiheitsstrafe 
verurteilt werden als gebürtige Deut-
sche.9 Das erhöhte Inhaftierungsrisiko 
lässt sich am überhöhten Ausländer-
anteil bei den Untersuchungsgefange-
nen deutlich ablesen (vgl. Morgenstern 
2009): Eine Umfrage des Lehrstuhls 
für Kriminologie in Greifswald bei den 
Justizministerien im Frühjahr/Som-
mer 2008 ergab einen Gesamtwert 
von ca. 41%, wobei die Anteile in den 
Bundesländern erwartungsgemäß 
stark schwankten und zwischen 12% 
in Thüringen und 57% in Hamburg la-
gen. Die neuen Bundesländer wiesen 
erwartbar unterdurchschnittliche Aus-
länderanteile in U-Haft auf (am nied-

Untersuchungs-
 gefangene

Ausländische Unter-
suchungsgefangene 

Anzahl ab-
solut absolut in %

Baden-Württemberg 1.600 763 48%
Bayern 2.537 1.095 43%
Berlin 739 408 55%
Brandenburg 220 50 23%
Bremen 97 53 56%
Hamburg 359 205 57%
Hessen 950 523 55%
Mecklenburg-Vorpommern 215 21 10%
Nordrhein-Westfalen 2.843 1.125 40%
Niedersachsen 917 322 35%
Rheinland Pfalz 357 137 38%
Saarland 136 38 28%
Sachsen 491 136 27%
Sachsen-Anhalt 202 34 17%
Schleswig-Holstein 203 69 34%

Thüringen 220 26 12%

Insgesamt 12.086 5.005 41,4%

Tabelle 4: 
Anteil von Ausländern in der Untersuchungshaft nach Bundesländern 2008 

Quelle: Umfrage bei den Länderjustizministerien, Angaben für 31.3.2008 (außer Hamburg: 24.7.2008, 
Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern und Bremen: 31.7.2008; Sachsen-Anhalt: 31.8.2008 
und Rheinland-Pfalz: 31.8.2008). 
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rigsten Mecklenburg-Vorpommern 
mit 10%), während insbesondere die 
süddeutschen Bundesländer und die 
Stadtstaaten auf Anteile von nahezu 
oder sogar über 50% kamen (vgl. Tab. 
4). Die höchsten Ausländeranteile er-
gaben sich in den Stadtstaaten mit 
55–57%.

Gefangenenraten im 
Bundesländervergleich

Betrachtet man die Gefangenenraten 
in den Bundesländern im Querschnitts-
vergleich für das Jahr 2009, so werden 
die schon seit Jahren bekannten z. T. 
erheblichen Unterschiede deutlich 
(vgl. Abb. 7). Die Gefangenenraten 
schwanken im Bundesländervergleich 
in den Flächenstaaten zwischen 52 
pro 100.000 der Wohnbevölkerung in 
Schleswig-Holstein und 97 in Bayern 
bzw. 99 in Nordrhein-Westfalen, in 
den wegen ihrer Bevölkerungs- und 
Kriminalitätsstruktur anders zu beur-
teilenden Stadtstaaten zwischen 89 in 
Bremen, knapp 109 in Hamburg und 
154 in Berlin. Unterschiede ergeben 
sich auch bei den Untersuchungs-
haftraten (vgl. Abb. 7) – hier weist 
ebenfalls Schleswig-Holstein die nied-
rigste Rate mit 7,9 auf, Berlin mit 21,5 
die höchste. Die neuen Bundesländer 
liegen im Schnitt jedoch deutlich unter 
den alten Bundesländern, was unter 
anderem mit wesentlich niedrigeren 
Ausländeranteilen in der Bevölkerung 
und in der Strafvollzugspopulation zu 
tun haben dürfte.10 

Angesichts der relativ vergleich-
baren Kriminalitätsbelastung z. B. in 
Mecklenburg-Vorpommern im Ver-
gleich mit Schleswig-Holstein, die ih-
rerseits bedeutend über denjenigen in 
Bayern oder Baden-Württemberg lie-
gen, wird deutlich dass Gefangenen-
raten nicht Schicksal, sondern in erster 
Linie Ergebnis kriminalpolitischer Ori-
entierungen und der justiziellen Ent-
scheidungspraxis sind (zum internati-
onalen Vergleich vgl. Dünkel/Snacken 
2001, S. 165 ff.; Dünkel u. a. 2010). Mae-
licke hat in diesem Zusammenhang 

das im Hinblick auf Haftvermeidung 
besonders ausgeprägte kriminalpoli-
tische Klima in Schleswig-Holstein be-
schrieben (vgl. Maelicke 2003, S. 144 f.). 
Nach wie vor liegt die Gefangenen-
rate in Schleswig-Holstein sogar unter 
den Gefangenenraten der skandina-
vischen Länder. Dass die Stadtstaaten 
wie Berlin bis zu dreimal höhere Ge-
fangenenraten als Schleswig-Holstein 
aufweisen, mag mit der Kriminalitäts-
belastung und -struktur teilweise er-
klärbar sein, jedoch gilt dies nicht für 
Bayern (97 Gefangene pro 100.000), 
Hessen (86) oder Rheinland-Pfalz (87). 

Auch weisen Bremen und neuerdings 
Hamburg gegenüber einigen Flächen-
staaten kaum noch erhöhte Gefan-
genraten auf.

Interessant sind die Verände-
rungen der Gefangenenraten im Bun-
desländervergleich im Zeitraum seit 
1995. Dieser Beobachtungszeitraum 
wurde gewählt, weil sich seit Mitte der 
1990er Jahre die Kriminalitätsraten vor 
allem in den neuen Bundesländern 
stabilisiert haben, z. T. sogar rückläufig 
sind. Der Anstieg der Gefangenenrate 
in diesem Zeitraum von 39% in den 

Abb. 7: Gefangenenraten 2009 im Bundesländervergleich und Veränderungen 
gegenüber 1995 und 2000
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neuen und knapp 4% in den alten 
Bundesländern hat also weniger mit 
der Kriminalitätsentwicklung als mit 
anderen Faktoren zu tun. Abgesehen 
von regionaltypischen Sanktionsstilen 
(vgl. Schott u. a. 2004) sind die Straf-
rechtsreformgesetze von 1998 (Gesetz 
zur Bekämpfung von Sexualdelikten 
und anderen gefährlichen Straftaten 
vom 26.1.1998 und das 6. StRG vom 
1.4.1998) von Bedeutung, mit denen 
die Strafrahmen für Gewaltdelikte 
(z. B. gefährliche Körperverletzung) 
z. T. deutlich verschärft wurden. Im 
Bereich der gefährlichen Körperver-
letzung hat sich demgemäß die Sank-
tionspraxis fundamental gewandelt. 
Wurden 1995 noch ca. 60% der Ver-
urteilten in den alten Bundesländern 
lediglich mit einer Geldstrafe belegt 
und knapp 40% mit Freiheitsstrafe, die 
in drei Viertel der Fälle zur Bewährung 
ausgesetzt wurde, so verdoppelte 
sich der Freiheitsstrafenanteil nahezu 
und machte im Jahr 2000 70%, 2008 
sogar 76% aus (allerdings mit einer 

Aussetzungsrate von 83%; vgl. Dünkel/
Morgenstern 2010). Im Bereich der Ver-
gewaltigungsdelikte haben sich die 
Freiheitsstrafen von mehr als 5 Jahren 
verdoppelt, im übrigen fand im un-
teren Strafdauerbereich ein Austausch 
zwischen der kurzen Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr (Abnahme) und Frei-
heitsstrafen von einem bis zu zwei 
Jahren (Zunahme) statt. Es gibt im Üb-
rigen begründete Hinweise dafür, dass 
zumindest in diesen Deliktsbereichen 
die bedingte Entlassung restriktiver 
gehandhabt wird (Dünkel 2010, § 57 
Rn. 14 ff.). 

Bemerkenswert sind die Unter-
schiede bei der Entwicklung der Zu-
wachsraten im Bundesländervergleich, 
wobei man hier phasenspezifisch diffe-
renzieren muss. In den neuen Bundes-
ländern hat sich die Gefangenenrate 
in den 1990er Jahren drastisch erhöht 
und an das „Westniveau“ angeglichen 
bzw. es sogar überschritten. Seit der 
Jahrtausendwende sind allerdings 

stabile Verhältnisse und neuerdings 
rückläufige Zahlen in fast allen Bun-
desländern zu verzeichnen (vgl. Abb. 
7 und 8). 

Im Zeitraum 1995–2009 ergeben 
sich abgesehen von den neuen Bun-
desländern nur in Berlin erhebliche 
Zuwachsraten (+28%), in anderen Län-
dern (vor allem Hamburg) aber auch 
deutliche Rückgänge (vgl. Abb. 7). 
Der Rückgang in Hamburg um 36% 
seit 2000 ist schwer und nur teilweise 
mit dem Rückgang der Kriminalität 
sowie der Arbeitslosigkeit erklärbar 
(vgl. Metz/Sohn 2008; 2009; Villmow/
Gericke/Savinsky 2010). 

Wenn man den Jugendstrafvoll-
zug isoliert betrachtet, so ergeben 
sich gleichfalls erhebliche Länderdif-
ferenzen bei den Gefangenenraten 
für 2009 und im Entwicklungsverlauf 
seit 1995 (vgl. Abb. 9). Bemerkenswert 
sind hier die sehr stark gestiegenen 
Jugendstrafgefangenenraten in Ost-
deutschland im Laufe der 1990er Jah-
re, die aber, wie erwähnt, inzwischen 
ebenfalls stark rückläufig sind. Auch 
weisen die Stadtstaaten Bremen und 
Hamburg (im Gegensatz zu Berlin) 
ebenso wie Baden-Württemberg und 
Schleswig-Holstein unterdurchschnitt-
liche Raten auf, was auf eine spezifische 
Strafverfolgungs- und Sanktionspra-
xis hinweist.11 In den ostdeutschen 
Bundesländern sinken die absoluten 
Gefangenenzahlen im Jugendstraf-
vollzug auch deshalb drastisch, weil 
die Geburtenrate zeitgleich mit der 
Wende (1989) um ca. 40% zurückging. 
Dies hat neben dem Kriminalitätsrück-
gang (bei Gewalt- und Eigentumsde-
likten, vgl. hierzu Dünkel 2010) dazu 
beigetragen, dass zahlreiche Jugend-
anstalten erhebliche Überkapazitäten 
aufweisen.

Abb. 8: Entwicklung der Gefangenenraten in Deutschland im Bundesländer vergleich 
(Auswahl)1992–2009

BW=Baden-Württemberg; BE=Berlin; BB=Brandenburg; HH= Hamburg; NI= Niedersachsen; 
NW= Nordrhein-Westfalen; SN=Sachsen; ST= Sachsen-Anhalt; SH= Schleswig-Holstein; 
TH= Thüringen; NBL = Neue Bundesländer; ABL = Alte Bundesländer
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Strukturveränderungen im
Bundesländervergleich: 
Offener und geschlossener 
Vollzug

Strukturveränderungen haben sich 
in den letzten Jahren schon vor der 
Föderalismusreform im Verhältnis 
der Haftkapazitäten des offenen 
Vollzugs ergeben (vgl. Abb. 10), die 
großenteils rechtspolitische Ent-
scheidungen und Neuorientierung 
konservativer Regierungen (Ham-
burg und Hessen) widerspiegeln, 

weniger eine in jüngster Zeit verän-
derte Insassenstruktur (siehe Abb. 6). 

Der offene Vollzug ist (ebenso wie 
andere Resozialisierungsmaßnahmen, 
etwa Vollzugslockerungen und Haft-
urlaub, vgl. Dünkel/Schüler-Springo-
rum 2006; Dünkel 2009) Opfer einer 
„restaurativen“ Vollzugspolitik gewor-
den (vgl. hierzu schon Dünkel/Kunkat 
1997). Von einigermaßen vergleich-
baren Verhältnissen im deutschen 
Strafvollzug konnte man in dieser Hin-
sicht schon vor der Föderalismusre-

form nicht mehr sprechen. Allein seit 
1996 ist der stichtagsbezogene Anteil 
von Gefangenen im offenen Vollzug 
in einigen Bundesländern drastisch 
gesunken. Hamburg, ehemals liberale 
Hochburg eines resozialisierungs- und 
überleitungsorientierten Vollzugs, hat 
bis zum Jahr 2006 den Anteil von Ge-
fangenen im offenen Vollzug von über 
30% auf knapp 9% im Jahr 2006 (vgl. 
Dünkel/Schüler-Springorum 2006) und 
damit auf weniger als ein Drittel zu-
rückgefahren. Ob der Anteil von 12% 
im Jahr 2009 bereits die von der neu-
en schwarz-grünen Regierung ange-
strebte Trendwende darstellt, muss 
derzeit noch offen bleiben. Hessen, 
ein Bundesland, das den offenen Voll-
zug als eines der ersten schon in den 
1950er und 1960er Jahren modellhaft 
ausgebaut hatte, hat seine erfolg-
reiche Strategie (einschließlich der Di-
rekteinweisung von nicht gefährlichen 
Gefangenen in den offenen Vollzug) 
unter der erklärten politischen Kehrt-
wende konservativer Regierungspo-
litik aufgegeben (vgl. hierzu Dünkel/
Drenkhahn 2001, S. 16 ff., 20) und 
den offenen Vollzug weitgehend zer-
schlagen: Noch 1996 waren 27% der 
Gefangenen im offenen Vollzug unter-
gebracht, derzeit sind es noch knapp 
10% (vgl. Abb. 10). Auch in Bremen 
wurde die stichtagsbezogene Zahl 
von Gefangenen im offenen Erwach-
senenvollzug halbiert (von nahezu 
20% auf rund 11%). Damit liegen diese 
Bundesländer nahe am niedrigen „Ost-
Niveau“ von Sachsen, Sachsen-Anhalt 
oder Thüringen (5–9%) und dem im-
mer schon besonders restriktiven Ba-
yern (7–8%).

Andere Bundesländer wie Berlin 
(2009: 29% der Freiheitsstrafe verbü-
ßenden Gefangenen im offenen Voll-
zug) oder Nordrhein-Westfalen (28%) 
haben ihre bewährte Praxis ohne 
negative Konsequenzen beibehal-
ten. Die liberalere Praxis in Berlin und 
NRW bei einer vergleichbaren Insas-
senstruktur widerlegt das Argument, 
dass die Insassen immer ungeeig-
neter für den offenen Vollzug würden.  

Abb. 9: Gefangenenraten im Jugendstrafvollzug im Bundesländervergleich 2009 und 
Veränderungen gegenüber 1995 und 2009
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Bemerkenswert erscheint, dass der of-
fene Vollzug in diesen beiden Ländern 
(im Gegensatz zu den meisten ande-
ren Bundesländern, vgl. Abb. 11) voll 
ausgelastet ist.

Zeitweise ergaben sich bis Anfang 
der 2000er Jahre mit dem Belegungs-
anstieg erhebliche Probleme der 
Überbelegung im geschlossenen, we-
niger jedoch im offenen Vollzug (vgl. 
Abb. 11; vgl. hierzu auch Dünkel/Geng 
2003; 2007). Im Jahr 2003 war der ge-
schlossene Vollzug nominal in allen 
Bundesländern außer Bremen überbe-
legt, 2006 in 10 der 16 Bundesländer 
(vgl. Dünkel/Geng 2007). 2009 kamen 
dagegen nur noch in Bayern, Berlin 
und Rheinland-Pfalz im geschlossenen 
Vollzug mehr als 100 Gefangene auf 
100 Haftplätze (vgl. Abb. 11). Der of-
fene Vollzug ist nach wie vor – abge-
sehen von Berlin und Nordrhein-West-
falen (die relativ gesehen die meisten 
offenen Haftplätze zur Verfügung ha-
ben) – nicht voll ausgelastet. Hessen, 
das den offenen Vollzug unter kon-
servativen Regierungen auf ein Drittel 
zurückgefahren hat (vgl. Dünkel 2009 
und Abb. 10), lastet selbst die wenigen 
verbliebenen offenen Kapazitäten nur 
zu zwei Drittel aus (vgl. Abb. 11). Dies 

gilt noch extremer für Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen, die 
ihre wenigen offenen Einrichtungen 
2009 nur zur Hälfte auslasteten.

Trotz der in den letzten Jahren 
spürbaren Entlastung und eines deut-
lichen Belegungsrückgangs (siehe 
Abb. 1, 7 und 8) gibt es in Deutsch-
land im geschlossenen Vollzug nach 

wie vor Probleme der Überbelegung, 
wenn man – nach den Erfahrungen der 
Vollzugspraxis – eine Vollbelegung bei 
einer 85%-igen Auslastung annimmt. 
Nach diesem Kriterium wäre nur in 
Brandenburg, Bremen und Hamburg 
keine Überbelegung gegeben.

Abgesehen von den erwähnten 
Zahlen zur Überbelegung anhand 
der Auslastung der Haftplatzkapazi-
täten gibt es zusätzlich noch eine Art 
„verdeckter“ Überbelegung, wenn 
man die Anteile gemeinschaftlicher 
Unterbringung von Gefangenen in 
die Analyse einbezieht. So waren am 
31.3.2009 in Gesamtdeutschland 35% 
der Gefangenen im geschlossenen 
Vollzug entgegen § 18 Abs. 1 StVollzG 
gemeinschaftlich untergebracht (ohne 
Bremen, das hierzu keine Zahlen an-
gibt, vgl. Abb. 12). Diesbezüglich sind 
die neuen Bundesländer, vor allem 
Sachsen-Anhalt und Thüringen mit 
58% bzw. 57% gemeinschaftlicher 
Unterbringung besonders betrof-
fen. In den alten Bundesländern sind 
die Bedingungen insoweit in Baden-
Württemberg (52%) und Bayern (42%) 
am ungünstigsten. Demgegenüber 
werden in Hamburg während der Ru-
hezeit mehr als 90%, in Berlin und im 

Abb. 10: Anteile von Gefangenen im offenen Erwachsenenstrafvollzug 1996, 2004 
und 2009

Abb. 11: Auslastung der Belegungskapazitäten (Belegungsdichte) im offenen und 
geschlossenen Vollzug 2009
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Saarland 85% der Gefangenen im ge-
schlossenen Vollzug einzeln unterge-
bracht. 

Interessant ist insoweit ein Ver-
gleich mit den Daten Mitte der 1990er 
Jahre. So waren 1995 in Mecklenburg-
Vorpommern noch 86% der Gefan-
genen im geschlossenen Vollzug ge-
meinschaftlich untergebracht. Durch 
die Neubauten der Anstalten Neustre-
litz, Stralsund und Waldeck hat sich 
dieser Anteil auf weniger als die Hälfte 
des damaligen Anteils reduziert. Noch 
deutlicher erkennbar wird eine posi-
tive Entwicklung in Brandenburg (von 
84% auf knapp 28% Gemeinschafts-
belegung, vgl. zu den Zahlen für 1995 
Dünkel 1996, S. 98), auch in den an-
deren neuen Bundesländern ergaben 
sich in den letzten Jahren deutliche 
Qualitätsverbesserungen, wenngleich 
das westdeutsche Durchschnittsni-
veau noch lange nicht erreicht ist. In 
den alten Bundesländern haben sich 
seit 1995 mit Ausnahme von Hamburg 
(von 43% auf 9% Gemeinschaftsbele-
gung) und Schleswig-Holstein (von 
33% auf 15%) keine oder nur unwe-
sentliche Veränderungen ergeben 

Zusammenfassende 
Schlussbemerkungen

Der Strafvollzug in Deutschland zeigt 
bei Betrachtung einiger statistischer 
Parameter überraschende und von 
kaum jemandem erwartete Verände-
rungen. Die Gefangenenrate insge-
samt ist nach einem Anstieg in den 
1990er Jahren seit 2003 rückläufig. 
Rückläufige Gefangenenraten ver-
zeichnen die meisten Bundesländer, 
einen besonders drastischen Hamburg 
(seit 2003: -40%). Erfreulich ist auch, 
dass die Untersuchungshaftzahlen 
seit 1994 um die Hälfte zurückgegan-
gen sind. Deutschland gehört damit 
im europäischen Vergleich nach den 
skandinavischen Ländern zur Gruppe 
der Länder mit den niedrigsten Gefan-
genen- und Untersuchungshaftraten. 
Allerdings bleibt der „föderale Flick-
enteppich“ nicht nur bzgl. der recht-
lichen Regelungen, sondern auch in 
rechtstatsächlicher Sicht bestehen. 
Die Gefangenenraten variieren stark 
zwischen der extrem niedrigen Rate 
von 52 in Schleswig-Holstein (2009) 
und 151 in Berlin. Zugleich hat sich die 
Insassenstruktur aber verändert. Mehr 
Gewalt- und Drogentäter, wenige Ei-
gentumstäter ohne Gewaltausübung 

(Diebstahl) bevölkern die Gefängnisse. 
Damit wird deutlich, dass ein gestei-
gerter Behandlungs- und Betreu-
ungsbedarf besteht. Die Reduzierung 
von Personalstellen – etwa unter dem 
Eindruck der durch die Finanzkrise 
gestiegenen Schuldenbelastung der 
Länder – wäre demgemäß das falsche 
Signal, im Gegenteil verdeutlicht die 
Zunahme von Gefangenen mit langen 
(einschl. lebenslangen) Freiheitsstra-
fen sowie von Sicherungsverwahrten 
die Notwendigkeit, einen qualitativ 
hochstehenden Resozialisierungsvoll-
zug zu entwickeln. Die Sozialthera-
pie darf nicht nur auf Sexualtäter be-
schränkt werden, sondern muss sich 
den schwierigen Fällen aus anderen 
Deliktsbereichen stärker öffnen. Der 
geschlossene Regelvollzug könnte 
angesichts rückläufiger Zahlen die Be-
handlungsangebote erweitern und in-
tensivieren. Mehr Qualität muss auch 
im Übergang vom Strafvollzug in die 
Entlassung erreicht werden. Der of-
fene Vollzug und entlassungsvorberei-
tende Lockerungen bzw. Hafturlaub 
fristen in einigen Ländern ein Schat-
tendasein. Einige Länder wie Hamburg 
und Hessen haben insoweit drastische 
Einschränkungen vorgenommen (vgl. 
auch Dünkel 2009). Berlin und Nord-
rhein-Westfalen zeigen demgegenü-
ber, dass auch bei einer zunehmend 
problematischen Insassenstruktur ein 
systematisches Übergangsmanage-
ment möglich ist. 

Ein guter Schutz von Gefangenen 
vor Übergriffen von Mitgefangenen ist 
die Realisierung der Einzelbelegung 
während der Ruhezeit (vgl. § 18 Abs. 1 
 StVollzG und die Jugendstrafvollzugs-
gesetze der Länder). Auch hier haben 
einzelne Bundesländer (z. B. Berlin, 
Hamburg, Schleswig-Holstein) vor-
bildliche Bedingungen geschaffen, 
während andere von diesem auch im 
europäischen Maßstab gültigen Stan-
dard noch weit entfernt sind. 

Der vorliegende Beitrag zeigt, dass 
die empirische Bestandsaufnahme von 
grundlegenden Daten des Strafvoll-

Abb. 12: Anteile gemeinschaftlicher Unterbringung im geschlossenen und offenen Vollzug 
im Bundesländervergleich (31. 3. 2009)
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zugs eine permanente Aufgabe ist, die 
für die Fortentwicklung des Strafvoll-
zugs hilfreich sein kann. Sie ist umso 
mehr geboten, als die Länder mit der 
Föderalismusreform freiwillig in den 
Wettbewerb um eine bestmögliche 
Praxis eingetreten sind. Der ursprüng-
lich befürchtete „Wettbewerb der 
Schäbigkeit“ (Dünkel/Schüler-Springo-
rum 2006) ist bislang nicht eingetre-
ten, im Gegenteil haben einige Länder 
erhebliche Investitionen vor allem im 
Bereich des Jugendstrafvollzugs und 
der Sozialtherapie getätigt. Durch 
umfassende empirische Bestandsauf-
nahmen könnten diese Veränderungs-
prozesse auch in ihrer Wirksamkeit für 
das Resozialisierungsziel transparent 
gemacht werden (so auch die Forde-
rung des BVerfG NJW 2006, S. 2097 
zum Jugendstrafvollzug). Die z. T. sehr 
unterschiedlichen Strukturen in den 
Ländern werden sich letztlich daran 
messen lassen müssen, inwieweit sie 
einerseits menschenrechtliche Stan-
dards beachten und andererseits 
zugleich das verfassungsrechtliche 
Gebot der Resozialisierung erreichen 
oder zumindest hierzu beitragen kön-
nen.
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1 
Am 31.3.2009 lag sie absolut gesehen bei 73.592; 
bis zum 31.8.2009 ist sie sogar auf 72.043 gefal-
len, vgl. die Angaben des Statistischen Bundes-
amts unter www.destatis.de.
2 
Statistisches Bundesamt 2008, Ausgewählte 
Zahlen für die Rechtspflege Fachserie 10, Reihe 
1, Abschnitt 4 (Strafvollzug) mit Zeitreihen von 
1970 bis 2007. Die relativ hohe Zahl der nicht 
ausgewiesenen sonstigen Gefangenen (am 
Stichtag 30.11.2009 immerhin 1.125) betrifft of-
fenbar im Rahmen der Ordnungs-, Sicherungs-, 
Zwangs- oder Erzwingungshaft (zusammenge-
fasst als „Zivilhaft“) Inhaftierte. 
3 
Dies ist zum einen auf die 1998 eingeführten re-
striktiveren gesetzlichen Voraussetzungen bzgl. 
der bedingten Entlassung in § 67d Abs. 2 StGB 
und § 454 Abs. 2 StPO, zum anderen auf eine 
offenbar zunehmende Neigung ungünstigere 
Prognosen zu stellen, zurückzuführen, vgl. aus-
führlicher Dünkel/Morgenstern 2010. Schließlich 
zeigen die Daten zur Ver- bzw. Aburteilungspra-
xis, dass auch die Anordnungen seit Mitte der 
1990er Jahre zugenommen haben. Für das ge-
samte Bundesgebiet liegen Zahlen zwar erst für 
2007 und 2008 vor, so dass ein Trend noch nicht 
auszumachen ist. Bemerkenswert ist jedoch, 
dass die Anordnungen zur Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus ebenso wie 
die Unterbringung in einer Entziehungsanstalt 
im Gegensatz zu den Verurteiltenzahlen allge-
mein nach wie vor zunehmen.
4 
Vgl. Aebi/Delgrande 2009, S. 26: Dies ist z. B. in 
Finnland, Schweden, Österreich und Spanien 
der Fall.
5 
Ausgehend von einer Einwohnerzahl am 
31.12.2008 von 65.541.396 für die alten Bundes-
länder.
6 
Auch hier liegen für 2007 und 2008 erstmals Da-
ten für Gesamtdeutschland vor. Mit 79 im Jahr 
2007 lag die Anordnungszahl in Anbetracht der 
Tatsache, dass fünf Bundesländer mehr zur Sta-
tistik zählen, niedriger als zuvor, der Anstieg auf 
111 im Jahr 2008 ist hingegen bemerkenswert.
7 
Der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte hat in seiner Entscheidung vom 
17.12.2009 (M. v. Germany, Application no. 
19359/04) die Inhaftierung eines Sicherungsver-
wahrten, gegen den die Sicherungsverwahrung 
vor Wegfall der Höchstfrist angeordnet worden 
war und der nach der neuen Regelung länger als 
10 Jahre inhaftiert blieb, als Verstoß gegen das 
Rückwirkungsverbot (Art. 5 und 7 EMRK) gewer-
tet und dem Gefangenen 50.000 € Schadenser-
satz zugesprochen. Konsequenz dieses Urteils 
könnte sein, dass bis zu 70 Sicherungsverwahrte 
entlassen werden müssen.
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bringung der Gefangenen in den Justiz-
vollzugsanstalten sowie zur Organisati-
on und Differenzierung der Anstalten. 
Es enthält ferner die Bestimmungen zur 
Unterbindung unerlaubten Mobilfunk-
verkehrs der Gefangenen auf dem Ge-
lände der Justizvollzugsanstalten sowie 
zum vollzuglichen Datenschutz.

Neu ist, dass sich der baden-württ-
embergische Gesetzgeber dazu ent-
schlossen hat, die Mindestgröße von 
Hafträumen, die bei der Unterbringung 
der Gefangenen zu beachten ist, ge-
setzlich festzulegen (§ 7 JVollzGB I). 
Bei zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Justizvollzugsgesetzbuches bereits 
bestehenden Justizvollzugsanstalten 
haben Gemeinschaftshafträume bei 
Doppelbelegung eine Grundfläche 
von mindestens viereinhalb Quadrat-
metern, bei einer höheren Belegung 
von mindestens sechs Quadratmetern 
je Gefangenem aufzuweisen (§ 7 Abs. 2 
JVollzGB I). Künftig errichtete Justizvoll-
zugsanstalten müssen über Hafträume 
verfügen, die bei Einzelunterbringung 
mindestens neun Quadratmeter und 
bei Mehrfachbelegung zumindest sie-
ben Quadratmeter je Gefangenem groß 
sind (§ 7 Abs. 3 JVollzGB I). Letztere 
Mindestmaße gelten auch für künftige 
An- oder Zubauten an „Altanstalten“. 
Alle Mindestgrößen sind bei Gemein-
schaftshafträumen ohne die notwen-
digen Flächen für die obligatorischen, 
baulich abgetrennten und entlüfteten 
Sanitäreinrichtung (§ 7 Abs. 4 JVollzGB I) 
zu berechnen. 

Es gilt in den Gebäuden der Justiz-
vollzugsanstalten ein Rauchverbot (§ 24 
JVollzGB I). Ausnahmen sind lediglich 
in den Hafträumen der Gefangenen, 
sofern alle dort jeweils Untergebrachten 
zustimmen und in so genannten „Rau-
cherzimmern“ zulässig. Darüber hi- 

Am 1. Januar 2010 ist in Baden-
Württemberg das Justizvollzugs-

gesetzbuch (JVollzGB) in Kraft getre-
ten1. Der folgende Beitrag gibt einen 
Überblick über einige der wesentlichen 
Regelungen des Gesetzes. 

Anwendungsbereich und 
Systematik

Das Justizvollzugsgesetzbuch kon-
zentriert das gesamte Vollzugsrecht 
in einem Gesetz. Es gliedert sich in 
vier Bücher: Während das Erste Buch 
die notwendigen Regelungen zur Or-
ganisation des Justizvollzugs trifft, 
regelt das Zweite Buch den Untersu-
chungshaftvollzug, das Dritte Buch 
den Vollzug der Freiheitsstrafe sowie 
der freiheitsentziehenden Maßregeln 
der Besserung und Sicherung und das 
Vierte Buch den Jugendstrafvollzug. 
Das Vierte Buch tritt dabei inhaltlich 
weitgehend unverändert  an die Stelle 
des bisherigen Jugendstrafvollzugs-
gesetzes 2 und soll daher in diesem 
Beitrag nicht näher beleuchtet werden. 
Die gewählte Form des „Gesetzbuchs“ 
betont sowohl Gemeinsamkeiten als 
auch Unterschiede der verschiedenen 
Vollzugsformen und wahrt deren jeweils 
eigenständigen Charakter. Um die Les-
barkeit und damit auch die Rechtsan-
wendung zu erleichtern, verzichtet das 
Justizvollzugsgesetzbuch weitgehend 
auf Verweisungen sowohl innerhalb 
eines jeden Buches als auch zwischen 
den verschiedenen Büchern. 

Das Erste Buch: 
Gemeinsame Regelungen 
und Organisation

Das Erste Buch enthält die grund-
sätzlichen haftartübergreifenden Be-
stimmungen. Es trifft beispielsweise 
Regelungen zur Trennung und Unter-

Das Justizvollzugsgesetzbuch 
Baden-Württemberg
Harald Egerer

Aus den Ländern
8 
Vgl. zum Problembereich von Ausländern und 
Migranten im Strafvollzug sowie zur Abschie-
bungshaft in Deutschland auch Dünkel/Gensing/
Morgenstern 2007.
9 
Vgl. Schott u. a. 2004; im Überblick Dünkel/Gen-
sing/Morgenstern 2007, S. 356 ff.
10 
In Hamburg scheint die rückläufige Ausländer-
kriminalität für den Belegungsrückgang mit 
verantwortlich zu sein vgl. Villmow/Gericke/Sa-
vinsky 2010.
11
Vermehrte Anwendung von Diversions- und 
anderen ambulanten Maßnahmen, vgl. Heinz 
2008.
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bild der Untersuchungshaft als eine 
mit dem Strafvollzug völlig unverein-
bare Haftart aufgegeben. Zwar sollen 
Untersuchungsgefangene weiterhin 
insbesondere von Strafgefangenen ge-
trennt untergebracht werden (§ 4 Abs. 2  
JVollzGB II). Allerdings kann hiervon ab-
gewichen werden, um Untersuchungs-
gefangenen eine Arbeitsaufnahme oder 
die Teilnahme an geeigneten Bildungs-
maßnahmen oder Freizeitangeboten 
des Strafvollzugs zu ermöglichen. Hier-
durch wird es möglich, die gut ausge-
baute Infrastruktur des Strafvollzugs für 
die Untersuchungsgefangenen besser 
nutzbar zu machen.

Die Gestaltung des Untersuchungs-
haftvollzugs ist nunmehr ausdrücklich 
an den Grundsätzen der Angleichung 
und Gegensteuerung ausgerichtet  
(§ 1 Abs. 2 und 3 JVollzGB II). Beschrän-
kungen unterliegen die Untersuchungs-
gefangenen dabei lediglich insoweit, 
als solche gesetzlich vorgesehen sind  
(§ 2 Abs. 2 JVollzGB II). Für Entschei-
dungen nach dem Justizvollzugsgesetz-
buch sind die Justizvollzugsanstalten 
zuständig (§ 3 JVollzGB II). 

Im Übrigen sind die Regelungen 
über den Untersuchungshaftvollzug 
weitgehend den entsprechenden straf-
vollzuglichen Bestimmungen angegli-
chen. Dies gilt insbesondere auch für 
die Kontrolle der Außenkontakte der 
Untersuchungsgefangenen. Hiervon 
unberührt bleibt selbstverständlich die 
Befugnis des Haftrichters, im Einzel-
fall die Besuchsüberwachung oder die 
Überwachung des Schriftwechsels an-
zuordnen. Der Empfang von Lebensmit-
telpaketen ist allerdings - wie im übrigen 
Justizvollzug auch – ausgeschlossen  
(§ 21 JVollzGB II). Als Ausgleich hierfür 
erhalten die Gefangenen die Möglich-
keit, sich monatlich ein pfändungs-
freies Sondergeld zur eigenständigen 
Verwendung überweisen zu lassen  
(§ 37 Abs. 1 JVollzGB II). 

Besondere Regelungen trifft das 
Justizvollzugsgesetzbuch für den 
Vollzug der Haft an jungen Unter-

suchungsgefangenen. Diese sollen 
grundsätzlich getrennt von anderen 
Untersuchungsgefangenen und in 
Wohngruppen untergebracht werden. 
Die Vollzugsgestaltung ist auf die Ent-
wicklung der regelmäßig noch nicht 
gefestigten Persönlichkeit der jungen 
Untersuchungsgefangenen ausgerich-
tet (§ 72 Abs. 2 JVollzGB II). Dieser Ziel-
setzung dienen sowohl die längeren 
Mindestbesuchszeiten von monatlich 
vier Stunden und die Gewährung einer 
Ausbildungsbeihilfe bei Teilnahme an 
vollzuglichen Bildungsmaßnahmen. 
Unter jungen Untersuchungsgefan-
gene sind dabei solche Gefangene zu 
verstehen, die zur Tatzeit noch nicht 18 
Jahre alt waren und das 24. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben (§ 69 Abs. 
1 JVollzGB II). Die Regelung erfasst so-
mit ausschließlich solche Gefangene, 
bei denen im Fall ihrer Verurteilung 
mit Sicherheit Jugendstrafrecht zur An-
wendung kommen wird. Damit setzt 
sich das Justizvollzugsgesetzbuch in 
Widerspruch zur bundesgesetzlichen 
Regelung in den §§ 89c, 110 Abs. 2 
JGG. Danach sind die besonderen Rege-
lungen der Untersuchungshaftvollzugs-
gesetze der Länder für junge Gefangene 
auch auf zum Tatzeitpunkt heranwach-
sende Beschuldigte anzuwenden.  
Für diese vollzugliche Regelung, die 
in keinem Zusammenhang mit dem  
Sicherungszweck der Untersuchungs-
haft steht, besitzt der Bund jedoch  
keine Gesetzgebungskompetenz. 

Drittes Buch: 
Strafvollzug

Das Justizvollzugsgesetzbuch hält un-
eingeschränkt an dem Vollzugsziel der 
Resozialisierung fest (§ 1 JVollzGB III). 
Zur Erfüllung dieses Auftrags greift das 
Dritte Buch auf zahlreiche Regelungen 
des Strafvollzugsgesetzes zurück, das 
sich ganz überwiegend in der Vollzugs-
praxis bewährt hat. Zugleich setzt das 
Justizvollzugsgesetzbuch eigene Ak-
zente: Für die erfolgreiche Behandlung 
von Gefangenen sind die Verlegung 
in den offenen Vollzug, Vollzugslo-
ckerungen, die sozialtherapeutische 

naus können vor allem in den Arbeits-
betrieben, in denen häufig aufgrund 
der baulichen Situation „Raucherzim-
mer“ nicht eingerichtet werden können, 
„entlüftete Einrichtungen“, so genannte 
„smoke corners“, eingesetzt werden.

Der Stärkung parlamentarischer 
Kontroll- und Informationsrechte 
dient die Regelung über die Rechte 
der Strafvollzugsbeauftragten der im 
baden-württembergischen Landtag 
vertretenen Fraktionen (§ 56 JVollzGB I). 
Diesen ist der unangemeldete Zutritt zu 
den Justizvollzugsanstalten des Landes 
gestattet. Die Vollzugsbediensteten 
sind zugleich ermächtigt, die von den 
Parlamentariern erbetenen Auskünfte 
zu erteilen. 

Zweites Buch: 
Untersuchungshaftvollzug

Das Zweite Buch stellt den Vollzug der 
Untersuchungshaft in Baden-Württ-
emberg erstmals auf eine umfassende 
gesetzliche Grundlage. Daneben blei-
ben die Regelungen des § 119 StPO 
über Maßnahmen zur Sicherung des 
Haftzwecks anwendbar (§ 1 Abs. 2  
JVollzGB I). Der baden-württember-
gische Gesetzgeber geht zwar grund-
sätzlich davon aus, dass die Gesetz-
gebungskompetenz im Bereich des 
Untersuchungshaftvollzugs vollstän-
dig auf die Länder übergegangen ist 
und dem Bund weitgehend keine Re-
gelungsbefugnisse geblieben sind3. 
Gleichwohl beschränkt sich das Justiz-
vollzugsgesetzbuch auf Vorschriften 
zur Vollzugsgestaltung sowie zur Ge-
währleistung von Sicherheit und Ord-
nung in den Anstalten, um im Inte-
resse der Vollzugspraxis Widersprüche 
zu den strafprozessualen Regelungen  
zu vermeiden.

Ausgehend von der Unschuldsver-
mutung hält das Justizvollzugsgesetz-
buch an allen bisher bereits anerkannten 
Privilegien der Untersuchungsgefange-
nen, erwähnt sei beispielhaft das Recht 
auf Einzelunterbringung im Haftraum, 
fest. Dagegen wird das gesetzliche Leit-
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und von denen zu erwarten ist, dass 
sie anderenfalls nach ihrer Entlassung 
erhebliche Straftaten begehen werden  
(§ 8 Abs. 1 JVollzGB III). Einer Zustim-
mung des Gefangenen oder des Leiters 
der sozialtherapeutischen Einrichtung 
zu der Verlegungsentscheidung bedarf 
es nicht.

Fazit

Zu grundlegenden Korrekturen der 
rechtlichen Grundlagen des Justizvoll-
zugs bestand kein Anlass. Das Justiz-
vollzugsgesetzbuch greift daher eine 
Vielzahl bewährter Regelungen des 
Straf- und Untersuchungshaftvollzuges 
auf, schreibt diese jedoch, insbesondere 
vor dem Hintergrund der vollzuglichen 
Tradition in Baden-Württemberg fort. 
Damit ergeben sich mitunter Rege-
lungen, die sich von bislang in Kraft 
getretenen Vollzugsgesetzen anderer 
Bundesländer deutlich unterscheiden.

1
GBl 2009, S. 545
2
 Einen Überblick über den Inhalt des Jugendstraf-
vollzugsgesetzes bietet Wulf ZfStVo 2007, 58
3
LT-Drs. 14/5012, Seite 166

Harald Egerer
Regierungsdirektor
Justizministerium Baden-Württemberg
Abteilung Justizvollzug
egerer@jum.bwl.de

In den vergangenen Jahrzehnten ge-
hörte der Strafvollzug nicht gerade zu 

den Ruhmestaten der „grande nation“. 
Frankreich leidet unter hoffnungslos 
überfüllten Anstalten in oft desolatem 
Zustand. Dies erforderte lange einen an 
Ordnung und Disziplin ausgerichteten  
Strafvollzug, in dem resozialisierende 
Maßnahmen oft zu kurz kamen. Dieser 
„Schande für die Republik“1 versuchte 
man zunächst mit dem Bau tausen-
der neuer Haftplätze zu begegnen. 
Spätestens seit den zum Teil massiven 
Strafschärfungen unter der Regierung 
Sarkozy stieg die Anzahl der Häftlinge 
jedoch stark an (allein von 2002 bis 2009 
um 28 %), so dass Verbesserungen nur in 
wenigen Anstalten spürbar waren.

Schon lange gab es daher den Ruf 
nach einer grundlegenden Reform des 
Strafvollzugsrechts. Dieses war bislang 
größtenteils per Dekret in einem An-
hang zur französischen Strafprozessord-
nung geregelt.2 Schon der erste Entwurf 
sah jedoch vor, ein eigenes Gesetz zu 
schaffen, in dem zumindest Grundla-
gen des Strafvollzugs geregelt werden 
sollten. Die Regierung geriet unter 
Handlungsdruck, als es Anfang 2009 
zu heftigen Demonstrationen seitens 
der Gefängnisbediensteten kam. Ferner 
legte der neue französische General-
kontrolleur für Freiheitsentzug seinen 
ersten, ernüchternden Jahresbericht 
vor. Die neue „loi pénitentiare“ wurde 
am 13.10.2009 von der Nationalver-
sammlung verabschiedet, nachdem der 
Senat bereits im März 2009 grünes Licht 
gegeben hatte.3 

Loi pénitentiaire – 
Die Reform des Strafvoll-
zugsrechts in Frankreich
Der Strafvollzug als „Schande für 

die Republik“

Daniel Bornhöfer

Behandlung sowie die Nachsorge von 
besonderer Bedeutung. Letztere ist 
nunmehr obligatorisch im Vollzugs-
plan zu berücksichtigen (§ 5 Abs. 2 
Nr. 8 JVollzGB III). Hinsichtlich der Ver-
legung von Gefangenen in den of-
fenen Vollzug sowie der Gewährung 
von „vollzugsöffnenden Maßnahmen“, 
den bisherigen „Vollzugslockerungen“, 
belässt es das Justizvollzugsgesetz-
buch weitgehend bei der bisherigen 
bewährten Rechtslage. Allerdings ist 
die Unterbringung im offenen Vollzug, 
die eine Behandlungsmaßnahme dar-
stellt, nicht länger von der Zustimmung 
der betroffenen Gefangenen abhängig  
(§ 7 Abs. 1 JVollzGB III). Neu geregelt 
wird allerdings der so genannte „Frei-
gängerurlaub“ (§ 88 JVollzGB III). Ziel 
ist es, die Bereitschaft der Gefangenen 
zu fördern, freie Beschäftigungsver-
hältnisse einzugehen. Dieser Zweck 
erfordert es, den „Freigängerurlaub“ 
auf diejenigen Fälle zu beschränken, 
in denen Gefangene tatsächlich einer 
regelmäßigen Beschäftigung außerhalb 
des Vollzugs im Rahmen eines Freigangs 
nachgehen und nicht lediglich hierfür 
abstrakt geeignet wären.

Grundlegende Änderungen trifft 
das Justizvollzugsgesetzbuch auch 
bei der Verlegung von Gefangenen in 
sozialtherapeutische Einrichtungen. 
Zum einen kann nach § 21 JVollzGB I 
die Verlegungsentscheidung auf eine 
zentrale Stelle übertragen werden. Von 
dieser Möglichkeit hat Baden-Württ-
emberg Gebrauch gemacht und die 
Entscheidungskompetenz auf eine Di-
agnosestation innerhalb der sozialthe-
rapeutischen Abteilung der Justizvoll-
zugsanstalt in Offenburg konzentriert. 
Ziel dieser Maßnahme ist es, die Zahl 
der Fehleinweisungen in die Sozialthe-
rapie zu verringern. Im Übrigen wird die 
bisherige gesetzliche Unterscheidung 
zwischen zu zeitiger Freiheitsstrafe 
von zumindest zwei Jahren verurteil-
ten Sexualstraftätern und den übrigen 
Strafgefangenen aufgegeben. Sozial-
therapeutisch behandelt werden sollen 
nunmehr solche Gefangene, deren Be-
handlung erfolgversprechend erscheint 
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Förderung von 
Außenkontakten

Fortschrittlicher als das StVollzG war 
das französische Recht schon länger in 
der Frage von Außenkontakten. Dieser 
Trend wird nun fortgesetzt. Es bleibt 
bei dem Recht des Gefangenen, minde-
stens einmal pro Woche Besuch emp-
fangen zu dürfen (Art. 15). Neu geschaf-
fen wurde das Recht jedes Gefangenen, 
alle 4 Monate einen Langzeitbesuch in 
einer speziellen Einheit für Familien zu 
erhalten. Die Dauer des Besuchs soll 
sich nach der Länge der Entfernung 
des Wohnortes des Besuchers richten 
(Art. 15 bis). Ausgeweitet wurde die 
Möglichkeit, aus der Haftanstalt mit Fa-
milienangehörigen zu telefonieren. Sie 
gilt nun für alle Gefangenen und kann, 
soweit für die Resozialisierung günstig, 
auch auf Personen außerhalb der eige-
nen Familie ausgeweitet werden. Die 
Telefonate werden nach Maßgabe des 
Art. 727–1 CPP überwacht. 

Individuelle Schutzpflicht

Gewalt unter Gefangenen ist auch ein 
Problem des französischen Strafvollzugs. 
Vor allem die Anstalten Fleury-Mérogis 
und Fresnes im Großraum Ile-de-France 
waren viele Jahrzehnte berüchtigt für 
die dort herrschende Subkultur der 
Gewalt. Die Gefängnisverwaltung wird 
daher in Art. 19bis dazu verpflichtet, 
für jeden Gefangenen einen effektiven 
Schutz seiner körperlichen Integrität 
in allen Bereichen der Anstalt sicher-
zustellen. Jeder Gefangene, der Opfer 
von Gewalt seitens anderer Gefangener 
wird, muss besonders beobachtet und 
untergebracht werden. Er erhält ein 
Vorrecht auf die Unterbringung in einer 
Einzelzelle. Art. 19bis Abs. 2 verpflich-
tet den Staat verschuldensunabhängig 
zum Schadensersatz, falls ein Häftling 
aufgrund von Gewalttaten innerhalb 
der Anstalt verstirbt. 

Neue Rechtslage 
bei Durchsuchungen 

Ein wirklicher Fortschritt der Reform 
ist die Änderung des Durchsuchungs-
rechts. Art. D 275 CPP a.F. schrieb ledig-
lich vor, dass Gefangene regelmäßig 
und so oft wie von der Anstaltsleitung 
für notwendig befunden durchsucht 
werden mussten. Dabei wurde nicht 
zwischen Durchsuchungen mit und sol-
chen ohne Entkleidung unterschieden, 
was dazu führte, dass Durchsuchungen 
mit Entkleidung häufig – mehrmals 
täglich ausgeführt – als reine Schi-
kane missbraucht wurden. Auch der 
EGMR hatte die Durchsuchungspraxis 
französischer Haftanstalten nachhal-
tig kritisiert.6 Nach dem neuen Art 24 
müssen alle Durchsuchungen durch 
den Verdacht eines Regelverstoßes 
oder Befürchtungen um die Sicherheit 
einzelner Personen oder der Anstalt ge-
rechtfertigt sein. Durchsuchungen mit 
Entkleidung (fouilles intrégrales) dürfen 
fortan nur zum Einsatz kommen, wenn 
andere Durchsuchungsmethoden nicht 
ausreichend sind. 

Überwachungskameras in 
Zukunft obligatorisch

Um Übergriffe innerhalb der Anstalten 
zu vermeiden, ist es nach Art. 24 bis LP 
möglich, Überwachungskameras auf 
dem Anstaltsgelände anzubringen. Ihre 
Installation ist in den Anstalten, die nach 
Inkrafttreten des Gesetzes eröffnet wer-
den, Pflicht. 

Ausweitung der Vollzugs-
lockerungen und der Haft-
alternativen

Verbessert wurde auch der Bereich der 
Vollzugslockerungen. Der neugefasste 
Art. 723-19 CPP sieht die Gewährung von 
Lockerungen nun als Regelfall an. Dies 
gilt für Gefangene mit einer Gesamtstra-
fe von höchstens zwei Jahren oder einer 
Reststrafe von zwei Jahren, wenn die 
Strafe nicht mehr als fünf Jahre betragen 
hat. Bei Wiederholungstätern wuden die 
Fristen jeweils auf ein Jahr beschränkt. 

Die wichtigsten Neuerungen

Das neue Gesetz enthält eigene Re-
gelungen, ändert aber auch den CPP4 
und die entsprechenden Ausführungs-
dekrete. Das Strafvollzugsrecht bleibt 
damit weiterhin über mehrere Gesetze 
verteilt. 

Vollzugsziel

Zentrale Neuerung ist ein ausformu-
liertes Vollzugsziel in Art. 1.5 Vor allem 
der Senat hatte hierauf bestanden. 
Bisher pendelte der Vollzug zwischen 
dem die Resozialisierung hervorhe-
benden Art. D 189 CPP und Art. D 265 
CPP, der die Anstaltsleitung zur strikten 
Wahrung von Sicherheit und Ordnung 
verpflichtete. Die Neuformulierung ist 
ein Spiegel sämtlicher Kompromisse, 
die im Strafvollzug gefunden werden 
müssen. Der Strafvollzug soll demnach 
den Schutz der Gesellschaft, die Stra-
fe des Verurteilten und die Interessen 
des Opfers in Einklang bringen mit der 
Notwendigkeit, die Wiedereingliede-
rung des Gefangenen vorzubereiten 
und die Begehung neuer Straftaten zu 
verhindern. 

Gewährleistung von 
Menschenrechten

Besondere Betonung legt das neue  
Gesetz auf die Stärkung der Rechte des 
Gefangenen, dem die Art. 10 ff. gewid-
met sind. Nach Art. 10 garantiert die  
Gefängnisverwaltung jedem Gefange-
nen den Respekt seiner Menschenwür-
de und seiner Rechte. Diese dürfen nur 
aus Gründen, die dem Freiheitsentzug 
eigen sind, oder aus Gründen der Si-
cherheit und Ordnung, sowie der Rück-
fallverhütung eingeschränkt werden. 
Art. 10 S. 3 verlangt, dass bei Einschrän-
kungen der Rechte des Gefangenen auf 
deren Alter, Gesundheitszustand, Be-
hinderung und Persönlichkeit Betracht 
genommen werden muss. 



In einem so kurzen Beitrag die Ange-
hörigenarbeit in der Straffälligenhilfe 

im europäischen Kontext darzustellen 
ist eine Herausforderung. Das Thema 
ist sehr vielschichtig. Daher werden nur 
solche Projekte vorgestellt, bei denen 
über die üblichen Informationen hinaus 
ein persönlicher Kontakt zu den Mitar-
beiter/innen geknüpft werden konnte. 
Außerdem wird der Schwerpunkt auf 
die Projekte gelegt, die einerseits im 
echten Sinne des Wortes „europäisch“ 
sind und sich andererseits im Ansatz von 
den in Deutschland üblichen Projekten 
unterscheiden. Da die materielle Unter-
stützung sich von Land zu Land sehr 
unterschiedlich gestaltet (sie hängt eng 
mit den gesellschaftlichen Strukturen 
zusammen), wird nur am Rande auf 
die Lösungsansätze bei der Existenz-
sicherung eingegangen.

Doch bevor konkrete Projekte vor-
gestellt werden, ist es wichtig einige 
grundsätzlichen Fragen aufzuwer-
fen. In vielen Bereichen rückt Europa 
näher. Dies gilt sicher nicht für die 
Strafrechtspflege. Zwar gibt es zum 
Beispiel ein Übereinkommen über 
die Überstellung von Gefangenen zur 
Verbüßung der Strafhaft in ihrem Hei-
matland. Die praktische Umsetzung 
bleibt aber sehr schwierig und selten 
wird ein Antrag gestellt. Versuche im 
Grenzbereich Deutschlands, Polens und 
der Tschechischen Republik ein so ge-
nanntes „Eurogefängnis“ zu etablieren,  
sind gescheitert. 

Für das Strafrecht und das Straf-
prozessrecht gilt nach wie vor das so 
genannte Prinzip der Territorialität, das 
heißt, jedes Land hat eigene Gesetzge-

Die Angehörigenarbeit in 
der Straffälligenhilfe im 
europäischen Kontext
Anne-Marie Klopp
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Es bleibt abzuwarten, was in der Praxis 
vom neuen Recht übrig bleibt. Insbe-
sondere die weiter steigenden Häft-
lingszahlen lassen befürchten, dass die 
Reform nur mit starken Verzögerungen 
umgesetzt werden kann. Dies zeigt wie 
wichtig weiterhin die Diskussion auf 
europäischer Ebene über einheitliche 
Mindeststandards in Haftanstalten zum 
Schutz der Gefangenenrechte bleiben 
wird.  

1  
So der Titel eines von Hyest/Cabanel veröffentlich-
ten Berichts für den Senat über das französische 
Gefängniswesen (Sur les conditions de détention 
dans les établissements pénitentiaires en France, 
Rapport Sénat n° 449 (2000)).
2 
Art. 714–728-8 sowie Teile der Anhänge R und D 
zum Code procédure pénale .
3
 LOI n° 2009–1436 du 24 novembre 2009 péniten-LOI n° 2009–1436 du 24 novembre 2009 péniten-
tiaire, NOR: JUSX0814219L. Text auf französisch 
einzusehen unter http://www.legifrance.gouv. 
4 
Code procédure pénale, französische Strafpro-
zessordnung. 
5 
Art. ohne Bezeichnung entsammen der neuen 
loi pénitantiaire. 
6 
EGMR Frerot ./. Frankreich, Urt.v. 12.07.2007, Ab-
schn. 47 ff.
7 
Siehe Erster Jahresbericht des Generalkontrol-
leurs für Freiheitsentzug, online: http://www.
cgclpl.fr/wp-content/uploads/2009/04/rapport-
annuel.pdf, S. 170.
8 
Conseil Constitutionnel Entscheidung 2009–593 
vom 19.11.2009.

Daniel Bornhöfer
Rechtsreferendar am LG Gießen und Doktorand an 
der Justus-Liebig-Universität Gießen
daniel.bornhoefer@recht.uni-giessen.de

Recht auf Einzelzelle in 
absehbarer Zeit

Zumindest auf lange Sicht soll auch die 
Unterbringungssituation der Gefange-
nen verbessert werden. Insbesondere in 
den alten Untersuchungshaftanstalten 
(maisons d’arrêt), in denen entgegen 
ihres ursprünglichen Zwecks ein großer 
Teil der Freiheitsstrafen in Frankreich 
verbüßt werden, kann eine Einzelun-
terbringung oft nicht gewährleistet 
werden. Vielmehr müssen Gefangene 
häufig auf Matratzen am Boden schla-
fen.7 Nach dem neugefassten Art. 717-2 
Abs. 2 CPP ist eine Abweichung vom 
Prinzip der Einzelunterbringung künftig 
nur noch aus Gründen der Suizidprä-
vention oder der Arbeitsorganisation 
möglich. Allerdings enthält Art. 100 CPP 
eine Übergangsvorschrift von 5 Jah-
ren, nach der Zellen aufgrund großer 
Häftlingszahlen weiter mehrfach belegt 
werden können. 

Entscheidung des 
Conseil constitutionnel

Das französische Verfassungsgericht 
hat das neue Gesetz mit kleinen for-
malen Ausnahmen für verfassungskon-
form erklärt.8 Dabei hat es vor allem an 
dem Grundsatz festgehalten, dass das 
Disziplinarrecht im Strafvollzug grund-
sätzlich nicht der Regelungskompetenz 
der Nationalversammlung unterfalle. 
Eine Regelung per Dekret sei weiter-
hin ausreichend. Allerdings sei der 
Gesetzgeber dazu berufen, auf einen 
hinreichenden Schutz der Rechte der 
Gefangenen zu achten.

Fazit

Die loi pénitentiaire ist somit ein großer 
Fortschritt im lange Jahre stiefmütter-
lich behandelten französischen Straf-
vollzugsrecht. Die in den European Pri-
son Rules niedergelegten Standards 
wurden weitgehend eingearbeitet, ins-
besondere in der Reform des Durchsu-
chungsrechts. Insgesamt handelt es sich 
vor allem um die Bemühung, Versäum-
nisse der Vergangenheit aufzuholen. 



I. Wo bestehen Gemeinsam-
keiten im Bezug auf Begleitung 
von Angehörigen von Straffäl-
ligen in Europa?

Gesetzliche Rahmenbedingungen

Wenn auch im Bereich des Straf- und 
Strafprozessrechts bzw. des Strafvoll-
zugs  Unterschiede bestehen, gibt es 
internationale Regelungen, die grenz-
überschreitend gelten. 
Dazu gehören zum Beispiel:
die neuen Europäischen Strafvoll-
zugsgrundsätze, die am 11. Januar 
2006 vom Ministerkomitee des Eu-
roparates verabschiedet worden sind. 
Der Artikel 21 betrifft die Kontakte zur 
Außenwelt. Dort heißt es:
Die Kontakte zur Außenwelt dürfen mi-
nimal eingeschränkt werden.
Die Gründe, warum Kontakte einge-
schränkt werden können, müssen klar 
definiert werden.
Besuche und lange Familienbesuche 
(in vielen europäischen Ländern 
sind 72stündige Familienbesuche 
üblich) sind besonders wichtig. Kur-
ze „eheliche Besuche“ (Erhalt der 
sexuellen Bindungen) können ent- 
würdigend wirken.
Der Strafvollzug wird aufgefordert, sich 
positiv für den Erhalt der Kontakte zur 
Außenwelt einzusetzen.
Eine Empfehlung der Parlamenta-
rischen Versammlung des Europa-
rates (1741) 2006, die am 11. April 
2006 verabschiedet worden ist. Sie 
betrifft die soziale Reintegration der 
Gefangenen. Im Punkt 12.1.4 wird dazu 
aufgefordert, alles zu organisieren, um 
die Familie zu informieren.

Nicht zu vergessen ist auch die 
UNO-Kinderrechtskonvention aus 
dem Jahre 1989. Im Artikel 9–3 wer-
den die Staaten dazu aufgefordert, 
das Recht des von beiden Eltern bzw. 
von einem Elterteil getrennten Kindes, 
regelmäßig persönliche Beziehungen 
und unmittelbare Kontakte zu pflegen,  
zu respektieren.

Probleme der Angehörigen
die psychischen Probleme
Jede Inhaftierung (egal wo sie stattfin-
det) bedeutet plötzliche, häufig völlig 
unerwartete Trennung von einem nahe 
stehenden Menschen mit all der damit 
verbundenen Ungewissheit um das, 
was auf einen zukommen kann und 
die Belastungen, die daraus entstehen. 
Dazu kommt die starke Einschränkung 
der Kontakte, die während der Untersu-
chungshaft auch noch sehr stark kon-
trolliert werden. In der schweizerischen 
Zeitschrift „Bausteine“, dem Informa-
tionsblatt über Strafvollzugsfragen, 
das von der Kantonalen Strafanstalt 
Saxerriet herausgegeben wird, wurde 
in den Nummern 5 und 6 aus dem Jahre 
20051  eine Diplomarbeit mit dem Titel 
„Mitgefangen Zur Alltagssituation Ange-
höriger von Strafgefangenen Einblicke 
– Visionen“ vorgestellt. Der Vater, der 
Partner kommt nicht nach Hause, man 
weiß nicht, wo er sich aufhält. Kinder 
erleben, wie die Polizei auf einmal die 
Wohnung stürmt… Diese Beispiele sind 
in jedem europäischen Land übertrag-
bar. Der Anstaltsleiter, Martin Vinzens, 
schreibt am Ende seines Editorials: „Wir 
können in unserer Arbeit einen kleinen, je-
doch wichtigen Beitrag leisten, indem wir 
Angehörige in Vollzugsverläufe stärkend 
mit einbeziehen, sie anhören, ihre Sorgen 
kennen und ernst nehmen.“

Die materiellen Probleme
Hier teilen auch alle Angehörigen ein 
gemeinsames, tragisches Schicksal. 
Häufig fällt der Ernährer aus. Die durch 
die Inhaftierung und die Verteidigung 
entstehenden Kosten sind hoch. Die 
Kosten für den Lebensunterhalt blei-
ben aber bestehen. ATD - Vierte Welt 
Frankreich hat in seiner monatlichen 
Zeitschrift von November 2005 Beiträge 
zu „Armut und Gefängnis: Zuspitzung 
des Ausschlusses“2 veröffentlicht. Da-
rin steht geschrieben: „Die Familien 
müssen sehr viel zahlen“ (in echtem 
wie auch übertragenem Sinne). 2000 
wurde in Frankreich eine Studie durch 
den CRÉDOC3 (centre de recherche pour 
l‘étude et l‘observation des conditions 
de vie) mit folgendem Titel durchge-

bungen. Wenn auch Deutschland und 
Österreich über ein Strafvollzugsgesetz 
verfügen, haben weder Belgien noch 
Frankreich oder die Schweiz ein solches 
Gesetz. In der Schweiz gibt es gar 26 
Strafprozessordnungen (eine pro Kan-
ton). Einheit herrscht also nicht. Dazu 
kommen auch die unterschiedlichen 
Staatsformen: zentralistisch bzw. föde-
ralistisch (Die deutsche Föderalismusre-
form war im Vorfeld Gegenstand einer 
hitzigen Debatte). Die Kompetenzen 
fallen daher unterschiedlich aus, was na-
türlich Auswirkungen auf die Strukturen 
der Straffälligenhilfe in den jeweiligen 
Ländern hat. 

Darüber hinaus darf man nicht die 
Zwecke der Strafe und die Zielsetzung 
des Strafvollzugs außer Betracht lassen. 
Wo Sicherheit vor der Resozialisierung 
steht, werden andere Maßstäbe gesetzt. 
Die Öffnung nach außen (man denke 
an die Möglichkeit, Mitarbeiter/innen 
externer Institutionen bzw. Vereine 
den Zugang in die Anstalt zu gewäh-
ren) und die Transparenz justizieller 
und vollzugsinterner Entscheidungen 
hängen eng mit diesen Vollzugszielen 
zusammen. In Deutschland ist die Reso-
zialisierung noch vorrangig. Wird es so 
bleiben? Die Schweiz sieht in der Reform 
des Strafrechts eine Vereinheitlichung 
vor. Als in Frankreich die Sozialisten an 
der Regierung waren, wollten sie der 
Resozialisierung den Vorrang geben. 
Allerdings gewinnt die Sicherheit im-
mer mehr Platz im politischen Diskurs, 
besonders wenn Wahlen bevorstehen. 
Dies führt dazu, dass die Fachkreise, 
die um den Resozialisierungs gedanken 
kämpfen, immer weniger Gehör finden 
(siehe den Diskurs von Ségolène Royal 
in Frankreich, die linke Präsidentschafts-
kandidatin geworden ist). 
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Die Beziehungen zwischen den Kin-
dern und den Eltern
In Deutschland wird sehr viel Wert auf 
die Aufrechterhaltung der Partnerschaft 
gelegt: Ehe- und Partnerschaftsbera-
tung innerhalb der JVAS oder Ehese-
minare, die draußen stattfinden, sind 
häufig zu finden. So etwas ist in Fran-
kreich zum Beispiel gar nicht möglich, 
wie aus dem Munde des Leiters eines 
Justizsozialdienstes in der Pariser Ge-
gend zu hören war. Dafür rücken dort 
die Rechte der Kinder von inhaftierten 
Eltern in den Vordergrund. Es wird auch 
darauf geachtet, dass die Inhaftierten 
ihre Rolle als Eltern und die damit ver-
bundenen Rechte und Pflichten wahr-
nehmen und ausüben: Denn inhaf-
tiert sein, heißt nicht von dieser Rolle  
entpflichtet zu sein.  

Die Unterstützung des Erhalts der 
Beziehungen über den Besuch in der 
JVA 
Hier handelt es sich um Vereine, die 
unmittelbar in der Nähe der Justiz- 
vollzugsanstalten tätig sind, und mit  
einer großen Anzahl von Ehrenamt-
lichen für bessere Besuchsbedin-
gungen kämpfen.

Nun zu den einzelnen Bereichen:
1. Europäische Anlaufstellen für 
Straffällige 

Im Grenzbereich zwischen Frankreich 
und Deutschland bzw. Deutschland 
und Polen gibt es zwei europäische 
Beratungsstellen für Straffällige, die 
grenzüberschreitend arbeiten. In Görlitz 
arbeitet ein Sozialarbeiter, der Deutsch 
und Polnisch spricht, und in Straßburg 
eine Sozialarbeiterin, die Französisch 
und Deutsch spricht. In beiden Fällen 
bemühen sie sich um:
die Resozialisierung von deutschen und 
französischen bzw. polnischen Inhaf-
tierten, die im Nachbarland inhaftiert 
sind die Familien der Gefangenen. 

Während seines Vortrags anlässlich 
der Tagung des Europäischen Forums 
für angewandte Kriminalpolitik zum 
Thema „“Grenzen überwinden, Ver-

trauen schaffen“ in Garbicz (Polen) im 
letzten Jahr4 stellte Michael Landowski 
die Ziele der Beratungsstelle wie folgt 
dar:
„Für die polnischen Bürger, die in Sach-
sen straffällig geworden sind und für 
ihre Angehörige wollen wir, so weit es 
möglich ist: 
die gleichen Hilfsmöglichkeiten schaf-
fen, wie sie für deutsche Bürger beste-
hen eine durchgängige Hilfe, ab der 
Festnahme über die Haftzeit und Ent-
lassung bis hin zum „Leben danach“ 
anbieten; parallel findet eine Betreuung 
der Angehörigen statt.“

Das Wesentliche dabei ist, dass die 
Beratungsstelle erst auf Anfrage der Be-
troffenen tätig wird. Dadurch will diese 
Stelle vermeiden, dass im Heimatort 
des Straffälligen – gegen seinen Willen 
– bekannt wird, dass er in Deutschland 
inhaftiert wurde .Die Mitarbeiter/innen 
der Justizbehörden und sozialen Ver-
eine in Sachsen bekommen Informati-
onen über die Hilfsmöglichkeiten für die 
Haftentlassenen in der Woiwodschaft 
Niederschlesien. Es geht vor allem um 
die Voraussetzungen, welche die Haft-
entlassenen erfüllen müssen, damit sie 
in Polen Anspruch auf z. B. soziale Hilfe 
bekommen. Um die Ziele zu erreichen, 
wird mit sozialen Einrichtungen in der 
benachbarten Woiwodschaft ein Netz 
guter Zusammenarbeit aufgebaut. Eh-
renamtliche Mitstreiter/innen sollen 
gewonnen werden. Diese Ziele gelten 
natürlich auch in entgegen gesetzter 
Richtung. Zusammenarbeit und Infor-
mationsaustausch bieten auch neue 
Hilfemöglichkeiten.

Die französische Beratungsstel-
le verfolgt genau die gleichen Ziele. 
Die dort arbeitende Sozialarbeiterin 
(doppelte Ausbildung) sucht die Inhaf-
tierten in der jeweiligen Justizvollzugs- 
anstalt auf. 

In Görlitz hat man sich mit der 
Staatsanwaltschaft darauf geeinigt, 
dass polnische Bürger ihre Geldstrafe 
in Bargeld zahlen können. In Straßburg 
wird über die Möglichkeit nachgedacht, 

führt: „L’autre peine, étude exploratoire 
sur les conditions de vie des familles 
de détenus » (Die andere Strafe, eine 
Studie über die Lebensbedingungen der 
Familien von Gefangenen). Die Zusam-
menfassung dieser Studie wurde mir 
durch die Fédération des Associations 
Réflexion Action Prison Et Justice, einem 
Dachverband ähnlich wie die deutsche 
BAG-S, zur Verfügung gestellt. Die dort 
beschriebenen Situationen sind mit de-
nen der Familien der Gefangenen in 
Deutschland vergleichbar.

Die „Zwangskooperationen“
Je nachdem, zu welcher Institution die 
Mitarbeiter/innen der Straffälligenhilfe 
gehören, können die verfolgten Ziele 
unterschiedlich sein. Häufig ist zu hö-
ren, zu viel und zu gut gemeinte Un-
terstützung seitens der Freien Träger 
trüge dazu bei, das Strafvollzugssystem 
aufrecht zu erhalten. Damit verbunden 
stellt sich überall in Europa die Frage der 
Gestaltung der Zusammenarbeit der 
Freien Träger mit staatlichen Behörden 
und Stellen. In der jetzigen Situation 
kann aber behauptet werden, dass 
die Strafrechtspflege und die Freien 
Träger einander brauchen. Bei meinen 
Anfragen bei verschiedenen Vereinen 
habe ich häufig erfahren, dass die Be-
ziehungen auf das Notwendigste redu-
ziert sind. Nicht selten werden dennoch 
Vereine teilweise vom Staat, wenn auch 
nicht direkt von der Strafvollzugsbehör-
de finanziert.

II. Einige Besonderheiten im 
Europäischen Raum

So möchte ich bewusst diesen Teil nen-
nen, um erneut klar zu stellen, dass die-
ser Beitrag nur einen winzigen Bruchteil 
dessen darstellen kann, was an Straffäl-
ligenhilfe in Europa angeboten wird. Es 
werden also 3 Bereiche vorgestellt.

Europäische Beratungsstellen für 
Straffällige 
Zurzeit gibt es zwei so genannte eu-
ropäische Beratungsstellen, die grenz-
über schreitend tätig sind.
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Zurverfügungstellung von Mitteln, 
damit Eltern ihren elterlichen Pflichten 
nachkommen können (in Belgien wird 
angefragt, dass der inhaftierte Elternteil 
zum Beispiel das Schulzeugnis des Kindes 
unterschreibt); Berücksichtigung der el-
terlichen Pflichten bereits zum Zeitpunkt 
der Inhaftierung wie auch bei allen spä-
teren Maßnahmen; Anwendung von Dis-
ziplinarmaßnahmen und Strafvollzugs-
alternativen außerhalb des Strafvollzugs 
in allen möglichen Fällen, wenn diese mit 
der Verurteilung vereinbar sind 

Förderung von Fortbildungsange-
boten in allen Berufsgruppen, die mit 
Kindern inhaftierter Eltern in Berührung 
kommen; Sicherstellen, dass Fragen zu 
Kindern und Familie in allen Etappen 
der Ausbildungsprogramme für das 
Personal von Strafvollzugsanstalten, 
eingeschlossen sind; Entwicklung von 
Koordinations mechanismen zwischen 
sozialen Einrichtungen der Haftanstalt 
und staatlichen Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe

Störungen, die durch die Inhaftierung 
eines Elternteils bei einem Kind ausge-
löst werden können, auf ein Minimum 
senken; Aufrechterhaltung des Lebens-
zu sammenhanges des Kindes soweit dies 
möglich ist; Entwicklung und Förderung 
von Programmen, die Hilfestellung bei 
Trennungsfragen geben und darauf vor-
bereiten, wie mit Trennungserfahrungen 
umzugehen ist7

Klar ist, dass es bei diesem Ansatz 
vorrangig um das Wohl des Kindes geht, 
wenn auch alles getan wird, damit die 
inhaftierten Elternteile ihre Verantwor-
tung als Vater und Mutter nicht verlieren 
bzw. wahrnehmen können oder gar 
dazu gebracht werden, sie neu zu ent-
decken und zu entwickeln. 

2.2. die Relais Enfants – Parents 
(Brücke Kinder – Eltern)

Um diese Beziehungen zu pflegen, wur-
de 1985 in der Pariser Gegend ein Ver-
ein gegründet mit dem Namen „Relais 
Enfants – Parents“. Mittlerweile gibt es 
13 solche Einrichtungen in Frankreich. 
Ferner sind sie in Belgien, Großbritan-

nien, Italien und den Niederlanden zu 
finden. Die Aufgabe dieser Vereine ist 
die affektive Bindung zwischen dem 
Kind und dem inhaftierten Elternteil 
aufrecht zu erhalten, da, wo sie bedroht 
ist, und das psychologische Gleichge-
wicht zu retten. Betont wird in diesem 
Zusammenhang, dass das Kind bzw. die 
Kinder selbst keine Straftat begangen 
haben und dass die Inhaftierung nicht 
den Verlust der Elternrechte und -pflich-
ten bedeutet. Daher ist es wichtig, die 
Kontakte zwischen den Kindern und 
den inhaftierten Elternteilen zu unter-
stützen.

Wie arbeiten diese Vereine (in Frank-
reich) konkret:
z.B. Antrag auf Besuch
In den meisten Fällen beantragt der 
inhaftierte Elternteil einen Besuch.
Es wird Kontakt mit den zuständigen 
Behörden aufgenommen: Sozialdienst, 
Gericht, Familienrichter… (je nach Si-
tuation).
Es wird dann geprüft, ob dem Antrag 
stattgegeben werden kann (dies ge-
schieht im Interesse des Kindes). 
Der Relais Enfants – Parents wird dann 
beauftragt, die Begleitung des Kindes 
zu organisieren. Diese Aufgabe wird von 
Ehreamtlichen übernommen, die dafür 
geschult werden und sich regelmäßig 
treffen. Diese Begleitperson bekommt 
dann eine Besuchsgenehmigung.  
Vor dem ersten Besuch findet eine Ge-
spräch statt mit dem Inhaftierten, der 
Person, bei der sich das Kind befindet 
(Partner/in; Pflegefamilie…) und dem 
Kind selbst, um sie über die Ziele und 
Besuchsmodalitäten zu informieren. Die 
Begleitperson ist dabei.
Der erste Besuch kann vorbereitet, und 
terminiert  werden. 
Dieser findet in der Regel in einem da-
für speziell eingerichteten Raum statt. 
Er dauert im Durchschnitt 1 bis 1 ½ 
Stunden und findet alle 2 Wochen bzw. 
einmal im Monat statt. 

3. Maisons d’accueil des familles et 
proches de personne incarcérées 

Diese Vereine sind in Belgien, Frankreich 

Bewährungsauflagen in dem jeweiligen 
Land erfüllen lassen zu können. Das 
sind Maßnahmen, die die Angehörigen  
auch entlasten. 

Nebenbei gemerkt: diese Anlaufs-
stellen haben den ersten persönlichen 
Kontakt anlässlich der erwähnten  
Tagung geknüpft!

2. Die Beziehungen zwischen den 
Eltern und den Kindern 
2.1. das Europäische Komitee für Kin-
der inhaftierter Eltern (EUROCHIPS)

2000 entstand das Europäische Ko-
mitee für Kinder inhaftierter Eltern 
(EUROCHIPS).5 Ziel dieses Komitees 
ist es, Kindern zu helfen, die durch die 
Inhaftierung eines Elternteils von die-
sem getrennt wurden. Innerhalb der 
EU werden jährlich beinahe 500 000 
Kinder durch Inhaftierung von einem 
Elternteil getrennt; manchmal verbü-
ßen beide Eltern eine Haftstrafe6. Dieses 
Komitee hat einen Vorschlagskatalog 
für die EU-Mitgliedstaaten und die zu-
ständigen europäischen Kommissionen 
entwickelt. 

Der Vorschlags- und Forderungska-
talog sieht im Einzelnen so aus: 

Verbesserung von Besuchseinrichtungen 
innerhalb der Haftanstalten, vor allem 
die Förderung der Einrichtung spezieller, 
kinderfreundlicher Besucherbereiche in 
allen Haftanstalten

Erleichterung des Kontakts und der 
Kommunikation zwischen Kind und El-
ternteil: Förderung von Programmen, 
die die Beziehung zwischen Kind und 
inhaftiertem Elternteil unterstützen; 
Berücksichtigung erschwerender Um-
stände die durch finanzielle Probleme, 
Konfliktsituationen innerhalb der Familie 
oder durch Inhaftierung beider Elternteile 
hervorgerufen werden; Bereitstellung von 
Telefonkarten und allen anderen moder-
nen Kommunikationsmitteln, um so den 
fehlenden direkten physischen Kontakt 
auszugleichen, der vor allem dann ent-
steht, wenn die Eltern nicht im Land, in 
dem ihre Kinder leben, inhaftiert sind
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Den Ehrenamtlichen wird eine Schu-
lung angeboten. Jeder Kontakt wird in 
einem Buch fest gehalten. So durfte 
auch ich meinen Namen angeben.  

3.2. Der Dachverband 

Diese einzelnen Vereine sind in einem 
Dachverband, die UFRAMA, « Union 
nationale des fédérations régionales des 
associations de maisons d’accueil des 
familles et proches de personnes incar-
cérées »(in etwa „Nationaler Verband 
der regionalen Zusammenschlüsse  für 
die Hilfe für Angehörige Inhaftierter“) 
zusammen geschlossen. Auf der offi-
ziellen Internetseite des französischen 
Justizministeriums8 ist zu lesen: „Da die 
UFRAMA zum Ziel hat, Initiativen zur Auf-
rechterhaltung der Familienbeziehungen 
zu  fördern, leistet sie eine große Vernet-
zungsarbeit zwischen den Vereinen und 
sammelt Erfahrungen“. Sie organisiert 
auch Tagungen. In Zusammenarbeit mit 
der Association Nationale des Visiteurs 
de Prison, (Nationaler Dachverband der 
ehrenamtlichen Betreuer/innen im Straf-
vollzug), der Fédération des Associa-
tions Réflexion Action Prison et Justice 
(Verband der Vereine der Freien Straffälli-
genhilfe), den Vinzenz-Konferenzen und 
der Caritas wurden zur Vorbereitung 
eines nationalen Treffens im Oktober 
20059 Empfehlungen formuliert, die an 
die zuständigen Ministerien adressiert 
sind. Die Empfehlungen betreffen die 
Frage: der für die Familien entstehen-
den Kosten: Viele Familien lassen dem 
inhaftierten Familienmitglied regelmä-
ßig Geld zukommen. Geld zu überwei-
sen ist in Frankreich nicht üblich. Es wird 
empfohlen, beim Besuch Bargeld auf 
das Konto einzahlen zu können. 
Der Entfernung zwischen dem Hei-
matort und der JVA: Häufig sind sehr 
lange Wege zurück zu legen und die 
Anbindung der Anstalten an öffent-
liche Verkehrsmittel mangelhaft bis 
schlecht. Es wird empfohlen, einkom-
mensschwachen Familien mit gliedern, 
Transportgutscheine zur Verfügung zu 
stellen. Zudem muss die Erreichbarkeit 
der Anstalten durch öffentliche Verkehr-
mittel verbessert werden.

Des Belegungsausgleichs Dadurch ver-
längern sich die Wege für die Familienan-
gehörigen. Es wird empfohlen, die da-
raus entstehenden Kosten durch die 
Verwaltung tragen zu lassen.  
Der Gewährung von Besuchsgeneh-
migungen: Bei Verurteilten, die sich 
in „Maison d’Arrêt“10 befinden, sollten 
die Besuchsmodalitäten vereinheitli-
cht werden. Beim Verurteilten sollte 
eine Besuchgenehmigung schneller 
gewährt werden. 
Der Räumlichkeiten, wo die Besuche 
stattfinden: Sie sollten größer, freund-
licher, sauberer und kindgerechter ge-
staltet werden.
Der Disziplinarmaßnahmen: In diesem 
Rahmen sollte ein Familienbesuch nicht 
verboten werden. Wenn die Familie 
nichts mit dem Vorfall zu tun haben, gibt 
es keinen Grund, sie und noch weniger 
die Kinder zu strafen. Nicht angekün- 
digte Kontrollen mit Spurhunden (Su-
che nach Drogen) durch die Kriminal-
polizei während des Besuchs trauma-
tisieren die Familien und vor allem die 
Kinder aufgrund der angewandten rü-
den Methoden. Sie müssten respektvoll 
durchgeführt werden. 
Der Besuchszeiten: Da die Besuchs-
termine über Computerprogramme 
festgelegt werden, ist es in vielen JVAS 
nicht mehr möglich, für Schulkinder die 
Besuchszeiten so zu gestalten, dass sie 
ihren inhaftierten Elternteil besuchen 
können. Der Mittwoch11 sollten ihnen 
reserviert werden.    
Der Ausübung des Sorgerechts: Der 
Justizminister hat im Jahr 2000 bekannt 
gegeben, dass inhaftierten Elternteilen 
Einsicht in die wichtigsten Unterlagen, 
die das Ausüben des Sorgerechts betref-
fen, gewährt werden sollte. In 55% der 
Fälle geschieht das nicht. 2003 wurde 
vorgesehen, dass der inhaftierte Eltern-
teil vor dem Besuch die Möglichkeit 
haben sollte, etwas für sein Kind ein-
zukaufen. Es ist dafür Sorge zu tragen, 
dass diese Möglichkeiten eingeräumt 
werden.    
Des Respekts des Privatlebens: Es ist 
dafür Sorge zu tragen, dass bei einer 
Erkrankung, einem Unfall oder einem 
Todesfall die Familie benachrichtigt 

und in Genf zu finden. Es handelt sich 
dabei um Vereine, die in einem kleinen 
Haus oder Container, die sich in unmit-
telbarer Nähe der JVA oder gar auf dem 
Justizgelände befinden, die Besucher/
innen von Gefangenen einen Raum im 
echten und übertragenen Sinne des 
Wortes anbieten. Die Stellen sind zurzeit 
der „parloirs“, also zu den Besuchszeiten 
offen. 

3.1. Wie arbeiten diese Vereine in 
Frankreich konkret?

In Frankreich gibt es 145 solche Häu-
ser. Vor und nach dem Besuch können 
die Besucher/innen Gespräche führen, 
etwas trinken, Windeln wechseln…. 
Neben diesem Angebot werden auch 
Tipps gegeben, wo Hilfe zu finden ist 
und Adressen weiter gegeben. Wichtig 
ist für die Ehrenamtlichen, die dort tätig 
sind, nicht an Stelle der Betroffenen zu 
handeln, sondern „neutral“ zu bleiben. 
Diese Einrichtungen verstehen sich eher 
als eine Handreichung, eine Brücke zwi-
schen der Familie und dem Inhaftierten, 
dem Strafvollzug und der Gesellschaft. 
Das heißt aber nicht, dass es keine Kon-
takte zwischen diesen Stellen und dem 
Justizsozialdienst gibt. Der französische 
Justizsozialdienst ist nicht mit dem 
deutschen zu vergleichen. Ins Detail zu 
gehen, ist an dieser Stelle nicht möglich. 
Dennoch ist es wichtig zu wissen, dass 
die Mitarbeiter/innen der Services péni-
tentiaires d’insertion et de probation (in 
etwa Justizdienste für Eingliederung und 
Bewährung) in der Nationalen Strafvoll-
zugsschule ausgebildet werden (also 
eine von vornherein spezielle Ausbil-
dung erhalten). Zu ihren Aufgaben 
gehören u. a. die Aufrechterhaltung 
der Kontakte zu den Angehörigen und 
Hilfestellungen bei der Haftentlassung. 
Zudem halten sie Kontakt zu den Freien 
Trägern. Mit anderen Worten: es gibt 
natürlich Kontakt zwischen den Ehren-
amtlichen und diesen Stellen. Wie ich 
erfahren durfte, hängen die Dichte und 
die Art der Kontakte aber sehr von den 
einzelnen Personen ab.
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ein kleines Häuschen, wo Familienbe-
suche bis zu 72 Stunden stattfinden 
können. Zweimal im Jahr finden Feste 
statt, an denen die Kinder und die Fa-
milienangehörigen teilnehmen. Einmal 
im Monat kann der Gefangene mit sei-
ner Familie kochen und mit ihr essen. 
Dazu kommt ein Raum im Gefängnis 
„La Stampa“, wo Kinder in Anwesenheit 
von zwei Psychologen spielen können. 
1995 entstand der Verein „Pollicino“, der 
auf der Basis der Theorien von Françoise 
Dolto13 arbeitet. 

In Belgien werden vor Ort für alle 
Probleme (ob materiell oder psychisch) 
professionelle Hilfen angeboten. 

III. Schlussfolgerungen

Der Autorin dieses Beitrags ist klar, dass 
nur ein winziger Bruchteil dessen, was 
in Europa im Bereich der Straffälligenhil-
fe angeboten wird, vorgestellt werden 
konnte. Interessant ist allerdings, dass:
bei jeder Kontaktaufnahme (ob per Mail 
oder Telefongespräch) bei der Vorberei-
tung dieses Referats gebeten wurde, 
Informationen über das zu liefern, was 
in Deutschland im Bereich Straffälligen-
hilfe angeboten wird
mittlerweile die Kontakte mit der UFRA-
MA und der ANVP sich so entwickelt 
haben, dass eine gemeinsame Tagung 
(das Europäische Forum in Kooperati-
on mit diesen beiden Vereinen) zum 
Thema „Zivilgesellschaft und Bürger-
schaftliches Engagement in der Straffäl-
ligenhilfe in Europa“ 2008 in Frankreich 
geplant ist. 
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Europa.anlaufstelle@wanadoo.fr

Europäische Beratungsstelle für Straffällige
Hotherstrasse 31
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ebs.goerlitz@freenet.de
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Fédération des Services Laïques d‘Aide aux 
Justiciables
rue Saint-Lambert, 84, B- 4040 Herstal 
www.aideauxdetenus.de

FRANKREICH
Adresses utiles (Liste von verschiedenen Adres-
sen) unter http://famillesdedetenus.free.fr/
adressesutile.htm

Association Nationale des Visiteurs de Prison
1 bis rue de Paradis, F-75010 Paris
www.anvp.org

EUROCHIPS (European Committee for Children 
of Improsined Parents)
4-6-rue Charles Floquet, BP 38, 
F-92122 Montrouge
www.eurochips.org

FARAPEJ 
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UFRAMA (Union Nationale des Fédérations 
Régionales des Associations de maisons d’Ac-
cueil de Familles et Proches de Personnes In-
carcérées)
8, passage Pont Amilion, F-17100 Saintes
Uframa.listoo.biz (ist so korrekt)

SCHWEIZ
Carrefour Prison
10, rue de la Madeleine, CH-1204 Genève
www.carrefour-prison.ch

Allgemeine Informationen für Inhaftierte 
(als Buch herausgegeben)
BOLZE Bernard und CO : Le nouveau guide du 
prisonnier, Éditions de l’Atelier, 2000, 
ISBN : 2-7082-3530-3

CHARLIER Patrick et CO: Le guide du prisonnier 
(Belgique), Labor, Bruxelles, 2002, ISBN: 2-8040-
1644-7
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BAUSTEINE der Kantonalen Strafanstalt Saxerriet : 
Informationsblatt über Strafvollzugsfragen, Nr. 5 
und 6 2005, www.saverriet.sg.ch

BOUREGBA, Alain: Les liens familiaux à l’épreuve 
du pénal, Érès, Ramonville Saint-Agne, 2002 ISBN : 
2-86586-984-9 

LE QUÉAU  Pierre: L’autre peine, étude exploratoire 
sur les conditions de vie des familles de détenus, 
CREDOC, relt-press@credoc.asso.fr
SCHEKTER Viviane, GRANZOTTI Emmanuelle und 
HENRI Eliane , „Parentalité et détention“ in der 
Schweizerischen Zeitschrift für Kriminologie 2/2006, 
pp .47–50

wird. Beim Aufenthalt im Krankenhaus 
dürfte der Besuch nicht gestrichen wer-
den. Die Post sollte nur in bestimmten 
Fällen zensiert werden, um die Intimität 
zu schützen. Telefonate von den „Mai-
sons d’Arrêt“ aus dürften den verurteil-
ten sowie die Untersuchungsgefange-
nen (nach Genehmigung durch den 
Haftrichter) erlaubt werden.
Der Langzeitbesuche: Diese sollten 
möglichst flächendeckend ermöglicht 
werden.

Interessant ist festzustellen, dass die 
jetzige Vorsitzende des Dachverbands 
eine ehemalige Justizsozialarbeiterin 
ist.

4. Besonderheiten in Belgien und in 
der Schweiz

In Belgien und in der Schweiz wird diese 
Unterstützung von Vereinen geleistet, 
die auch andere Aufgaben wahrneh-
men. So stehen in Genf eine Psychologin 
und eine Psychotherapeutin zur Verfü-
gung, um die psychischen Probleme 
aufzuarbeiten. 2005 fand ein erstes 
interdisziplinäres Treffen zum Thema 
„Elternschaft und Inhaftierung“ in Genf 
statt12. Seit mehr als 30 Jahren bemüht 
sich der gemeinnützige Verein „Carre-
four Prison“ um die Angehörigen und 
Familien der Inhaftierten und um Haft-
entlassene. Es werden Projekte ins Leben 
gerufen, um sie sowohl auf der sozialen 
als auch der psychologischen Ebene zu 
unterstützen. Durch die psychologische 
Beratung und die ehrenamtliche Beglei-
tung der Familienangehörigen wurden 
die Probleme dieses Personenkreises 
sichtbar. Während dieses Treffens wurde 
unter anderem eine Initiative vorge-
stellt und zwar die aus dem Tessin. Dort 
ist man der Meinung, dass der Vollzug 
die Gefangenen dazu bringen sollte, 
Verantwortung zu übernehmen, auch 
wenn dieses Ziel kein Primärziel des 
Vollzugs ist. Das Gefängnis hebt den 
Status des Straffälligen hervor, misst 
aber dem Status des Elternseins keine 
besondere Bedeutung zu; die Norm-
verletzung steht doch im Mittelpunkt. 
Um dem entgegen zu wirken, gibt es 
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gischen Stellungnahmen und in Gut-
achten die Risiken überbetont, positive 
Veränderungen aber kaum gewürdigt 
oder – angesichts der „harten“ Daten 
aus der Biographie des Täters – für be-
deutungslos erklärt werden (Pfäfflin 
2005). Dabei werden die Erkenntnisse 
der modernen Risikoforschung oft ein-
seitig ausgelegt.

Das Problem zieht sich über alle 
Ebenen des Vollzuges: Gleichgültig, 
auf welcher Hierarchieebene man mit 
Mitarbeitern spricht, stets stößt man 
auf (scheinbare) Einsicht und auf den 
Hinweis, persönlich würde man ja gern, 
aber „die anderen....“ oder generalisier-
ter: „die Verhältnisse, die öffentliche 
Meinung“ oder die „politische Lage“ 
erlaubten kein anderes Vorgehen. 
Abgesehen davon, dass damit die 
befragten Professionellen ihre Verant-
wortung innerhalb des Systems nur 
einseitig wahrnehmen und dass z. B. 
Medien (Friedrichsen 2009, Rückert 2009, 
Leyendecker 2009, Löhr 2009) letztlich 
entscheiden, wie eine psychologische 
Stellungnahme aussieht: professionelle 
Wirkmacht scheint zu diffundieren und 
diejenigen, die im System Strafvollzug 
Macht haben, erklären sich nach außen 
hin als machtlos.

Hintergrund hierfür ist nicht die Er-
höhung der Sicherheit für die Öffent-
lichkeit oder für konkrete Opfer, son-
dern das so hohe Bestreben mancher 
Beschäftigten und Entscheidungsträger 
nach persönlicher Absicherung, das 
dadurch der Kontakt mit der Realität 
verloren geht. Solange man einen Ge-
fangenen weder lockert noch bedingt 
entlässt, können weder Dienstvorge-
setzte noch Medien Vorwürfe machen, 
man habe ein Risiko nicht wahrgenom-
men. Die Angst davor, dass bei einer 
Unaufmerksamkeit eine Frau oder ein 
Kind Opfer eines neuen Delikts sein 
könnte, ist die Ursache dafür, dass Ri-
siken falsch – nämlich wesentlich über-
höht – eingeschätzt werden (Nedopil 
2006). Gefangene können nicht bewei-
sen, dass sich die Beurteiler irren, weil 
sie inhaftiert bleiben.

Wenn es stimmt, so Klug (2007, 22), 
was man über die Folgen von In-

haftierung wisse, werden die Probleme, 
die zur Inhaftierung geführt haben, nicht 
nur nicht gelöst, sondern sie werden 
in den meisten Fällen verschärft, wie 
die Leipziger Gefängnisstudie (Klemm 
2001) eindrucksvoll belege. Dies gilt 
sowohl aus kriminologischer als auch 
aus psychiatrischer/psychotherapeu-
tischer Sicht. So fanden v. Schönfeld et 
al. (2006; vgl. Fazel et al. 2002) bei einer 
Gesamtuntersuchung an Gefangenen 
der JVA Bielefeld-Brackwede heraus, 
dass 88% der Inhaftierten an einer psy-
chischen Erkrankung bzw. Persönlich-
keitsstörung leiden, bei 83% bestehe 
psychiatrisch-psychotherapeutischer 
Behandlungsbedarf, der im Vollzug 
nicht oder nur unzureichend befriedigt 
werde. Wer behandlungsbedürftig ist, 
findet angemessene Behandlung nur 
selten im Strafvollzug. Das Vorliegen 
einer psychischen Störung verschlech-
tere im Vergleich zu Mitgefangenen die 
Chancen auf Lockerungen und vorzei-
tige Entlassung (Konrad 2003, 6). So wei-
sen Gößling und Konrad darauf hin, dass 
sich z. B. eine so genannte Haftpsychose 
meist durch „Zuschreibungsprozesse 
bei den Diagnostikern“ erklären lasse 
(2004, 128), wobei die Gefahr bestehe, 
Patienten in eine Simulantenecke zu 
stellen. Es entstehen auf allen Ebenen 
bei problematischen Gefangenen sich 
selbst verstärkende Kreisläufe.

Nebenwirkungen des 
Präventionsparadigmas
im Strafvollzug

Zu den derzeitigen Vollzugsproblemen 
gehört, dass vor allem in psycholo-

Union Nationale des Fédérations Régionales des 
Associations de maisons d’Accueil de Familles et 
Proches de Personnes Incarcérées : « Les liens à 
l’épreuve de la prison », actes de la Vème  Rencontre 
nationale, imprimerie Delavaud, Saintes, 2006 
ISBN 2-9518018-3-1.

Für weitere Informationen steht Ihnen das Europä-
isches Forum für angewandte Kriminalpolitik
Humboldtstrasse 19A, 40237 Düsseldorf
info@europaforum-kriminalpolitik.org
www. europaforum-kriminalpolitik.org
zur Verfügung 

1und 2 Feuille de route, Novembre 2005 
Pauvreté et prison: le cumul des exclusions, 
www.atd-quartmonde.asso.fr 
3 Le Quéau P: Kontakt über: 
relat-presse@credoc.asso.fr 
4 Die zweisprachige Dokumentation ist in 
Vorbereitung; Näheres dazu finden Sie unter 
www.europaforum-kriminalpolitik.org 
5 Mehr dazu finden Sie unter 
www.eurochips.org
6 Auszug aus 
www.eurochips.org/presentationall
7 Auszug aus 
www.eurochips.org/presentationall.html
8 www.justice.gouv.fr/minister/DAP/partenaire.
htm
9 Zu lesen in UFRAMA : «Les liens à l’épreuve de 
la prison», imprimerie Delavaud, Saintes, 2006 
S. 129–136.
10 Maison d’Arrêt sind in Frankreich JVAS, die für 
Untersuchungsgefangene und für Gefangene, die 
eine kurze Freiheitsstrafe zu verbüßen haben. 
11 Der Mittwoch ist meistens ein schulfreier Tag 
in Frankreich.
12 Mehr dazu ist dem Artikel von Viviane Schekter, 
Emmanuelle Granzotti und Eliane Henri zum 
Thema „Parentalité et détention“ in der Schwei-
zerischen Zeitschrift für Kriminologie 2/2006, S. 
47–50
13 Die Französin Françoise Dolto (1908–1988) 
war Psychoanalytikerin und hat sich besonders 
mit den Kindern beschäftigt. 

Anne-Marie Klopp
tätig im Katholischen Gefängnisverein in 
Düsseldorf.
Leiterin der Arbeitsgruppe EUROPA bei der 
Association Nationale des Visiteurs de Prison (Nati-
onalverband der ehrenamtlichen Betreuer/innen) 
in Frankreich
info@europaforum-kriminalpolitik.org
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Die wachsende Anzahl falsch posi-
tiver Prognosen (d.h. man nimmt zu Un-
recht an, ein Täter würde rückfällig, mit 
der Folge, dass er nicht entlassen wird) 
hat Langzeiteffekte. Nedopil et al. (2006) 
haben in der Münchener Prognosestu-
die verfolgt, was aus Schuldfähigkeits-
begutachtungen in den Jahren 1992 
– 1995 wurde. Die Stichprobe umfasste 
262 Probanden, die im Durchschnitt 
58,6 Monate in Freiheit beobachtet 
wurde. Von ihnen wurden immerhin 
60,7 % nicht rückfällig, weitere 25,2% 
lediglich mit einem nicht gewalttätigen 
Delikt. Nur 12,2% begingen erneut 
eine Gewalttat. Spannend dabei: Von 
15 Untersuchten, die einen Wert von 
24 im PCL-R erreichten (und damit in 
Europa die Diagnose einer Psychopa-
thie erhielten), wurden 5 rückfällig, 10 
dagegen nicht. Diese 2/3-Gruppe von 
Risikoträgern wäre bei der derzeitigen 
Praxis des Straf- und Maßregelvollzugs 
niemals entlassen worden, sie wäre 
„falsch positiv“ und hätte nie bewei-
sen können, dass die Prognose falsch 
ist (Nedopil 2006, 18). 80% Prognose-
Sicherheit sind ein guter Wert (Nedopil 
2004, 97). Nedopil mahnt ausdrücklich 
zur Zurückhaltung bei Prognosen, weil 
alle Einzelfallentscheidungen mit grö-
ßeren Unsicherheiten verknüpft sind, 
als die statistische Gruppenanalysen 
dies vermuten lassen (ebd. 21). 

Im Einzelfall hilft keine Prozentzahl: 
Auch wenn – wie bei Tötungsdelikten 
– die Basisrate für einen einschlägigen 
Rückfall zwischen 0 und 3 Prozent (Ne-
dopil 2004) geschätzt werden, also 97 
– 100% der entlassenen Täter keinen 
Mord mehr begehen, könnte gerade 
der zu beurteilende Häftling nach sei-
ner Entlassung einen Mord begehen. 
Die Verwechslung der theoretischen 
Möglichkeit des Eintritts eines Scha-
densereignisses (der bedingt Entlas-
sene begeht ein neues Tötungsdelikt) 
und der  Wahrscheinlichkeit, mit der 
dieses Ereignis eintritt, ist eine Ursa-
che vieler restriktiver Entscheidungen. 
In einigen Publikationen erklärt man 
forsch, diese Unsicherheiten müssten 
die Eingeschlossenen ertragen (das sog. 

Sonderopfer). Weil Strafgefangene – 
insbesondere Sexualstraftäter – der-
zeit keine Lobby haben, werden solche  
Haltungen und die daraus resultie-
rende Entscheidungspraxis kommen-
tarlos hingenommen. Viele Richter 
an Strafvollstreckungskammern sind 
verärgert, dass der Vollzug durch sein 
Handeln die Judikative (StVK) völlig 
entmachtet. Selbst Strafverteidiger 
erklären resigniert, die Einlegung von 
Rechtsmitteln würde nur dazu führen, 
dass ein inhaftierter Mandant noch 
länger warten müsse und noch mehr  
Probleme bekäme.

Im Zweifel restriktiv zu entschei-
den, wirkt (bei zeitigen Freiheitsstrafen) 
nur bis zum Tag der Endstrafe. Dann 
verlässt ein Täter die Anstalt, der wäh-
rend der Haft von (Fach-)Bediensteten 
nur wenig Empathie (vgl. Pfäfflin et al. 
2001) erfahren hat. Wie sich das auf 
die Rückfallgefahr auswirkt, weiß man 
nicht. Alle modernen Präventionskon-
zepte arbeiten mit Nachsorge- und Hil-
fenetzen, mit Krisenmanagement und 
mit Kriseninterventionsplänen (Freese 
2003, 53f; Maelicke 2009, 598ff). Dies 
wird innerhalb des Strafvollzugs nur 
selten umgesetzt. 

Krisenmanagementstrategien set-
zen allerdings voraus, dass Straftäter 
aktiv mitarbeiten und das Netz einbe-
ziehen. Hierzu braucht es ein Grund-
vertrauen in das Helfernetz, was beim 
derzeitigen Umgang mit Gefangenen 
kaum entwickelt werden kann. Der Um-
gang lässt Gefangene wenig Einfühlung 
und Hilfe erfahren und Kontrolle nicht 
als Hilfe, sondern als Machtdemonstra-
tion erleben. Wenn Straftäter dann nach 
einer Entlassung nicht kooperieren und 
ein Rückfalldelikt begehen, gibt es eine 
Argumentationslinie im Regelvollzug, 
die erklärt, man könne gerade am Rück-
falldelikt sehen, wie berechtigt die Ver-
weigerung von Lockerungen war. Pfäff-
lin (1978) hat in seiner Dissertation auf 
solche verhängnisvollen Zirkelschlüsse 
hingewiesen.  

Noch problematischer sind die Fol-
gen für die Gefangenen mit unbefri-
steten Strafen bzw. die Sicherungsver-
wahrten. Sie bleiben derzeit exkludiert, 
ihre psychische Situation ist durch psy-
chische Erkrankungen, Suizidalität und 
Resignation gekennzeichnet. Schmitt 
(2006, 291) belegt für Rheinland-Pfalz 
zwischen 1996 und 2000 durchschnitt-
lich 6 Suizide von Häftlingen pro Jahr. 
Insgesamt wird das Suizidrisiko für in-
haftierte Männer dreimal höher ein-
geschätzt als bei Männern in Freiheit 
(Matschnig et al 2006). Zu weiteren nicht 
beabsichtigten „Nebenwirkungen sozi-
alen Handelns“ (Merton 1995) gehören 
Gewaltdelikte innerhalb des Strafvoll-
zuges, Geiselnahmen und Körperverlet-
zungen unter den Gefangenen. Hierzu 
hat die Werthebach-Kommission in 
NRW nach den Vorfällen in Siegburg 
und Siegen einige Hinweise gegeben, 
die m. E. noch vertiefend erforscht wer-
den müssten. Ein  Gutachten des JM 
NRW fand 681 registrierte Fälle allein 
im Jahr 2005 – doppelt so viele wie 
ursprünglich für den gesamten Untersu-
chungszeitraum von drei Jahren erwar-
tet worden waren (Wirth 2006). Von 171 
Geiselnahmen in Deutschland zwischen 
1991–2005 fanden immerhin 47 in Ju-
stizvollzugsanstalten statt (Thom, LKA 
NRW 2006). Srole wies bereits 1950 auf 
die Gefahr anomischer Vorgänge hin1, 
wenn Hilflosigkeit, Wut und Revanche-
wünsche das Ungerechtigkeitsgefühl 
bei Eingeschlossenen erhöhen (vgl. Gil-
ligan 1997). Wenn Wohlverhalten und 
Therapie nicht mehr helfen, eine vorzei-
tige Entlassung zu erreichen, wachsen 
Aggressionen innerhalb der Anstalt un-
ter den Gefangenen, gegenüber dem 
Personal und gegenüber sich selbst.

Eingesperrt lassen als 
Absicherungsstrategie

Zwischenfälle und Rückfalltaten bei Lo-
ckerungen sind selten, führen aber zu 
erheblichem Druck auf die Vollzugsan-
stalten – Druck, der sich bis auf die Mi-
nisterebene fortsetzt. Die Angst vor den 
Medien ist eine der Ursachen, warum die 
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weitgehend um Kosteneinsparungen. 
Auch Maßregelkliniken in Bremen und 
Schleswig-Holstein wurden teilpriva-
tisiert (kritisch: Grünebaum 2006, 56; 
Kammeier 2004).

Der heutige Strafvollzug ist nicht 
nur teuer, sondern auch inhuman. Er 
führte gerade durch die Debatte um 
höhere Sicherheit und Strafverschär-
fung zu einer erheblichen Verlängerung 
der Haftdauer (Suhling/Schott 2001, 34), 
zu einem dramatischen Rückgang von 
Lockerungen (Feest/Lesting 2005) und 
von vorzeitigen Entlassungen, ohne 
dass dies zum Verschwinden von Rück-
falldelikten und Zwischenfällen führte. 
Zugleich wächst die Verzweiflung der 
Inhaftierten, während das Vertrauen 
in die, die sie behandeln und resozia-
lisieren sollen, sinkt. Es ist zu befürch-
ten, dass weitere populistische Atta-
cken wiederum auf dem Rücken von 
Gefangenen ausgetragen werden. Aus 
sich selbst heraus widerlegt sich die 
„punitive Logik“ nicht, sie wird weiter 
und weiter geführt (Klug 2007, 22). Zu 
wichtig sind die unterschiedlichen Mo-
tivlagen von Betreibern und Personal. 

Man könnte und sollte zudem die 
gegenwärtige Diskussion um die (Ju-
gend-) Strafvollzuggesetze der Länder 
aufgreifen. Welches Bundesland ist am 
Ende das Beste – das Billigste, das mit 
den wenigsten Gefangenen oder das 
mit der niedrigsten Rückfallrate?

Wie aus der Sackgasse 
heraus? 

Ein Diskussionsansatz 
„gegen den Strich“

Die derzeitigen deutschen Privatisie-
rungspläne für den Strafvollzug ähneln 
US-amerikanischen Konzepten, mit de-
nen der Staat während des Vollzugs 
Geld spart. Es geht also vorwiegend 
um niedrigere Tagessätze, womit we-
niger qualifiziertes bzw. schlechter ent-
lohntes Personal verbunden ist. An der 
Haftdauer ändert sich aber nichts, sie 
bleibt lang – und wird je nach der kri-

Vollzugsverwaltung immer restriktiver 
wird. Man sucht Verantwortliche – oft 
bevor man die Zusammenhänge gründ-
lich untersucht hat. Deshalb bemühen 
sich Anstaltsleiter, Abteilungsleiter und 
Psychologischer Dienst, keine Fehler 
zu machen, die man ihnen vorwerfen 
könnte. Hinausgeschobene Vollzugs-
pläne und Entscheidungen und nicht 
gewährte Lockerungen führen dagegen 
selten zu öffentlicher Kritik– es sei denn, 
Gefangene attackieren andere oder su-
izidieren sich.

Vor allem aber muss sich derzeit 
niemand im Vollzug für die materiel-
len und sozialen Kosten rechtfertigen, 
die durch eine rasante Verlängerung 
der Haftzeiten entstehen. Die Inhaf-
tiertenrate wächst, die Summe der von 
den Gerichten verhängten Haftjahre 
ist zwischen 1990 und 1998 um 40,2% 
angewachsen (Suhling/Schott 2001). 
Kammeier (2002) hat für den Maßregel-
vollzug detaillierte Kostenrechnungen 
angestellt. Der Strafvollzug kennt zwar 
den Basiswert der täglichen  Kosten für 
einen Haftplatz; was aber die veränderte 
Lockerungspraxis und die wachsenden 
Inhaftiertenzahlen und Haftdauer ko-
sten, ist derzeit nicht klar. 

Die Haftkosten wachsen, ohne dass 
dies auf schwere Delikte Auswirkungen 
hat.  Die punitiven Strafrechtsstrategien 
der vergangenen zwei Jahrzehnte sind 
nicht nur weitgehend unwirksam bei 
der Senkung der Deliktraten, sie haben 
sich als „extrem teuer erwiesen und die 
Produktion anderer „öffentlicher Gü-
ter“ unterminiert“. (vgl. Savelsberg 2001, 
93). Hier schauen weder Gesetzgeber 
noch Aufsichtsbehörde hin. Es ist für 
die Organisatoren des Strafvollzugs auf 
keiner Ebene mit Risiken oder Kosten 
verbunden, wenn Lockerungen (Feest/
Lesting 2005) nicht gewährt, bedingte 
Entlassungen manchmal bewusst 
konterkariert werden, indem man die 
von den Strafvollstreckungskammern 
geforderten Belastungserprobungen 
systematisch nicht genehmigt. Die 
bisherige Organisation des Vollzugs 
verändert sich auch deshalb nicht von 

innen, weil es wenig Anreize dazu gibt  
(Suhling/Schott 2001, 34). 

Privatisierung des 
Strafvollzugs als Lösung?

Die bisher bekannten (neoliberalen) 
Privatisierungskonzepte stellen keinen 
Ausweg dar – im Gegenteil: Kalifornien, 
das bis 1984 mit zehn Vollzugsanstalten 
auskam, hatte zur Jahrtausendwende 
33 Zuchthäuser mit 162.000 Insassen. 
Die Ausgaben für die Strafanstalten 
überstiegen diejenigen für die 34 
staatlichen Universitäten Kaliforniens 
(Die ZEIT Nr.42 vom 09.10.2003). Die 
Gefängniszellen sind überbelegt, viele 
Gefängnisse werden privat geführt mit 
dem Ergebnis, dass die Aktien des Be-
treibers Corrections Corporation of Ame-
rica seit 1994 im Wert um das 10-fache 
gestiegen sind. Wie Hotels rechnet man 
mit einer ̀ Auslastung´, weil erst ab einer 
Belegungsrate von 90 bis 95 Prozent 
Gewinne garantiert werden können. 
Volle Gefängnisse sind profitabel.

Um kostengünstig zu arbeiten, spa-
ren die privaten Betreiberfirmen, wo sie 
nur können. Die Zeche zahlen die Häft-
linge, die sich überlasteten, schlecht 
ausgebildeten und gering bezahlten 
Wärtern gegenübersehen. Auch Aus-
bildungs- oder sonstige Unterrichts-
angebote gibt es in den privatisierten 
Billigknästen kaum oder gar nicht. In 
einer Klage gegen die Betreiberfirma 
bezeichnete das US-Justizministerium 
die Zustände in einem Gefängnis als 
„lebensbedrohlich“. (Fox Butterfield: 
Justice Dept. Sues to Alter Conditions 
At a Prison, in: The New York Times, v. 
31.03.2000.; Barske 2002). Vier Milliarden 
USD kosten die Gefängnisse den Staat 
Kalifornien jährlich. Inzwischen plädie-
ren selbst Konservative für eine Abkehr 
von diesem Weg (Feltes 1999). 

In Deutschland gibt es sowohl im 
Maßregelvollzug als auch im Strafvoll-
zug erste Privatisierungsbemühungen. 
In der hessischen Haftanstalt Hünfeld 
wurden Teilbereiche in privater Träger-
schaft organisiert – hier geht es aber 
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minalpolitischen Tagesmeinung weiter 
anwachsen. Juristische oder ethische 
Bedenken werden derzeit nicht gehört. 
Wenn man nicht einfach zuschauen will, 
müsste man über die Einführung eines 
grundsätzlich anderen Lösungsalgo-
rithmus nachdenken; ein Paradigma, 
das die Betreiber einer Anstalt interes-
siert daran macht, die Haftzeiten mög-
lichst kurz zu halten, ohne die Sicherheit  
zu vernachlässigen.

Man sollte deshalb darüber nach-
denken, dem Strafvollzug die üblichen 
Tagessätze für die gesamte ausgespro-
chene Haftdauer aus dem Urteil aus-
zuzahlen. Damit verbunden wäre eine 
Privatisierung, wobei die Betreibern we-
gen verfassungsrechtlicher Bedenken 
(Art. 33 Abs. 4 GG) möglicherweise den 
Status öffentlich-rechtlicher Anstalten 
bekommen sollten (Grünebaum 2006, 
57). Wenn die Betreiber es schaffen, 
Häftlinge früher zu entlassen und diese 
die Dauer der Bewährungszeit straffrei 
überstehen, wären die dabei eingespar-
ten Haftkosten ganz bzw. teilweise der 
Gewinn der Betreiber. Damit entstünde 
ein enormer materieller Anreiz für die 
Betreiber, die Haftzeit zu verkürzen, weil 
das ihre Einnahmen heben würde. Dazu 
müssten diese inhaltlich, personell und 
sachlich in Gefangene investieren, da-
mit die sich straffrei halten.

Bei erneuter Inhaftierung wegen 
Rückfalldelikten würde dem Betreiber 
kein Entgelt mehr bezahlt. Dadurch 
entstünde eine Motivation der Be-
treiber, während der Haftzeit an einer 
wirkungsvollen Resozialisierung und 
Rückfallprophylaxe zu arbeiten. Sie wür-
den auf andere Weise z. B. für sinnvolle 
und arbeitsmarktpassende schulische/
berufliche Qualifizierungen sorgen 
und therapeutische Maßnahmen zur 
Verfügung zu stellen. Denn bei Rück-
fällen geht der Profit verloren (Kosten 
für die Reststrafe). Bei schweren Rück-
fällen wären evtl. sogar Konventional- 
strafen denkbar. 

Zusätzlich sollten materielle Anreize 
für entlassene Gefangene geschaffen 

werden: Wenn sie sich während der 
ersten 15 Monate nach ihrer bedingten 
Entlassung straffrei führen, erhalten sie 
selbst als Erfolgsprämie einen Teil (z. 
B. 10%) der eingesparten Haftkosten 
(Tagessätze), zum erfolgreichen Ende 
der Bewährungszeit erneut 10%. Dem 
Betreiber blieben 80% der Haftkosten 
aus dem letzten Haftdrittel oder gar 
der Halbstrafe. 

Gefangene hätten so eine andere 
Motivation, an der Erreichung der Voll-
zugsziele mitzuarbeiten, wenn eine 
vorzeitige Entlassung wahrscheinlicher 
würde. Da nach einer gewissen Zeit eine 
finanzielle Prämie zu erwarten hätte, 
wäre die Versuchung z. B. zum Abglei-
ten in erneute Delikte aus materiellen 
Gründen geringer – und zwar je höher, 
desto höher die ausgesprochene Stra-
fe war bzw. je höher der ausgesetzte 
Strafrest ist: Denn bei einen Strafrest 
von z. B. nur 6 Monaten würden Haft-
kosten von 18.000 € eingespart, der 
Gefangene erhielte also nach 15 Mona-
ten eine Gratifikation von 1.800 € und 
nach weiteren 15 Monaten nochmals 
den gleichen Betrag. Dieser Zeitraum 
deckt den statistisch risikobelasteten 
Zeitraum nach einer bedingten Entlas-
sung mehr als ausreichend ab. Bei hö-
heren Strafresten wüchsen die Prämien 
und damit das materielle Interesse von 
Haftentlassenen an ihrer Straffreiheit 
entsprechend. 

Diese Überlegungen wären sinn-
voll für Eigentumsdelikte. Ob sie auch 
für Gewalt- und Sexualdelikte möglich 
und sinnvoll wären, müsste diskutiert 
werden. Wenn die Betreiber von Voll-
zugsanstalten aber z. B. eingesparte 
Haftkosten als Gewinn behalten dürfen, 
wären sie auch an einer qualifizierten 
Nachsorge (z. B. eine therapeutische 
Behandlung nach einer Entlassung) 
materiell interessiert. Analog zu der-
zeitigen Regelungen im privatisierten 
Maßregelvollzug könnten die obersten 
Leitungsorgane durch staatliche Be-
schäftigte besetzt werden, die für eine 
interne Kontrolle sorgen. 

Obwohl ich kein genereller Anhän-
ger der Marktidee bin, wäre aus meiner 
Sicht ein solcher Ansatz ein Weg, aus der 
derzeitigen Entwicklung – immer mehr 
Freiheitsstrafen, wachsende Haftdauer, 
immer weniger vorzeitige Entlassungen 
– herauszukommen. Sinnvoll wäre eine 
Diskussion, die verfassungsrechtliche 
Bedenken, Probleme bei der Umsetzung 
und andere Lösungswege behandeln 
könnte. Ganz  utopisch scheinen meine 
Überlegungen allerdings nicht, wenn 
man sich die Lage in einigen deutschen 
Maßregelkliniken ansieht. Dort erhalten 
die Kliniken während einer Dauerbe-
urlaubung von straffälligen Patienten 
den vollen Tagessatz, aus dem sie die 
Nachsorge finanzieren und trotzdem 
Überschüsse erwirtschaften.
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1
 Srole benennt folgende Ursachen für die Entste-
hung anomischer Situationen: 

Die Wahrnehmung, dass den Führern des 1. 
Gemeinwesens die Bedürfnisse des Einzel- 
nen gleichgültig sind;
die Wahrnehmung, dass in einer Gesellschaft, 2. 
die als grundsätzlich unvorhersehbar und 
ordnungslos angesehen wird, wenig zu er-
reichen ist; 
die Wahrnehmung, dass die Lebensziele eher 3. 
weiter in die Ferne rücken als der Verwirkli-
chung näher kommen;
ein Gefühl der Sinnlosigkeit;4. 
die Überzeugung, dass vom unmittelbaren 5. 
sozialen Umfeld keine soziale und psycholo-
gische Unterstützung zu erfahren ist. (zitiert 
nach Merton 1985, 158)

Michael Stiels-Glenn (MSc MA)
Kriminologe, Psychotherapeut und Supervisor, 
arbeitet in freier Praxis 
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Auf der 20.DBH-Bundestagung, die 
unter dem Thema „Kriminalpolitik 

gestalten: Übergänge koordinieren – 
Rückfälle verhindern“ im September 
2009 in Berlin stattfand, stellte die 
US-amerikanische Kriminologin Ju-
dith Greene in einem ausführlichen 
Vortrag die neueren Entwicklungen 
in der Strafrechtsentwicklung in den 
USA vor. Dabei ging sie insbesondere 
auf zwei Schwerpunkte ein: die Ver-
meidung von Inhaftierungen durch 
die Reform im Drogenstrafrecht und 
die „justice reinvestment“-Strategie, 
die verstärkte soziale Investitionen in 
den Kommunen vorsieht, in denen die 
Straffälligen wohnen und wo die Fa-
milien besonders von den Folgen der 
Inhaftierungen betroffen sind.
Der vollständige Text wird in den DBH-
Materialien Nr.63 veröffentlicht, die ca. 
Februar 2010 erscheinen. In diesem 
werden auch weitere Beiträge der 
DBH-Bundestagung publiziert.

tough on crime-Strategie 
gescheitert

Judith Greene führt zur Reform des 
Drogenstrafrechts aus:
„2001 brachte eine Finanzkrise die Ge-
setzgeber dazu, die tough on crime-
Strategie des letzten Vierteljahrhun-
derts zu überdenken. Ende der 2005er 
Legislativperiode hatten Gesetzgeber 
in mehr als der Hälfte der Staaten 
Reformen eingeleitet, um Kosten zu 
senken und gleichzeitig die Effektivi-
tät der Verurteilungs- und Vollzugssy-
steme zu verbessern.  

Mindestens 20 Staaten hatten vor-
geschriebene Mindesthaftzeiten oder 
andere scharfe Strafen rückgängig ge-
macht, die in den Jahren des get tough 
für belanglose Drogendelikte oder ge-

Winds of Change
Judith Green
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waltlose Straftaten verhängt wurden. 
Gesetzgeber in mindestens 24 Staaten 
hatten den Druck aus dem Kessel der 
Gefängnisüberbelegung genommen 
durch Maßnahmen, die Haftzeiten 
verkürzten, die Entlassung von Gefan-
genen beschleunigten, die kein Risi-
ko für die Allgemeinheit darstellten, 
und Bewährungsverstöße ahndeten, 
ohne die Person ins Gefängnis zurück- 
zubringen.“

Ausgaben für Gefängnisse kürzen 
und die Ersparnisse in die Infrastruktur 
der Risikogemeinden investieren
Zu der auch für die deutsche Kriminali-
tätsbekämpfung äußerst interessante 
„justice reinvestment“-Strategie führt 
sie aus:
„Angesichts der Tatsache, dass immer 
mehr Entlassene in ihre Kommunen 
zurückkehren, ohne die notwendige 
Unterstützung für ein selbstverant-
wortliches Leben jenseits der Krimi-
nalität mit ihren Familien zu erhalten, 
hat sich eine nationale Bewegung 
entwickelt, die sich mit Wiederein-
gliederungsproblemen befasst. Die 
Umsetzung des Second Chance Act 
durch den Kongress 2008 wurde von 
Entscheidungsträger in beiden poli-
tischen Lagern gestützt.

Um die Maßnahmen für mehr öf-
fentliche Sicherheit nachhaltig zu 
verbessern, müssen die sozialen und 
ökonomischen Lebensbedingungen 
in den Kommunen, in die die Entlas-
senen zurückkehren, dauerhaft beo-
bachtet werden. Vollzugsbehörden in 
mehreren Staaten arbeiten an einer 
Verbesserung der Wiedereingliede-
rungsergebnisse durch eine umfas-
sende Strategie mit dem Titel justice 
reinvestment (Justizumfinanzierung), 
die die öffentliche Sicherheit erhöht 
und die Bedingungen in den „Risiko“-
Gemeinden, aus denen die meisten 
Inhaftierten stammen und in die sie 
zurückkehren, verbessert.

Die Idee des justice reinvestment 
entspringt der Einsicht, dass Massen-
inhaftierung in vielen urbanen Ge-

meinden den Kreislauf aus Kriminali-
tät und Inhaftierung noch anschiebt. 
Die Millionen von Dollar, die jährlich 
aufgewendet werden, um Massen 
von Menschen ... einzusperren, tragen 
wenig zur öffentlichen Sicherheit bei, 
verglichen mit den positiven Auswir-
kungen von Angeboten an Drogen-
therapien, Wohnmöglichkeiten, Aus-
bildung und Arbeit. Unterstützer des 
justice reinvestment setzen sich dafür 
ein, die Ausgaben für Gefängnisse zu 
kürzen und einen Teil der Ersparnisse 
in die Infrastruktur und städtischen 
Einrichtungen in den Risikogemein-
den zu investieren, um den Bewoh-
nern mehr Eigenverantwortung zu 
geben und ihre Lebensqualität zu  
verbessern.

Das Konzept des justice reinvest-
ment stützt sich auf Forschungsergeb-
nisse, die zeigen, dass die Strategie 
der Masseninhaftierung die Krimina-
litätsprobleme gerade erzeugt, die 
die Gesetzgeber mit ihrer get tough-
Taktik und strikteren Bewährungs-
möglichkeiten ausmerzen wollten. 
Die Forschung zeigt deutlich, wozu 
es führt, wenn so viele Menschen für 
so lange Zeiträume hinter Gitter ge-
schickt werden. Dina Rose und Todd 
Clear haben die Kriminalitätsstati-
stiken in Kommunen in Tallahassee 
untersucht und herausgefunden, dass 
dort, wo die Inhaftierungsrate in die 
Höhe schoss, die Kriminalitätsrate im 
folgenden Jahr höher anstieg als an-
derswo. Und als die Kriminalitätsrate 
in Tallahassee allgemein fiel, fiel sie  
am wenigsten in den Kommunen  
mit hoher Inhaftiertenrate.

Wenn zu viele Personen aus seiner 
Gemeinde entfernt werden, so die bei-
den Experten, kippt der Zustand der 
Lähmung irgendwann um und die Kri-
minalität steigt. Wenn man junge Leu-
te aus den Innenstädten einfach durch 
die Mühle des Vollzugssystems mahlt, 
werden die Kommunen, die ohnehin 
schon von Armut und Verbrechen 
erdrückt werden, noch weiter desta-
bilisiert. Netzwerke der informellen 

sozialen Kontrolle an solchen Orten, 
auch wenn sie nicht perfekt sind, tra-
gen dazu bei, die Kriminalitätsrate in 
Grenzen zu halten. Wer in gewaltfreie 
Kleinkriminalität verwickelt ist, kann 
immer noch für seine Kinder sorgen 
und Nachbarn und Freunden positive 
soziale Unterstützung geben. Aus rein 
finanziellen Gesichtspunkten betrach-
tet, stellt jede/r Inhaftierte für seine/
ihre Familie und Heimatkommune  
einen finanziellen Verlust dar.“

Presseinformation des 
DBH-Fachverbandes
Dezember 2009

peter.reckling@dbh-online.de



Die folgende Darstellung gibt einen 
ausgewählten Überblick über die 
Rechtsprechung im Bereich des Straf-
vollzugsrechts aus den Jahren 2008 
bis 2009. Abgedruckt sind lediglich 
die – teilweise amtlichen – Leitsätze. 
Die vollständige Entscheidung findet 
sich auf der Homepage von FORUM 
STRAFVOLLZUG www.forum-strafvollzug.de 
unter der Rubrik „Rechtsprechung“.

§ 6 StVollzG 
(Beteiligungsrecht des 

Gefangenen)

Weder der Gefangene noch sein  Rechts-
anwalt haben ein Anwesenheitsrecht 
bei der Vollzugsplankonferenz.
(Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 15. Juli 2008 – 2 Vollz (Ws) 312/08)

§ 7, 11 StVollzG 
(Zu den Anforderungen an 

einen Vollzugsplan)

Der Vollzugsplan selbst und nicht erst 
die im Einzelfall zu gewährende Locke-
rung hat sich, soweit er eine Aussage 
über Lockerungen betrifft, am Maßstab 
des § 11 StVollzG zu orientieren.
(Schleswig-Holsteinisches Oberlandes-
gericht, Beschluss vom 28. Oktober 2009 
– 2 VollzWs 342/08 (222/08))

§§ 7 Abs. 2 Nr. 7, 11 
Abs. 2 StVollzG

(Vollzugslockerungen im
Vollzugsplan)

Die Vollzugsanstalt darf den Strafge-1. 
fangenen im Rahmen ihrer Vollzugs-
planung nicht auf die Gewährung 
von Lockerungen im Rahmen der 
Verlegung in eine Sozialtherapeu-
tische Anstalt verweisen, wenn eine 
solche nicht in Betracht kommt.
Der Begriff der Missbrauchsgefahr 2. 
in § 11 Abs. 2 StVollzG beurteilt 

sich je nach der begehrten bzw. 
gewährten Lockerungsform unter-
schiedlich, insbesondere kann eine 
solche Besorgnis dann zu verneinen 
sein, wenn dem Verurteilten nach 
§ 11 Abs. 1 Nr. 2 1. Alt. StVollzG le-
diglich begleitete Ausgänge unter 
Aufsicht (Ausführungen) gewährt 
werden sollen.
Der Gefangene hat zwar keinen 3. 
Anspruch auf Aufnahme einer be-
stimmten Behandlungsmaßnahme 
in die Vollzugsplanung, er hat je-
doch ein Recht auf fehlerfreien Er-
messensgebrauch. Das gerade bei 
einem gefährlichen Gewalt- und 
Sexualstraftäter Geltung beanspru-
chende Gebot der bestmöglichen 
Sachaufklärung gebietet deshalb 
eine nähere Prüfung aller in Betracht 
kommenden Behandlungsmöglich-
keiten jedenfalls dann, wenn abzu-
sehen ist, dass sich der ursprünglich 
seitens der Anstalt ins Auge gefasste 
Behandlungsansatz aus tatsäch-
lichen oder rechtlichen Gründen 
nicht verwirklichen lassen wird. 

(Oberlandesgericht Karlsruhe, Beschluss 
vom 10. März 2009 – 1 Ws 292/08 L)

§ 8 StVollzG;
§§ 23, 28 Abs. 2, 3 EGGVG

(Verlegung in ein anderes 
Bundesland)

Da der Entscheidung des aufnehmen-
den Bundeslandes über die Übernahme 
des Gefangenen aus einem anderen 
Bundesland eine ebenso weitreichende 
gestaltende Wirkung zukommt wie der 
eigentlichen Entscheidung über die Ver-
legung – aus diesem Grunde ist die 
Übernahmeentscheidung selbständig 
anfechtbar – hat das aufnehmende Bun-
desland den für eine ordnungsgemäße 
Ermessensentscheidung notwendigen 
Sachverhalt eigenverantwortlich von 
Amts wegen vollständig aufzuklären 
und darf sich nicht von vornherein 
auf den Inhalt der vom abgebenden 

Bundesland mitgeteilten Unterlagen 
beschränken und diesen lediglich einer 
„Schlüssigkeitsprüfung“ unterziehen.
(Thüringesches Oberlandesgericht, 
Beschluss vom 24. 07. 2008, 1 VAs 2/08)

§§ 10, 11 StVollzG;
§§ 22, 26 StrVollstrO

(Ladung in den offenen Vollzug)

Gründe, die es nahelegen, einen zum 
Strafantritt zu ladenden Verurteilten 
sofort oder wenigstens alsbald im of-
fenen Vollzug unterzubringen, können 
ebenso wie in der Erhaltung eines be-
stehenden Arbeitsverhältnisses auch in 
der Möglichkeit zur Fortführung einer 
selbständig ausgeübten Erwerbstätig-
keit bestehen (im Anschluss an BVerfG, 
Kammerbeschluss vom 27.9.2007, 2 BvR 
725/07). 
(Pfälzisches Oberlandesgericht Zweibrü-
cken – Beschluss vom 6. November 2009 
– 1 VAs 2/09 )

§ 10 StVollzG
(Ablösung vom offenen Vollzug)

Allein die Einleitung eines strafrecht-
lichen Ermittlungsverfahrens genügt 
nicht, um einen Gefangenen vom of-
fenen Vollzug abzulösen.
(Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 19. August 2008 – 1 Vollz (Ws) 
643/08)

§ 11 StVollzG
(Vollzugslockerungen bei

Tatleugnung)

Die Tatleugnung allein begründet eine 
Mißbrauchsgefahr nach § 11 II StVollzG 
dann nicht, wenn andere gewichtige 
Umstande dem entgegenstehen. 
(Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 27. November 2008 – 1 Vollz 
(Ws)1007/08)

Aus der Rechtsprechung in Strafvollzugssachen der Jahre 2008 und 2009
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         § 11 StVollzG
(Versagung von Ausgang und 

Ermessensreduzierung auf Null)

Eine eigene Entscheidung in der 1. 
Sache an Stelle der Vollzugsbehörde 
trifft das Gericht nur im Fall einer 
Reduzierung des Beurteilungs- und 
Ermessensspielraums auf Null, also 
nur dann, wenn nur noch eine Ent-
scheidung rechtlich vertretbar ist.
Zu den Voraussetzungen einer Er-2. 
messensreduzierung auf Null bei der 
Gewährung von Ausgang.

(Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 7. Juli 2009 – 1 Vollz (Ws) 259/09)

§ 24 Abs. 2 StVollzG
(Kein Anspruch auf unüber-

wachten Besuch der Ehefrau)

Der Gefangene hat keinen Anspruch auf 
Gewährung von Sonderbesuchen zur 
Ausübung von Intimkontakten. Diese 
stehen ausschließlich im Ermessen der 
Vollzugsbehörde.
(Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 4. Juni 2008 – 1 Ws 178/08)

§ 27 StVollzG
(Verwendung einer Trennscheibe)

Die Anordnung, den Besuch an einem 
Trennscheibentisch durchzuführen 
bzw. die Ablehnung eines Besuches 
an einem separaten Tisch ohne Über-
gabe- und Durchreichesperre mit der 
Möglichkeit des Körperkontaktes ist 
gemessen an dem Grundrecht des  
Art. 6 Abs. 1 GG jedenfalls bei Familien-
angehörigen im Sinne des § 11 Abs. 1 
Nr. la und b StGB nur zulässig, wenn 
konkrete Mißbrauchsgefahren in der 
Person des Gefangenen oder des Be-
suchers bestehen. 
(Kammergericht Berlin, Beschluss vom 10. 
Juni 2009 – 2 Ws 510/09 Vollz)

§ 37 StVollzG
(Ablösung von der Arbeit)

Die Rechtmäßigkeit der Beendigung 1. 
einer Arbeits- oder Ausbildungsmaß-
nahme, die dem Gefangenen nach  
§ 37 StVollzG zugewiesen worden 
ist, beurteilt sich nach den Grund-
sätzen über den Widerruf eines be-
günstigenden Verwaltungsakts in 
entsprechender Anwendung des  
§ 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG.
Für die Entscheidung über Amts-2. 
haftungsansprüche sind nicht die 
Strafvollstreckungskammern, son-
dern die Zivilgerichte, namentlich 
die Zivilkammer des Landgerichts 
zuständig (hier Ersatz des Schadens 
wegen entgangenen Arbeitsent-
gelts).

(Brandenburgisches Oberlandesgericht, 
Beschluss vom 13. November 2008 – 
2 Ws (Vollz) 194/08)

§ 50 StVollzG
(Erhebung eines 

Haftkostenbeitrags)

Der Resozialisierungsgrundsatz ist ver-
letzt, wenn bei der Anwendung des  
§ 50 Abs. 1 Satz 5 StVollzG ein solcher 
für die Wiedereingliederungsperspek-
tive des Gefangenen offensichtlich be-
deutsamer Umstand  nicht angemessen 
berücksichtigt wird.
(Bundesverfassungsgericht, Beschluss 
vom 17. März 2009 – 2 BvR 1766/07)

§ 50 StVollzG
(Absehen von einem 
Haftkostenbeitrag)

Bei der Prüfung der Frage, ob von der 
Geltendmachung eines Haftkostenbei-
trags nach § 50 Abs. 1 Satz 5 StVollzG 
abzusehen ist, soweit dies notwendig 
ist, um die Wiedereingliederung des 
Gefangenen nicht zu gefährden, steht 
der Vollzugsbehörde ein prognostischer 
Beurteilungsspielraum zu mit der Folge 
einer lediglich eingeschränkten gericht-
lichen Prüfungskompetenz.

(Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 6. Mai 2008 – 1 Vollz WS 154/08)

§ 70 StVollzG
(Nintendo Game Cube)

Der Besitz der Spielekonsole „Nintendo 
Game Cube“ gefährdet die Sicherheit 
und Ordnung der Anstalt.
(Oberlandesgericht Frankfurt a.M., 
Beschluss vom 29. Januar 2009 – 
3 Ws 990/09 (StVollzG))

§ 102 StVollzG 
(Verhängung von 

Disziplinarmaßnahmen)

Die Verhängung einer Disziplinarmaß-
nahme auf der Grundlage eines bloßen 
Verdachts stellt einen Verstoß gegen 
den Schuldgrundsatz dar. Disziplinar-
maßnahmen dürfen nur angeordnet 
werden, wenn zweifelsfrei geklärt ist, 
ob ein schuldhafter Pflichtverstoß über-
haupt vorliegt.
(Brandenburgisches Oberlandesgericht, 
Beschluss vom 5. Februar 2009 – 
2 Ws (Vollz) 7/09))

§ 102 StVollzG 
(Disziplinarmaßnahme bei sicher-

heitsrelevanten Anweisungen)

Bei sicherheitsrelevanten Anweisungen 
wiegt der Verstoß gegen diese derart 
schwer, dass im Vergleich hierzu die Fra-
gen, ob und inwieweit und auf wessen 
Verantwortung es begleitend zu verba-
len Auseinandersetzungen gekommen 
ist, deutlich nachrangig sind.
(Schleswig-Holsteinisches Oberlandesge-
richt, Beschluss vom 26. März 2009 – 
2 VollzWs 140/09 (81/09))

§ 109 StVollzG 
(Aufrechnung durch 

Justizvollzugsanstalt)

Die Aufrechnung durch die Justiz-1. 
vollzugsanstalt stellt eine Maßnah-
me auf dem Gebiet des Strafvollzugs 
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§§ 115 StVollzG
(Zum Feststellunginteresse bei 

gleichzeitiger Beschreitung 
des Zivilrechtswegs)

Das für den Feststellungsantrag ge-
mäß § 115 Abs. 3 StVollzG erforder-
liche Rechtsschutzinteresse fehlt, wenn 
der Gefangene wegen der angeblich 
rechtswidrigen Unterbringung bereits 
Antrag auf Prozesskostenhilfe wegen 
Schadensersatzes beim Zivilgericht 
gestellt hat.
(Oberlandesgericht Hamm, Beschluss 
vom 25. August 2009 – 1 Vollz (Ws) 
463/09)

§ 115 StVollzG; 
§ 19 Abs. 3 Nr. 2 

HmbStVollzG a.F.
(Verweisung auf die Gründe eines 
PKH-Beschlusses; Einschränkung 

des Grundsatzes der gemein-
schaftlichen Unterbringung)

Gemäß § 115 Abs. 1 S. 2 StVollzG ist 1. 
in einem Beschluss der Sach- und 
Streitstand seinem wesentlichen 
Inhalt nach gedrängt zusammen-
zustellen. Die Darstellung darf sich 
nicht in bloßen Verweisungen er-
schöpfen. Die bloße Verweisung auf 
einen PKH-Beschluss, zu dessen In-
halt nichts mitgeteilt wird, genügt 
nicht.
§ 19 Abs. 3 Nr. 2 HmbStVollzG (§ 17 2. 
Abs. 3 Nr. 3 StVollzG) lässt grundsätz-
lich eine unbefristete Einschränkung 
des Grundsatzes der gemeinschaft-
lichen Unterbringung zu.

(Hanseatisches Oberlandesgericht Ham-
burg, Beschluss vom 15. August 2008 – 
3 Vollz (Ws) 44/08)

§§ 116 Abs. 3, 114 
Abs. 2 StVollzG  

(Aufschiebende Wirkung 
der Rechtsbeschwerde)

Die Rechtsbeschwerde der Vollzugs-
behörde gegen eine den Gefangenen 
begünstigende Entscheidung der Straf-

vollstreckungskammer hat keine auf-
schiebende Wirkung.
(Aufgabe der bisherigen Senatsrecht-
sprechung ZfStrVo SH 1978, 58).
(Oberlandesgericht Karlsruhe, Beschluss 
vom 10.02.2009  –2 Ws 373/08)

§ 118 StVollzG
(Untätigkeitsbeschwerde)

Auch das außerordentliche Rechtsmit-
tel einer Untätigkeitsbeschwerde in 
Strafvollzugsverfahren unterliegt dem 
Formerfordernis des § 118 Abs. 1 und 
2 StVollzG.
(Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
24. Juni 2009 – 1 Ws 292/09 (StrVollz))

§§ 120 Abs. 2 StVollzG;
 §§ 1, 131 Nr. 3 

HmbStVollzG a.F.; 
§§ 127 Abs. 2 
Satz 2 und 3, 

115 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 2a ZPO

(Bedürftigkeit im 
Prozesskostenhilfeverfahren)

Die Ablehnung oder nur einge-1. 
schränkte Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe im gerichtlichen 
Strafvollzugsverfahren wegen feh-
lender bzw. nur eingeschränkter 
Bedürftigkeit des Antragstellers ist 
mit der sofortigen Beschwerde nach 
§ 127 Abs. 2 Satz 2 ZPO, 120 Abs. 2 
StVollzG anfechtbar. Einer Mindest-
beschwer bedarf es nicht. Die Frist 
zur Einlegung der sofortigen Be-
schwerde beträgt nach § 127 Abs. 2 
Satz 3 ZPO einen Monat.
Bei der Bestimmung des nach § 115 2. 
Abs. 2 ZPO anzusetzenden Einkom-
mens ist anstelle des – um 10 % er-
höhten – allgemeinen Freibetrages 
nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2a ZPO 
nur ein Freibetrag in Höhe des – um 
10 % erhöhten – Taschengeldan-
spruches für bedürftige Strafgefan-
gene (§ 48 HmbStVollzG, früher § 46 
StVollzG) oder Sicherungsverwahrte 
(§ 98 Abs. 2 HmbStVollzG, früher  

i.S.d. § 109 StVollzG dar.
§ 394 BGB i.V.m. den §§ 850c bzw. 2. 
850k ZPO ist auf das aus dem Ar-
beitsentgelt stammende Eigengeld 
eines Strafgefangenen weder un-
mittelbar noch entsprechend an-
wendbar. An dieser Rechtslage hat 
sich auch durch das Inkrafttreten des 
HmbStVollzG nichts geändert. Auch 
das im Vollzug der Sicherungsver-
wahrung geltende Besserstellungs-
gebot führt nicht zu einer anderen 
Beurteilung.

(Hanseatisches Oberlandesgericht 
Hamburg, Beschluss vom 30. Januar 2009 
– 3 Vollz (Ws) 73/08)

§§ 110, 138 StVollzG
(Örtliche Zuständigkeit der 

Strafvollstreckungskammer)

Die Zuständigkeit für das Verfahren 
über einen Verpflichtungsantrag des im 
Maßregelvollzug untergebrachten Be-
schwerdeführers gemäß §§ 109 Abs. 1  
S. 2, 138 Abs. 3 StVollzG – hier Gewäh-
rung von Vollzugslockerungen – liegt 
bei der Strafvollstreckungskammer, in 
deren Bezirk die beteiligte Vollzugsbe-
hörde ihren Sitz hat (§§ 110 S. 1, 138 Abs. 
3 StVollzG). Hierbei kommt es nicht auf 
den Sitz der Betreibergesellschaft der 
Maßregelvollzugsanstalt an. Vielmehr 
folgt der Sitz einer Vollzugsbehörde aus 
dem Vollstreckungsplan.
(Oberlandesgericht Naumburg, Beschluss 
vom 10. September 2009 – 1 Ws 371/09)

Art. 115 StVollzG
(Zur Zulässigkeit eines 

Fortsetzungsfeststellungsantrags 
im Rechtsbeschwerdeverfahren)

Im Rechtsbeschwerdeverfahren kann 
eine Feststellung nach § 115 Abs. 3 
StVollzG, dass eine Vollzugsmaßnahme 
rechtswidrig gewesen sei, grundsätzlich 
nicht erfolgen.
(Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 16. Juli 2009 – 4 Ws 132/09 Vollz)
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§ 133 Abs. 2 StVollzG) abzuziehen.
(Hanseatisches Oberlandesgericht Ham-
burg, Beschluss vom 17. November 2008 
– 3 Vollz (Ws) 64/08)

§ 121 StVollzG
(Rückgriff auf Hausgeld)

Über die Regelung nach § 121 Abs. 5 
StVollzG kann auch auf Hausgeld nach 
Art. 50 BayStVollzG zurückgegriffen 
werden.
(Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 12. Juni 2008 – 4 Ws 75/08 (R)und 
77/08 (R))

§ 130 StVollzG,
 § 2 SGB XII 

(Nachrangige Sozialhilfe)

Ein in der Sicherungsverwahrung 1. 
nach § 66 StGB untergebrachter 
Straftäter hat entsprechend § 130 
StVollzG gegenüber der Strafvoll-
zugsbehörde einen Anspruch auch 
auf Vollverpflegung (§ 21 StVollzG), 
Ausstattung mit Bettwäsche und Be-
kleidung (§ 20 StVollzG), eine wohn-
liche Ausstattung seines Haftraumes 
unter Berücksichtigung seiner per-
sönlichen Bedürfnisse (§§ 131, 144 
StVollzG) sowie auf Taschengeld  
(§ 133 StVollzG).
Für gleichartige Leistungen durch 2. 
Mittel der nachrangigen Sozialhilfe 
(§ 2 SGB XII) ist deshalb bei einer 
umfassenden Bedarfsdeckung kein 
Raum, wenn auch bei Personen, die 
sich im Vollzug einer gerichtlich 
angeordneten Freiheitsentziehung 
befinden, prinzipiell sozialhilfe-
rechtliche Leistungsansprüche in 
Betracht kommen können.

(Landessozialgericht Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 3. September 2009 – Az.:  
L 15 SO 41/09.B.PKH)

Art. 34 BayStVollzG
(Zum Abfassen von Schreiben in 

polnischer Sprache)

Sollten nach Ausschöpfung aller Er-
kenntnismöglichkeiten Zweifel über die 
Voraussetzungen eines Anhaltegrundes 
bestehen, bietet Art. 34 BayStVoIIzG kei-
ne Rechtsgrundlage für eine derartige 
Maßnahme.
(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 8. Juni 2009 – 2 Ws 273/09 Vollz)

Art. 34 BayStVollzG
(Anhalten von Schreiben)

Für die Annahme, der Gefangene könne 
in einer vollzugsfeindlichen Einstellung 
bestärkt werden bzw. durch Veröffent-
lichungen seine Wiedereingliederung 
gefährden, bedarf es konkreter Tatsa-
chenfeststellungen, um das Schreiben 
nach Art. 34 I Nr. 1 BayStVollzG anhalten 
zu können.
(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 13. Juli 2009 – 2 Ws 285/09)

Art. 46 BayStVollzG
(Entlassung beim Wechsel in ein 

psychiatrisches Krankenhaus)

Eine Entlassung im Sinne des Art. 46 
BayStVollzG liegt dann nicht vor, wenn 
der Verurteilte lediglich in eine andere 
Vollzugsart, vorliegend eine Unterbrin-
gung nach § 64 StGB, wechselt.
(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 9. Juni 2009 – 2 Ws 284/09 Vollz)

Art. 72 BayStVollzG
(Aushändigung von Büchern)

Bei dem Buch „Ritual Knast“ handelt 
es sich um vollzugsfeindliche Literatur, 
die gemäß Art. 72 Abs. 2 BayStVollzG 
angehalten werden darf.
(Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 12. August 2009 – 4 Ws 105/09 (R))

Art. 93 BayStVollzG
(Fertigung und Speicherung von 

Lichtbildern)

Aus Art. 93 BayStVollzG i.V.m. Nr. 23  
Abs. 3 VGO ergibt sich, dass nach Ab-
lauf von jeweils drei Jahren neue Licht-
bilder des Gefangenen gefertigt werden 
können und diese nach Art. 93 Abs. 2 
BayStVollzG in personenbezogenen  
Dateien gespeichert werden können.
(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 11. Februar 2009 – 2 Ws 629/08)

Art. 96 BayStVollzG
(Erhöhte Fluchtgefahr)

Bei der Frage einer „erhöhten Flucht-
gefahr“ ist die Dauer der vom Straf-
gefangenen noch zu verbüßenden 
Freiheitsstrafe ein entscheidender  
Gesichtspunkt.
(Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 24. November 2008 – 4 Ws 149/08 
(R))

Art. 109 ff. BayStVollzG
(Verstoß gegen das 

Beschleunigungsgebot im 
Disziplinarverfahren)

Ein Verstoß gegen das Beschleuni-
gungsgebot im Disziplinarverfahren 
liegt auch dann vor, wenn das gericht-
liche Verfahren über einen Zeitraum 
von fast zehn Monaten überhaupt nicht 
betrieben worden ist. 
(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 9. Juni 2009 – 1 Ws 301/09)

Art. 113 BayStVollzG
(Zwangsweise Vorführung 
eines Gefangenen zu einer 

Disziplinarverhandlung)

Die zwangsweise Vorführung eines  
Gefangenen zu einer Disziplinarver-
handlung vor dem Anstaltsleiter ist 
rechtmäßig, wenn sie ausschließlich 
dazu dient, das wegen schuldhaften 
Pflichtverstoßes eingeleitete Diszipli-
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narverfahren in einer der Vorschrift des 
Art. 113 BayStVollzG entsprechenden 
und sachgerechten Weise durchzu-
führen.
(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 4. Februar 2009 – 2 Ws 19/09)

Art. 187 Abs. 2 Satz 2 
BayStVollzG

(Schreiben an Anstaltsbeirat)

Ein erkennbar an einen „Anstalts- 1. 
beirat“ unter der zutreffenden An-
schrift gerichteter Brief eines Gefan-
genen unterliegt auch dann gemäß 
Art. 187 Abs. 2 Satz 2 BayStVollzG 
nicht der Überwachung des Schrift-
wechsels, wenn der Adressat nicht 
mehr dieses Amt innehat. Dies gilt 
auch dann, wenn der Brief aus die-
sem Grund an den Gefangenen zu-
rückgesandt wird.
Einer durch die Rücksendung mögli-2. 
cherweise entstehenden Gefahr für 
die Sicherheit und Ordnung der Voll-
zugsanstalt muss, ohne Inhaltskon-
trolle, dadurch begegnet werden, 
dass der Brief mit Einverständnis des 
Gefangenen ungeöffnet vernichtet, 
oder, falls die Zustimmung hierzu 
verweigert wird, eine Anhaltean-
ordnung ergeht und der Brief un-
geöffnet zur Habe des Gefangenen 
genommen wird.

(Oberlandesgericht Nürnberg, Beschluss 
vom 29. September 2009 – 2 Ws 382/09)

§ 2 Abs. 2 Satz 1 und 
2 BayStVollzVergV; 
§ 2 Abs. 2 Satz 1und 

2 StVollzVergO 
(Eingruppierung von Gefangenen)

Individuelle Arbeitsleistung im Sinne 
des § 2 Abs. 2 Satz 1 BayStVollzVergV 
darf nicht in bloßer mengenmäßiger 
Mehrarbeit bestehen, wenn sie zu ei-
ner Leistungszulage im Leistungslohn 
führen soll. Vielmehr erfordert der Ge-
sichtspunkt der Arbeitsgüte eine über 
das normale Maß hinausgehende qua-
litätsvolle Arbeit.

(Oberlandesgericht München, Beschluss 
vom 7. August 2009 – 4 Ws 50/09 (R))

§§ 23, 56, 96 
HmbStVollzG a.F.; 

§§ 19, 70, 131 StVollzG 
(Unterbringung von 

Sicherungsverwahrten)

Eine Rechtsbeschwerde ist grund-1. 
sätzlich unzulässig, wenn der Ur-
kundsbeamte sich darauf beschränkt, 
einen Schriftsatz des Antragstellers 
wörtlich abzuschreiben.
Das Besserstellungsgebot von Si-2. 
cherungsverwahrten findet dort 
seine Grenze, wo die Sicherheit der 
Anstalt gefährdet wird. In diesem 
Zusammenhang durfte insbeson-
dere darauf abgestellt werden, dass 
der Untergebrachte sich in einer 
Anstalt für Schwerkriminelle mit 
entsprechend hohem Sicherheits-
standard befindet. Dabei ist es in der 
Rechtsprechung anerkannt, dass die 
einem Gegenstand innewohnende 
Gefährlichkeit losgelöst von einem 
bestimmten Gefangenen beurteilt 
werden darf.

 (Hanseatisches Oberlandesgericht Ham-
burg, Beschluss vom 7. September 2008 
– 3 Vollz (Ws) 48/09)

§ 31 NJVollzG
(Anhalten von Schreiben)

Allein der Umstand, dass der Schrift-
verkehr eines Gefangenen vollständig 
oder zum Teil in „Sütterlinschrift“ bzw. 
„Deutscher Schreibschrift“ abgefasst ist, 
rechtfertigt nicht die generelle Anord-
nung des Anhaltens derartiger Schrei-
ben gemäß § 31 NJVollzG.
(Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
19. Mai 2009 – 1 Ws 248/09 (StrVollz))

§ 77 NJVollzG 
(Körperliche Durchsuchung)

Eine – auch nur mögliche – Beobach-
tung der mit einer Entkleidung ver-

bundenen körperlichen Durchsuchung 
mittels Kamera und damit durch Per-
sonen, die der Sicht des Gefangenen 
entzogen sind und deren Geschlecht er 
hiernach nicht feststellen kann, sowie 
die dadurch geschaffene Möglichkeit 
der Aufzeichnung des Vorgangs unter-
laufen § 77 NJVollzG und verletzen den 
Anspruch des Gefangenen auf Achtung 
seiner Menschenwürde.
(Oberlandesgericht Celle, Beschluss vom 
5. Februar 2009 - 1 Ws 31/09 (StrVollz))

§§ 839 BGB, Art. 34 GG
(Prozesskostenhilfe bei 

rechtswidriger Unterbringung)

Verletzungen des allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts bzw. der Menschenwür-
de führen nicht automatisch zu einem 
Anspruch auf Entschädigung gerade 
in Geld.
(Oberlandesgericht Düsseldorf, Beschluss 
vom 27. Juli 2009 – I–18 W 46/09)

§ 3 a Abs. 2 PAuswG
(Speicherung von Daten 

beim Besuch)

Personenbezogene Daten von Besu-
chern dürfen nicht beim Betreten der 
Justizvollzugsanstalt von deren Perso-
nalausweis oder Reisepass maschinell 
abgelesen oder gespreichert werden
(Verwaltungsgericht Aachen, Beschluss 
vom 18. Juni 2008 – 8 K 2513103)
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Justizvollzugsanstalt Oldenburg
Hauptanstalt Cloppenburger Straße 400, 26133 Oldenburg -
4 Außenabteilungen  -
Insgesamt 566 Haftplätze  -

Vollzugsformen
Hauptanstalt  -
(317 Haftplätze geschlossener Vollzug, Strafhaft und Untersuchungshaft) 
Abteilung Gerichtsstraße  -
(71 Haftplätze geschlossener Vollzug, Strafhaft) 
Abteilungen Nordenham, Wilhelmshaven und Cuxhaven  -
(178 Haftplätze offener Vollzug und Freigang)

Aufgaben und spezielle Funktionen
Geschlossener und offener Strafvollzug, Untersuchungshaft,  -
Sicherheitsstation, Transportumlauf
Arbeit in 6 Unternehmerbetrieben, Tischlerei, Schlosserei     -
Bildungsangebote (Haupt- und Realschulkurse,  -
modulare Weiterbildung, Computerführerschein)
Behandlung: Suchtberatung, Anti-Gewalttraining, Soziales Training,  -
Übergangsmanagement
Kriminalpräventive Behandlung -
Umfangreiches Freizeit-, Gruppen- und Gesundheitssportprogramm  -
Krankenstation mit 8 Betten  -
Zahnarztpraxis mit Prophylaxebehandlung für Gefangene  -
IT-Steuerungsstelle für den nds. Justizvollzug -

Personal
256 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  -
70 Ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter -
40 Kooperationspartnerinnen und -partner -

Anschrift
Justizvollzugsanstalt Oldenburg,  -
Cloppenburger Straße 400, 26133 Oldenburg   
Telefon: 0441 48590   -
Homepage: www.jva-oldenburg.de -

 Justizvollzugsanstalt Oldenburg

Gerd Koop
Koop.Gerd@jva-ol-niedersachsen.de
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Vorschau Heft 2/2010:
Off ener Vollzug – 
Risiko oder Chance?

Bezugspreise:
Einzelbesteller/in
Inland
Einzelbezug 6,00 EUR
Jahresabonnement 21,00 EUR

Sammelbezug
(Mindestens 5 Hefte einer Ausgabe an 
eine Versandadresse)
Inland
Jahresabonnement 13,10 EUR

Einzelbesteller/in
Ausland
Einzelbezug 6,20 EUR
Jahresabonnement 21,50 EUR

Sammelbezug
(Mindestens 5 Hefte einer Ausgabe an 
eine Versandadresse)
Ausland
Jahresabonnement 13,50 EUR

Sämtliche Preise sind incl. 7% Mehrwertsteuer sowie Versandkosten.
Die Kündigungsfrist für den Bezug der Zeitschrift beträgt drei Monate.

Eine Kündigung ist nur zum Jahresende möglich.

Einbanddecke  8,00 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)
Ordner A-Z      6,50 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)
Einlage A-Z pro Ausgabe 1,50 EUR (zzgl. Verpackung und Porto)



Schnitthemmende
Handschuhe
Außen Leder, innen Spectra oder 
Kevlar. Schutz für Ihre Hände.

Größen: XS - 3XL

Best.-Nr.:
5536  Kevlar    € 29,75
4526  Spectra  € 47,-

Vielseitige
Ausrüstungstasche
In dieser Cordura-Tasche herrscht 
Ordnung. Sie beinhaltet eine Vielzahl 
von Fächern. Es besteht die Möglich-
keit, einen Schriftzug, je nach Einsatz, 
anzubringen oder zu entfernen.

Maße: 60 x 22 x 33 cm (LxBxH)

Best.-Nr.:
4468  ohne Schriftzug  € 48,-

Passender Schriftzug: 
4205J  Justiz  € 17,85
Weitere fi nden Sie in 
unserem Online-Shop.

www.ENFORCER.de

Telefon: 07251 / 96510
Telefax: 07251 / 965114

E-Mail : info@enforcer.de

Unsere Filiale in 
Berlin fi nden Sie in der 

Rankestraße 14

Enforcer Pülz GmbH
Ubstadter Straße 36

76698 Ubstadt-Weiher

ab

29,75
EUR

kostenlos
225 Seiten

Katalog
anfordern!

Besuchen Sie   
uns im Internet
Besuchen Sie   

uns im Internet www.ENFORCER.de

ab

48,-
EUR



We i n ,  S e k t  u n d  Tr a u b e n s a f t  a u s 
ö ko l o g i s c h e m  A n b a u

Weingut Ludwig Seiler . Modenbachstraße 3 . 76835 Weyher
Telefon 0 63 23 - 42 19 . Telefax 0 63 23 - 98 10 73

email@weingut-seiler.de . www.weingut-seiler.de

Besuchen Sie unseren Online-Shop
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N a t u r s c h u t z h o f  2 0 0 6 Ökologischer Weinbau seit 1990

zwei Psychologinnen/Psychologen

Von der Bewerberin/dem Bewerber wird ein erfolgreicher Abschluss 
des Studiums der Psychologie als Diplom-Psychologin/Psychologe er-
wartet. Wünschenswert ist die Approbation zur/zum Psychologischen 
Psychotherapeutin/-en. Erwartet wird besonderes Interesse sowie ausge-
prägte Motivation für eine Tätigkeit im Justizvollzug.

Die Einstellung erfolgt als Beschäftigte/r (Entgeltgruppe 13 TV-L) oder 
Beamter/-in (BesGr. A 13 BBesG) im höheren Dienst. Daneben werden die 
im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen gewährt. Die Probezeit 
beträgt sechs Monate.

Bei Vorliegen der beamten- und laufbahnrechtlichen Voraussetzungen er-
folgt die Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Probe.

Ihre aussagekräftige Bewerbung senden Sie bitte bis zum  
28. Februar 2010 unter Beifügung von Lebenslauf, Zeugniskopien und 
Beurteilungen an das:

Ministerium der Justiz des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 301, 
Domplatz 2– 4, 39104 Magdeburg, Fernmündliche Auskunft erteilen:
Frau Kosmala (0391-567 6014), Herr Dankel (0391-567 6103)

Das Land Sachsen-Anhalt fördert die Einstellung von Frauen. 
Diese werden besonders gebeten, sich zu bewerben. Schwerbehinderte 
werden bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevor-
zugt berücksichtigt.

Das Ministerium der Justiz des Landes 
Sachsen-Anhalt sucht zum nächstmöglichen Zeit-
punkt für die Justizvollzugsanstalten des Landes

Übrigens ...

... wussten Sie schon, dass Sie bei uns auch Ihren 
kompletten Jahrgang binden lassen können?

Wir fertigen Ihnen für jeden Jahrgang eine 
Einbanddecke für nur 8,00 € an. 

Auf Wunsch binden wir aus Ihren Zeitschriften, 
die Sie uns gerne zusenden können, ein Buch 
zum Preis von 30,50 € inclusive Silberprägung. 

Alle Preise jeweils zuzüglich Porto und Verpackung.

Druckerei & Buchbinderei der JVA Heimsheim
Mittelberg 1
71296 Heimsheim
Telefon: 0 70 33 - 30 01 - 4 10   Fax: - 4 11
E-Mail: druckerei-h@jvaheimsheim.justiz.bwl.de

Vollzugsmanagement gewinnt praktische Bedeutung in der Gestaltung und 

Steuerung der Justizvollzugsanstalten und im Zusammenwirken dieser mit 

den Fachabteilungen in den jeweiligen Aufsichtsbehörden (in Deutschland 

regelmäßig die Justizministerien der Länder). 

Der folgende Regelkreis bietet einen Überblick über das, was Vollzugsma-

nagement bedeutet. Beginnend mit Element I baut zunächst jedes Element 

auf dem vorangegangenen auf. Da Vollzugsmanagement aber auch ein nicht 

endender Prozess ist, steht jedes Element mit jedem anderen in einer Wech-

selbeziehung. Aufgabe des Managements ist es, die jeweiligen Entwicklungs-

schwerpunkte im Regelkreis zu de� nieren und unter ihnen ein dynamisches 

Gleichgewicht herzustellen:

S T R A F V O L L Z U G  V O N  A - Z

V
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Bearbeitet von: Wolfgang Gottschalk

Vollzugsmanagement (1)

I.

gesetzliche u.

kriminologische

Grundlagen
X.

Controlling und

Fortschreibung

II.

Ziele und 

Leitbilder des

Justizvollzugs
III.

Wirkungs-

orientierte

Steuerung

IV.

Organisations-

Entwicklung

V.

Behandlungs-

management

VI.

Sicherheits-

management

VII.

Personal-

entwicklung und

-führung

VIII.

Kooperation mit

externen

Dienstleistern

IX.

Projekt- und

Qualitäts-

management Kommunikation 

und Interaktion

STRAFVOLLZUG VON A-Z
Kostenlose Beilage zu  Forum Strafvollzug

Mit der Sammlung Strafvollzug von A-Z wollen wir 
einen Beitrag leisten zur Erklärung von zentralen Begri� en 
des Justizvollzuges sowie der Stra� älligenhilfe.

In jeder Ausgabe werden etwa 8 Begri� e näher erläutert, zum Teil mit Hinwei-
sen zu gerichtlichen Entscheidungen oder sonstigen Vertiefungen.

Wir sprechen mit diesem Service insbesondere die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an, die sich noch in der Ausbildung be� nden. Durch das Heraus-
nehmen und Sammeln der Einlagen entsteht ein „Fachlexikon“, das fortlaufend 
ergänzt werden kann und auch für erfahrene Fachkräfte wertvoll ist.

Die Stichworte gliedern sich im Wesentlichen in drei Kategorien:
Grundbegri� e (zentrale, übergeordnete Begri� e des Strafvollzugs) -
Praxisbegri� e (Alltägliches aus der Praxis des Strafvollzugs,  -
oftmals in Übersichten oder Schemata)
Rechtsprechung (aktuelle Rechtsprechung, verständlich  -
und auf den wesentlichen 
Entscheidungsinhalt aufgearbeitet).

Ideal für Aus- und Weiterbildung

A-Z wird jedem Heft beigelegt, den Ordner 
können Sie gesondert für 6,50 EUR 
zzgl. Versand bestellen. 
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	Jahresprogramm 2010 der Führungsakademie für den Justizvollzug
	DVJJ-Veranstaltungen 1. Halbjahr 2010
	Europäisches Netzwerk für Kinder von Inhaftierten
	Projektwerkstatt - Projekte professionell und erfolgreich managen
	EGMR-Entscheidung zur Sicherungsverwahrung: Gewissenhafte Auswertung notwendig
	Nachträgliche Sicherungsverwahrung – ein politischer Fehlschlag?
	Moraltraining im Vollzug

	Titel
	Strafvollzug im Spannungsfeld von Medien und Öffentlichkeit
	Frisches Grün auf verbrannter Erde
	An den Deutschen Presserat
	Pressefreiheit hinter Gittern
	Öffentlichkeitsarbeit aus Sicht eines Ehrenamtlichen

	Kommentar
	Strafvollzug? Nein danke!

	Forschung und Entwicklung
	Strafvollzug in Deutschland

	Aus den Ländern
	Das Justizvollzugsgesetzbuch Baden-Württemberg

	Internationales
	Loi pénitentiaire
	Die Angehörigenarbeit in der Straffälligenhilfe

	Zur Disskussion
	Ist das System Strafvollzug veränderbar?
	Winds of Change

	Rechtsprechung
	Steckbriefe
	Impressum/Vorschau
	Umschlag
	Seite I
	Seite II
	Seite III
	Seite IV




